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Der WBGU erarbeitet derzeit ein Hauptgutachten mit 
dem Titel „Sicherheit – nachhaltig und integriert“. Ange-
sichts der dynamischen sicherheitspolitischen Debatten 
veröffentlicht er einzelne Kapitel bereits vorab als Teil-
gutachten. Im März 2026 erschien bereits eine erste Lage-
beurteilung zum Thema (www.wbgu.de/lagebeurteilung), 
in der die Notwendigkeit eines integrierten Sicherheits-
ansatzes verdeutlicht wurde. Neben Zivilschutz und 
militärischer Verteidigungsfähigkeit erachtet der WBGU 
die in der Abbildung gezeigten fünf Handlungsfelder als 
besonders wichtig für eine integrierte Sicherheitspolitik. 
Sie strukturieren das Hauptgutachten.

Sicherheitspolitik als Zukunftspolitik zu gestalten 
bedarf neben einem nachhaltigen Schutz unserer 
Lebensgrundlagen auch der gezielten Förderung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts als Fundament für 
innere, äußere und wirtschaftliche Sicherheit sowie für 
demokratische Handlungsfähigkeit. Entscheidend ist zu-
dem, Informationsintegrität als Basis für eine wehrhafte 
Demokratie zu gewährleisten, Rohstoffe und Techno-
logien abgewogen zu nutzen und einseitige Abhängig-
keiten zu reduzieren sowie internationale Beziehungen 
zu stärken. Das hier vorliegende erste Teilgutachten 
adressiert, wie in der Abbildung hervorgehoben, die 
ökologische Dimension integrierter Sicherheit.

Sicherheit – nachhaltig und integriert:
ein Überblick
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Globale Umweltveränderungen sind Sicherheitsrisiken, sie müssen daher in 
Sicherheitsstrategien integriert werden. Es gilt, neue fossile Pfadabhängigkeiten 
zu vermeiden und den Umstieg auf erneuerbare Energien als Sicherheitsgewinn 
zu nutzen. Die Rolle der natürlichen Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz 
sollte gesetzlich priorisiert werden. Kooperation bei Ökosystemschutz und 
nachhaltigem Management natürlicher Ressourcen ist eine Investition in 
Stabilität und Sicherheit.

Globale Umweltveränderungen wie Klimawandel, Bio-
diversitätsverlust und Verschmutzung sind Sicherheits-
risiken. Gleichzeitig können Umwelt- und insbesondere 
Klimapolitik zur nationalen Sicherheitspolitik beitragen. 
Diese Zusammenhänge sind wissenschaftlich anerkannt 
und wurden auf politischer Ebene bereits bis in den UN-
Sicherheitsrat hinein diskutiert. Auch in der Nationalen 
Sicherheitsstrategie der Bundesregierung (2023) wurde 
die Notwendigkeit eines integrierten Sicherheitsansatzes, 
der Umweltveränderungen einbezieht, bereits bestätigt, 
bisher allerdings nicht konsequent umgesetzt.

Umwelt stärker in Sicherheitsarchitektur integrieren
Umweltschutz ist Daseinsvorsorge und Grundlage der 
langfristigen Erhaltung von Wohlstand und Wohlbe-
finden und somit Teil vorausschauender intersektoraler 
Sicherheitspolitik in allen Politikfeldern. Der Schutz und 
die Wiederherstellung der natürlichen Lebensgrundlagen 
können die gesellschaftliche Resilienz und Handlungs-
fähigkeit langfristig und systematisch stärken.

Der WBGU empfiehlt (1) Umweltveränderungen und 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft 
in die Arbeit des Nationalen Sicherheitsrats zu integrie-
ren, auch durch die Priorisierung der natürlichen Infra-
struktur für den Bevölkerungsschutz. Umweltrisiken 
sollten zentraler Bestandteil der Arbeit des Rates sein. 
(2) Systemische Risikoanalysen sollten neben klassischen 
Sicherheitsbedrohungen auch schleichende Risiken durch 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Verschmutzung und 

andere Umweltrisiken integrieren. Eine kontinuierliche, 
umfassende nationale Risikoanalyse sollte durch den 
deutschen Nationalen Sicherheitsrat koordiniert und 
prioritär vorangetrieben werden. Die Prävention von 
Sicherheitsrisiken sollte dabei das Leitmotiv sein. Zudem 
sollten umfassende Foresight-Analysen mit ausgearbeite-
ten Anpassungsszenarien und Strategien zur Umsetzung 
erfolgen. (3) Konfliktprävention und Friedenssicherung 
bzw. Friedensförderung müssen im Bundeshaushalt die 
gleiche Wertigkeit bekommen wie Verteidigung. Diese 
Gleichwertigkeit sollte auch für Politikgestaltung, Finan-
zierung und politische Kommunikation in der EU sowie 
in der NATO gelten.

Klimastabilisierung als Sicherheitsfaktor
Ein Stopp der Klimaerwärmung sowie langfristig die 
Rückführung der global gemittelten Temperatur durch 
Entfernung von CO2 aus der Atmosphäre sind aus Sicht 
des WBGU zentrale Bausteine einer integrierten Sicher-
heitsarchitektur. Dies erfordert zum einen, die Verbren-
nung fossiler Energieträger so vollständig wie möglich 
einzustellen. Eine Umstellung auf ein Energiesystem, das 
auf erneuerbaren Energien basiert, kann gleichzeitig die 
Versorgungssicherheit, Resilienz und damit auch geopoli-
tische Handlungsspielräume steigern. Daneben müssen 
die weitgehende Elektrifizierung in allen Verbrauchs-
sektoren sowie gegebenenfalls die Wasserstoffnutzung 
in den Fokus rücken. Im Stromsystem erhöhen eine 
flexible Verbrauchsseite, Speichertechnologien sowie 

Zusammenfassung
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Dezentralität die Resilienz. Die gezielte Entfernung von 
CO2 aus der Atmosphäre ist notwendig, darf aber nicht 
zu neuen Risiken, z. B. für gesellschaftliche Gruppen, 
Ernährung oder Biodiversität, führen.

Natürliche Infrastruktur für Bevölkerungsschutz
Der WBGU definiert natürliche Infrastruktur als Ökosys-
teme, die Funktionen des Bevölkerungsschutzes erfüllen, 
z.B. durch Hitzeschutz, Klimaschutz, Wasser- und Luft-
reinigung. Dazu gehören vor allem Flächen von besonde-
rer Bedeutung für Naturschutz- und Landschaftspflege, 
die sowohl in Siedlungs- als auch in Freiräumen liegen 
können. Um dieser Bedeutung für den Bevölkerungs-
schutz gerecht zu werden, sollte die natürliche Infra-
struktur gesetzlich priorisiert werden. Voraussetzung 
hierfür ist aus Sicht des WBGU die gesetzliche Zuweisung 
eines überragenden öffentlichen und sicherheitspoliti-
schen Interesses.

Zur Identifizierung und Ausweisung jener Flächen, 
Naturräume und deren Bestandteile, die als natürliche In-
frastruktur für den Bevölkerungsschutz im überragenden 
öffentlichen Interesse liegen, ist eine Inventarisierung 
erforderlich, z.B. mit Hilfe von Fernerkundung. Für den 
Schutz natürlicher Infrastruktur braucht es auch inter-
nationale Kooperation und Finanzierung. Daher sollte die 
Bundesregierung sich weiterhin aktiv und ambitioniert 
an Finanzierungsmodellen wie dem Green Climate Fund 
oder den verschiedenen REDD+ Fonds beteiligen und 
diese mit anderen Staaten gemeinsam weiterentwickeln. 
In Deutschland sollte die Finanzierung der natürlichen 
Infrastruktur ähnlich wie bei grauer Infrastruktur eta-
bliert werden.

Um die natürliche Infrastruktur und ihre Ökosys-
temleistungen vor schleichenden Umweltrisiken zu 
schützen, sollten übergreifende Frühwarnsysteme wei-
terentwickelt werden, die vorausschauendes Handeln 
und bestenfalls Präventivfinanzierungen ermöglichen. 
Zur Risikoeindämmung ist es zudem nötig, die Bevöl-
kerung, relevante Akteure des Bevölkerungsschutzes 
sowie die Bundeswehr für die zunehmenden Gefahren 
zu sensibilisieren. Anreize für Ehrenamt und Teilnahme 
an Citizen-Science-Projekten können hierzu beitragen.

Friedensfördernde Umweltprojekte unter
lokaler Führung ausbauen
Ökosystemschutz und das gemeinsame Management na-
türlicher Ressourcen haben das Potenzial, zur Friedens-
förderung beizutragen, indem sie Vertrauen zwischen 
gesellschaftlichen Gruppen bzw. zwischen Regierungen 
stärken. Sie können auch Selbstwirksamkeit und Resi-
lienz fördern – sowohl international als auch in Deutsch-
land. Sie sollten daher in der Entwicklungspolitik und 
im Peacebuilding systematisch ausgebaut werden. Kon-
flikt- und gendersensible Ansätze, die Beteiligung lokaler 

Akteure sowie die Integration lokalen und indigenen 
Wissens sollten verpflichtend in entsprechende Pro-
gramme aufgenommen werden.

Der WBGU empfiehlt einen kooperativen, inklusiven 
Ökosystemschutz unter Leitung lokaler Akteure. Dabei 
sollte sowohl die Erhaltung natürlicher Lebensgrund-
lagen als auch die nachhaltige Nutzung von Ressourcen 
und Flächen ermöglicht werden. Mosaiklandschaften, 
die verschiedene Funktionen vereinen, sollten koope-
rativ, inklusiv und gegebenenfalls grenzüberschreitend 
gestaltet werden.

Um die gesellschaftliche Verantwortung junger Men-
schen und zwischenstaatliche bzw. lokale Kooperation 
zu stärken, empfiehlt der WBGU, das ökologische und 
soziale Jahr als gleichwertig gegenüber dem Wehrdienst 
anzuerkennen. Zudem sollten die Leitlinien für zivile 
Konfliktprävention in die Umsetzungsrichtlinien der 
nationalen Sicherheitsstrategie integriert werden.

Forschungsempfehlungen
Die Forschung zur Umsetzung von Klima- und Natur-
schutzzielen als Sicherheitsmaßnahmen sollte gestärkt 
werden. Ebenfalls empfehlenswert sind interdisziplinäre 
Forschungsinitiativen an der Schnittstelle zwischen Um-
welt und Sicherheit. Dies betrifft insbesondere die Erfor-
schung von Sicherheitsrisiken mit Blick auf großräumige, 
schleichende Veränderungen bis hin zu Kipppunkten, 
die Risiken für die menschliche Sicherheit verstärken 
können.

Darüber hinaus sollte die Evidenzbasis für die Ver-
bindung zwischen Umweltveränderungen und Konflik-
ten verbessert und regional angepasst herausarbeitet 
werden. Es fehlen Studien zum Zusammenwirken von 
Umweltkrisen sowie entsprechenden Risikokaskaden 
und deren Bedeutung für nationale und internationale 
Sicherheit – von Bedrohungen der Ernährungssicherheit 
und Gesundheit über gesellschaftliche Destabilisierung 
bis hin zu Flucht und gewaltsamen Konflikten.

Um die Erfolgsfaktoren hinsichtlich des Designs, des 
Managements und der Leistung natürlicher Infrastruktur 
für den Bevölkerungsschutz zu evaluieren, sollte die 
transdisziplinäre wissenschaftliche Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet forciert werden. 

Darüber hinaus sollte die Forschung zu sicherheits-
relevanten Mehrgewinnen von kooperativem Öko-
systemschutz und Ressourcenmanagement ausgeweitet 
werden. Der WBGU empfiehlt, die Begleitforschung 
für konfliktsensible Ansätze und Environmental Peace-
building in deutscher Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitärer Hilfe zu fördern, insbesondere zur Wirksam-
keit von grenzüberschreitenden Naturschutzprojekten 
und Environmental-Peacebuilding-Prozessen.
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Global environmental changes pose security risks and must therefore be inte-
grated into security strategies. It is essential to avoid creating new fossil-fuel 
path dependencies and to harness the transition to renewable energies as a 
security gain. The role of natural infrastructure in civil protection should be 
prioritized by law. Cooperation on ecosystem conservation and on the sustain-
able management of natural resources is an investment in stability and security.

Global environmental changes such as climate change, 
biodiversity loss and pollution are security risks. At the 
same time, environmental policy – and climate policy 
in particular – can contribute to national security policy. 
These interrelationships are scientifically recognized 
and have already been discussed at the political lev-
el, including by the UN Security Council. The German 
Government’s National Security Strategy (2023) has also 
confirmed the need for an integrated security approach 
that takes environmental changes into account, although 
this has not yet been consistently implemented.

Integrate the environment more closely into the 
security architecture
Environmental protection is a basic public service and the 
foundation for the long-term preservation of prosperity 
and well-being, and is thus part of forward-looking, 
intersectoral security policy across all policy areas. The 
conservation and restoration of the natural life-support 
systems can strengthen society’s resilience and ability 
to act systematically and long-term. 

The WBGU recommends (1) permanently integrating 
environmental changes and the protection of natural 
life-support systems into the work of the National Se-
curity Council, also by prioritizing natural infrastructure 
for civil protection. Environmental risks should be a 
key component of the Council’s work. (2) Systemic risk 
analyses should integrate not only classic security threats 
but also creeping risks from climate change, biodiversity 
loss, pollution and other environmental risks. A con-
tinuous, comprehensive national risk analysis should 

be coordinated and prioritized by the German National 
Security Council. The prevention of security risks should 
be the guiding principle here. In addition, comprehensive 
foresight analyses should be carried out, including de-
tailed adaptation scenarios and implementation strategies. 
(3) Conflict prevention, peacekeeping and peacebuilding 
should be given equal weight in the federal budget as 
defence. This parity should also apply to policy-making, 
financing and political communication within the EU 
and NATO. 

Climate stabilization as a security factor
In the WBGU’s view, halting global warming and, in the 
long term, reducing the global average temperature by 
removing CO2 from the atmosphere are key components 
of an integrated security architecture. On the one hand, 
this requires phasing out the burning of fossil fuels as 
comprehensively as possible. A transition to an energy 
system based on renewables can simultaneously enhance 
supply security, resilience and, consequently, geopolitical 
room for manoeuvre. Furthermore, the focus must shift 
towards extensive electrification across all consumption 
sectors and, where appropriate, towards the use of hy-
drogen. In the electricity system, flexible consumption, 
storage technologies and decentralization can increase 
resilience. Carbon dioxide removal is necessary, but must 
not lead to new risks, e.g. for societal groups, food se-
curity or biodiversity.

Summary
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Natural infrastructure for civil protection
The WBGU defines natural infrastructure as ecosystems 
that fulfil functions of civil protection, e.g. through 
heat protection, climate protection, and water and air 
purification. This includes, above all, areas of particular 
importance for nature conservation and landscape con-
servation, which can be located both in built-up and in 
open spaces. In order to do justice to this importance 
for civil protection, the natural infrastructure should be 
prioritized by law. In the WBGU’s view, a prerequisite 
for this is the legal designation of an overriding public 
and security-policy interest.

An inventory is required in order to identify and 
designate those areas, natural spaces and their compo-
nents that, as natural infrastructure, are in the overriding 
public interest for civil protection; this could be carried 
out, for example, using remote sensing. The protection 
of natural infrastructure also requires international co-
operation and funding. The German Government should 
therefore continue to participate actively and ambitiously 
in financing models such as the Green Climate Fund or 
the various REDD+ funds, and further develop these in 
collaboration with other states. In Germany, funding for 
natural infrastructure should be established in a similar 
way to that for grey infrastructure. 

To protect natural infrastructure and its ecosystem ser-
vices from creeping environmental risks, cross-sectoral 
early-warning systems should be further developed to 
enable forward-looking action and, ideally, preventive 
funding. In order to mitigate risks, it is also necessary to 
raise awareness among the public, relevant civil-society 
and civil-protection actors, and the German Armed Forces 
regarding the growing dangers; incentives for volunteer-
ing schemes and participation in citizen-science projects 
can contribute to this.

Expand locally run environmental 
peacebuilding projects
Ecosystem conservation and the joint management 
of natural resources have the potential to contribute 
to peacebuilding by fostering trust between societal 
groups and between governments. They can also pro-
mote self-efficacy and resilience – both internationally 
and in Germany. They should therefore be systematically 
consolidated in development policy and peacebuilding. 
Conflict- and gender-sensitive approaches, the involve-
ment of local actors, and the integration of local and 
indigenous knowledge should be made mandatory in 
relevant programmes.

The WBGU recommends cooperative, inclusive ecosys-
tem conservation led by local actors. This should facilitate 
both the preservation of the natural life-support systems 
and the sustainable use of resources and land. Mosaic 
landscapes that combine different functions should be 

designed in a cooperative, inclusive and, where appro-
priate, transboundary manner. 

To strengthen young people’s societal responsibility 
and intergovernmental or local cooperation, the WBGU 
recommends recognizing the Ecological and Social Year as 
being of equal value to military service. Furthermore, the 
German Government policy guidelines for civil conflict 
prevention should be integrated into the implementation 
guidelines of the National Security Strategy.

Research recommendations
Research into the implementation of climate-mitigation 
and nature-conservation targets as security measures 
should be strengthened. Interdisciplinary research in-
itiatives at the interface between environment and se-
curity are also recommended. This applies in particular 
to research into security risks with regard to large-scale, 
gradual changes leading to tipping points that can exac-
erbate risks to human security. 

In addition, the evidence base for the link between 
environmental changes and conflicts should be improved 
and developed in accordance with the regional context. 
There is a lack of studies on the interaction of environ-
mental crises, as well as associated risk cascades and 
their significance for national and international secur-
ity – ranging from threats to food security and health, 
through societal destabilization, to displacement and 
violent conflicts.

In order to evaluate the success factors regarding the 
design, management and performance of natural infra-
structure for civil protection, transdisciplinary scientific 
collaboration in this field should be promoted. 

Furthermore, research into security-relevant mul-
tiple benefits of cooperative ecosystem conservation 
and resource management should be expanded. The 
WBGU recommends promoting accompanying research 
on conflict-sensitive approaches and environmental 
peacebuilding in German development cooperation and 
humanitarian aid, particularly regarding the effective-
ness of transboundary nature-conservation projects and 
environmental peacebuilding processes. 
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Globale Umweltveränderungen sind Sicherheitsrisiken, sie müssen daher in 
Sicherheitsstrategien integriert werden. Es gilt, neue fossile Pfadabhängigkeiten 
zu vermeiden und den Umstieg auf erneuerbare Energien als Sicherheitsgewinn 
zu nutzen. Die Rolle der natürlichen Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz 
sollte gesetzlich priorisiert werden. Kooperation bei Ökosystemschutz und 
nachhaltigem Management natürlicher Ressourcen ist eine Investition in 
Stabilität und Sicherheit.

Der Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen ist eine essenzielle Voraus-
setzung für resiliente Gesellschaften, 
für gesellschaftliche und politische 
Handlungsfähigkeit, wirtschaftliche 
Stabilität und Wohlstand. Globale 

Umweltveränderungen wie Klimawandel, Biodiversi-
tätsverlust und Verschmutzung sind ein Sicherheitsrisiko. 
Diese Verbindungen zwischen Umwelt und Sicherheit 
sind wissenschaftlich anerkannt und werden auch auf 
politischer Ebene diskutiert, bis in den UN-Sicherheitsrat 
hinein. Auch auf nationaler Ebene wurde ein integrierter 
Sicherheitsansatz in der Nationalen Sicherheitsstrategie 
der Bundesregierung (2023) als notwendig anerkannt 
(Kasten 1.1-1).

Gegenüber aktuellen geopolitischen Spannungen, 
akuten Krisen und militärischen Konflikten erhalten 
die umweltbezogenen Sicherheitsdimensionen aktuell 
jedoch nicht die nötige politische Aufmerksamkeit. Das 
hat potenziell gravierende Folgen für Mensch und Na-
tur. Durch eine unzureichende und zeitlich verzögerte 
Umsetzung des integrierten Sicherheitsansatzes ver-
engen sich Handlungsspielräume für das Bewältigen 
der Umweltkrisen. Menschliche Gesellschaften sowie 
Ökosysteme bewegen sich in eine zunehmend unsichere 
Zukunft. Zu den sicherheitsrelevanten Folgen gehört die 
Erosion der natürlichen Lebensgrundlagen, darunter der 
Verlust von Lebensräumen und Artenvielfalt in der Natur 
und von Siedlungsraum für den Menschen, Belastungen 
der Gesundheit sowie die Knappheit von Ressourcen wie 

Wasser und Böden, was die Ernährungsunsicherheit be-
sonders bedroht. Menschen können ihre Lebensgrund-
lage verlieren und in Konflikte geraten, die der Gesell-
schaft letztendlich die Existenzgrundlage entziehen.

Kapitel 1.1 verdeutlicht die Sicherheitsimplikationen 
globaler Umweltveränderungen, Kapitel 1.2 erläutert die 
Bedeutung der Umweltpolitik für die nationale und inter-
nationale Sicherheit. Anschließend schlägt der WBGU 
drei exemplarische Ansätze vor, wie Umweltpolitik 
direkt und indirekt an Sicherheitspolitik mitwirken kann: 
Kapitel 1.3 zeigt, wie Klimaschutz und Energiewende 
zu Sicherheit beitragen und wie dieser Beitrag erhöht 
werden kann; Kapitel 1.4 verdeutlicht, wie natürliche 
Infrastruktur den Bevölkerungsschutz unterstützt, und 
Kapitel 1.5 legt dar, dass Ökosystemschutz und das nach-
haltige Management natürlicher Ressourcen lokale und 
internationale Kooperationschancen bieten und somit 
langfristig zum Frieden beitragen können. Kapitel 1.6 
enthält Handlungs- und Forschungsempfehlungen.

1.1
Die Erosion natürlicher Lebensgrundlagen 
bedroht unsere Sicherheit

Die Auswirkungen des Klimawandels und die mit ihm 
verbundenen Umweltkrisen – Biodiversitätsverlust und 
Verschmutzung – werden weltweit von Expert:innen 
als hohes Risiko für Sicherheit angesehen (WEF, 2026; 
Pörtner et al., 2021: 65; Adger et al., 2014: 758; IPCC, 

Umwelt prägt Sicherheit
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2018; IPCC, 2019; IPCC, 2023). Sie gefährden die zent-
ralen Grundlagen gesellschaftlicher und politischer Sta-
bilität, von Wohlstand und Frieden. Der WBGU (2007) 
hat bereits in seinem Hauptgutachten „Welt im Wandel: 
Sicherheitsrisiko Klimawandel“ erörtert, wie der Kli-
mawandel die nationale und internationale Sicherheit 
bedroht und globale Destabilisierungsprozesse (auch 
im politischen Bereich) antreibt. Anhand ausgewählter 
Konfliktkonstellationen (Süßwasserdegradation, abneh-
mende Nahrungsmittelproduktion, zunehmende Sturm- 
und Flutkatastrophen sowie umweltbedingte Migration) 
analysierte der WBGU, wie sich der Klimawandel in 
verschiedenen „Brennpunkten“ der Welt sicherheits-
gefährdend auswirkt und erarbeitete neun Initiativen 
zur Vermeidung von Destabilisierungs- und Konflikt-
risiken. Diese Empfehlungen haben weiterhin Relevanz. 
Hierzu zählen eine Reform internationaler Governance 
mit Stärkung kooperativer und präventiver Elemente 
sowie die Vermeidung eines gefährlichen Klimawandels, 
z. B. durch Umgestaltung von Energiesystemen. Auch 
die Anpassung an den Klimawandel einschließlich der 
Unterstützung besonders betroffener Staaten ist weiter-
hin notwendig (WBGU, 2007).

Diese Analyse wird im Folgenden systematisch aktu-
alisiert und ergänzt. Dazu werden mit dem Klimawandel 
verschränkte Bedrohungen wie Biodiversitätsverlust und 
Verschmutzung anhand konkreter Beispiele dargestellt, 
und zwar für drei relevante Lebensbereiche: Ernährung, 
Gesundheit und Bewohnbarkeit. Klimawandel, Biodiver-
sitätsverlust und Verschmutzung wirken sich individuell 
auf Sicherheit aus – besondere Herausforderungen ent-
stehen jedoch durch das Zusammenspiel sich gegenseitig 
verstärkender Risiken sowie Risikokaskaden (Abb. 1.1-1; 
IPCC, 2022; IPCC, 2023).

Die durch den Menschen verursachten Umweltverän-
derungen schreiten beschleunigt voran. Artenzusammen-
setzung und Lebensräume verändern sich zunehmend 
durch menschliche Einflüsse, Ökosysteme verlieren an 
Komplexität und Funktionalität (IPBES, 2019: 25 f.; Pört-
ner et al., 2021: 16, 61, 80; Mateos und Bhatnagar, 2024). 
Es wird angenommen, dass die globale Artensterbera-
te bereits mindestens 10- bis 100-mal höher ist als im 
Durchschnitt der vergangenen zehn Mio. Jahre (IPBES, 
2019: 238; Ceballos et al., 2015). Der Living Planet Index 
(LPI) des WWF zeigt, dass die durchschnittliche Größe der 
erfassten Wildtierpopulationen zwischen 1970 und 2020 
um 73% zurückgegangen ist, in Lateinamerika und der 
Karibik sogar um rund 95% (WWF, 2024a: 24 ff.). Die 
Jahre 2015 bis 2025 waren das wärmste Jahrzehnt seit Be-
ginn der Messungen (Guglielmo et al., 2026; WMO, 2026). 
Extremereignisse nehmen zu, und die Ausdehnung von 
Meereis und Gletschern verringert sich weiter. Mit dem 
großflächigen Ausbleichen und Absterben von Warm-
wasserkorallenriffen ist bereits ein Kipppunkt überschrit-
ten, also ein kritischer Schwellenwert, jenseits dessen 
potenziell irreversible Veränderungen eines Ökosystems 
eintreten (Lenton et al., 2025: 260 ff.; IPCC, 2022: 447). 
Weitere Systeme nähern sich Schwellenwerten zu irrever-
siblen Veränderungen, was u. a. zum Verlust wichtiger 
Ökosystemleistungen führen kann (Tollefson, 2025; Len-
ton et al., 2025; IPCC, 2022). In den Sachstandsberichten 
des IPCC werden solche Schwellenwerte für verschiedene 
Systeme als Übergänge zu hohen Risiken beschrieben, 
die mit hohem Vertrauen oft schon bei einer globalen 
Erwärmung von 1,5°C erreicht oder überschritten werden 
(Abb. 1.1-2; IPCC, 2022, 2023). Auch die weltweite Luft-, 
Wasser- und Bodenverschmutzung nimmt trotz regionaler 
Verbesserungen weiter zu (UNEP, 2021).

Kasten  1.1-1

Integrierte Sicherheit

Das Konzept der integrierten Sicherheit umfasst aus Sicht des 
WBGU vier Aspekte: 

Risiken integriert adressieren: Risiken für Staaten und Indivi-
duen werden umfassend und mit ihren gegenseitigen Wechsel-
wirkungen berücksichtigt. Neben militärischen Bedrohungen 
werden insbesondere Umweltrisiken (inklusive Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust, Verschmutzung), Gefahren für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, die Informationsintegrität, die 
Technologie- und Rohstoffsouveränität sowie internationale 
Kooperation einbezogen.

Umsetzung kohärent gestalten: Risiken werden über Res-
sort- und Governanceebenen hinweg identifiziert und durch 
gemeinsame Strategien und ressortübergreifend koordinierte 
Politikinstrumente reduziert.

Kooperative und auf Abwehr setzende sicherheitspolitische 
Instrumente verbinden: Sicherheitspolitik besteht aus Koopera-
tions- und Verteidigungspolitik. Auf Abwehr setzende Instru-
mente kommen – sofern erforderlich – in enger Verschränkung 
mit kooperativen Ansätzen zum Einsatz.

Reaktiv wie vorausschauend agieren: Kurz-, mittel- und 
langfristige Risiken sowie reaktive, präventive und resilienz-
orientierte Handlungsmöglichkeiten werden einbezogen. Eine 
Steigerung der allgemeinen Resilienz erfordert dabei einen 
langfristigen, komplexen Lernprozess und ggf. eine grund-
legende Transformation.

Bei der Weiterentwicklung der deutschen Nationalen 
Sicherheitsstrategie, die den Begriff der integrierten Sicherheit 
bereits verwendet, sollten alle vier Dimensionen ausgewogen 
berücksichtigt werden. Das gilt auch für Strukturen und Pro-
zesse, die ihrer Umsetzung dienen, beispielsweise den 
Nationalen Sicherheitsrat sowie systematische, regelmäßige 
Risikoanalysen.
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Abbildung 1.1–1
Folgen der Umweltrisiken für die menschliche sowie die nationale und internationale Sicherheit. Klimawandel, Biodiversitäts-
verlust und Verschmutzung gefährden nicht nur Gesundheit und natürliche Lebensgrundlagen des Menschen, sie steigern auch 
das Risiko für Konflikte, innerhalb eines Landes und über Staatsgrenzen hinweg.
Quelle: WBGU, verändert nach Defra, 2026

Von Menschen verursachte Umweltrisiken sind sicherheitsrelevant
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> Wasser-, Boden- und Luftverschmutzung
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z. B.:
> Ernährungsunsicherheit
> Wasserunsicherheit
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> Verlust der Bewohnbarkeit
> Verlust der Existenzgrundlage/Armut
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 Konflikte>
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z. B.:
> Politische Polarisierung und 
   Instabilität
> Ökonomische Unsicherheit, u.a
   Unterbrechung von Lieferketten
>
   Bürgerkriege

Zwischenstaatliche Konflikte,

> Extremismus, Terrorismus
> Organisierte Kriminalität

Von Menschen verursachte Umweltkrisen 
sind sicherheitsrelevant

Menschliche Handlungen

Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust, 

Verschmutzung

Physikalische und 
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(regional bis global)

Risiken für die menschliche 
Sicherheit

Nationale und internationale 
Sicherheitsrisiken

Wechselwirkungen

Gesellschaftliche und ökologische Stabilität hängen 
oft zusammen. Vulnerabilität und Anpassungsfähigkeit 
von Natur und Mensch im Hinblick auf die Umweltverän-
derungen sind geprägt durch Kontextfaktoren und lokale 
Rahmenbedingungen (Abb. 1.1-3). Hierzu gehören z.B. 
Governancestrukturen, finanzielle und technologische 
Möglichkeiten, räumliche und soziale Strukturen, öko-
nomische Teilhabe oder Zugang zu Ressourcen. Auch 
lokale Nutzungen mariner und terrestrischer Räume 
sowie ihre Strukturveränderungen können Vulnerabili-
täten und Anpassungsfähigkeiten beeinflussen. Durch 
Umweltkrisen verstärkte Ressourcenengpässe gefährden 
regional die wirtschaftliche Stabilität und Bewohnbarkeit 

und verschärfen soziale Spannungen, zwischenstaat-
liche Konflikte und existenzielle Bedrohungen (WEF, 
2025; WBGU, 2024b; IPBES, 2019; Rigaud et al., 2018). 
Umwelt- und insbesondere Klimaveränderungen kön-
nen unter instabilen gesellschaftlichen Bedingungen 
konfliktverstärkend wirken: Wenn Menschen ihren Le-
bensunterhalt verlieren und Wasser- oder Ernährungs-
unsicherheit entstehen, können bewaffnete Gruppen 
diese Notlagen ausnutzen (UNCCD, 2024: 21; Läderach 
et al., 2021).

In stark von Klima- und anderen Umweltveränderun-
gen betroffenen Gesellschaften sind in der Regel auch 
gesellschaftlicher Zusammenhalt, die Funktionsfähigkeit 
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Abbildung 1.1–2
Klimafolgen (nicht vollständig) und damit verbundene globale und regionale Risiken. Anstieg des Risikoniveaus (von weiß über 
gelb bis rot/lila) in Abhängigkeit von der globalen Erwärmung. (a): Links: Globale Veränderungen der Oberflächentemperatur 
[°C] im Vergleich zum Referenzzeitraum 1850–1900. Rechts: Vergleich der Einschätzungen aus den Sachstandsberichten des 
IPCC aus den Jahren 2022 (AR6, breite Säulen) und 2014 (AR5, schmale Säulen) im Hinblick auf die Gründe zur Besorgnis 
(Reasons for Concern, RFC). Die Risikogrenzen haben sich seit dem AR5 in Richtung niedrigerer Temperaturen verschoben. 
Die Linien verbinden jeweils die Mittelpunkte des Übergangs von moderatem (gelb) zu hohem Risiko (rot) zwischen AR5 und 
AR6. (b): Ausgewählte globale Risiken für Land- und Meeresökosysteme, die den Anstieg des Risikos mit zunehmender globaler 
Erwärmung veranschaulichen (bei geringer bis gar keiner Anpassung). An Land gehören Biodiversitätsverlust und das Auftauen 
der Permafrostböden zu den Hauptrisiken, in marinen Ökosystemen die Zerstörung der Warmwasserkorallen. Extreme Risiken 
können durch selbstverstärkende Prozesse und dadurch erhöhte Erwärmung ausgelöst werden.
Quelle: IPCC, 2023: 17
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des Staates und wirtschaftliche Produktivität besonders 
herausgefordert beziehungsweise eingeschränkt (Black et 
al., 2022). Auch wenn es in Konflikten oft um die Vertei-
lung natürlicher Ressourcen geht, entstehen sie typischer-
weise aus einem bestimmten sozioökonomischen und 

politischen Kontext heraus (Mach et al., 2019; Wieder-
kehr et al., 2022). Gleichzeitig kann Umweltzerstörung 
durch Kriege oder Konflikte verstärkt oder von gesell-
schaftlichen, politischen oder ökonomischen Akteuren 
gezielt als Destabilisierungsstrategie genutzt werden, 

Jeder weitere Anstieg der globalen Erwärmung erhöht die Risiken
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z. B. wenn kriminelle Gruppen systematisch Personen 
rekrutieren, die durch Umweltzerstörung ihren Lebens-
unterhalt (etwa in der Landwirtschaft) verloren haben 
(Black et al., 2022: 30 f.).

Menschliches Handeln und die jeweiligen sozioöko-
nomischen und politischen Rahmenbedingungen bestim-
men daher maßgeblich die ökologischen Dimensionen 
integrierter Sicherheit.

1.1.1
Auswirkungen der Umweltkrisen auf 
verschiedene gesellschaftliche Bereiche

Umweltkrisen wie Klimawandel, Biodiversitätsverlust 
und Verschmutzung gefährden zunehmend die Sicher-
heit auf unterschiedlichen Ebenen. Diese Auswirkungen 
werden im Folgenden beispielhaft an der Wasser- und 
Ernährungssicherheit, der menschlichen Gesundheit 
sowie der Bewohnbarkeit einzelner Regionen gezeigt.

Die Wasser- und Ernährungssicherheit ist besonders 
bedroht. Landnutzungsveränderungen in Kombination 

mit extremeren Temperaturen, veränderten Nieder-
schlagsmustern, häufigeren und intensiveren Dürre-
perioden sowie verschmutzten Böden und verschmutz-
tem Wasser führen zu einem Rückgang von Ernteerträ-
gen und verfügbarem Trinkwasser (WBGU, 2020, 2024b). 
Der IPCC geht davon aus, dass der Klimawandel die 
landwirtschaftliche Nahrungsmittelproduktion bis Ende 
des Jahrhunderts zunehmend unter Druck setzen wird 
(Pörtner et al., 2022: 57 f.; Abb. 1.1-4). Für den Zeit-
raum 2069–2099 projizieren Klima- und Erntemodelle 
hohe Ernteverluste verglichen mit dem Referenzzeitraum 
1983–2013 (Jagermeyr et al., 2021). Für Mais, dem 
in vielen Regionen wichtigsten Getreide hinsichtlich 
Gesamtproduktion und Ernährungssicherheit, könnten 
selbst in einem niedrigen Emissionsszenario in Kombi-
nation mit einer nachhaltigen Entwicklung (SSP1-2.6 

„Nachhaltigkeit“) Ernteverluste von 6% entstehen. Im 
Szenario „Fossile Entwicklung“ (SSP5-8.5) könnten es 
sogar bis zu 24 % Ernteverluste sein. Bei diesem Sze-
nario handelt es sich um ein Extremszenario, dessen 
angenommener Emissionsverlauf angesichts der sinken-
den Kosten erneuerbarer Energien, der vorhandenen 

Abbildung 1.1–3
Lokale Rahmenbedingungen, Umwelt und Sicherheit bedingen einander: 1) Vom politischen, ökonomischen und gesellschaft-
lichen Kontext, etwa der Finanzlage, der demografischen Entwicklung oder der Versorgungsinfrastruktur, hängt ab, wie stark 
sich Umweltveränderungen auf Sicherheit auswirken (hellblaue, gepunktete Pfeile). 2) Umgekehrt beeinflussen Umweltverän-
derungen auch Kontextfaktoren, mit Auswirkungen auf die Sicherheit (dunkelblaue, gepunktete Pfeile). Umweltzerstörung kann 
sogar gezielt als Destabilisierungsstrategie genutzt werden.
Quelle: WBGU
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Klimaschutzbemühungen und derzeitiger Emissions-
trends nicht mehr plausibel ist (van Vuuren et al., 2026). 
Es verdeutlicht jedoch die immer noch vorhandenen 
Risiken, die mit einer durch selbstverstärkende Prozesse 
erhöhten Klimaerwärmung verbunden wären. Die ge-
nannten Entwicklungen machen insbesondere Gesell-
schaften in Trockengebieten anfällig für ökonomische 
und politische Instabilität.

Zunehmende Landnutzungsänderungen, intensive 
Landwirtschaft und Klimawandelauswirkungen sowie 
daraus resultierende Bodendegradation verstärken den 
Verlust von Bestäubern, Insektenfressern und anderen 
Nützlingen – mit gravierenden, auch wirtschaftlichen 
Folgen (IPBES, 2019; Feuerbacher et al., 2025; Feuer-
bacher, 2025). Eine Studie von Feuerbacher et al. (2025) 
deutet darauf hin, dass ein Zusammenbruch der wilden 
Bestäuberpopulationen in Europa im Zeitraum von 2017 
bis 2030 zu jährlichen Verlusten von 23,8 Mrd. € führen 
könnte. Für die Europäische Union sind es 12,4 Mrd. € 
Verluste und global aufgrund abhängiger Lieferketten 
34,4 Mrd. €. Die Ernährungssicherheit ist aber nicht 
nur durch Veränderungen terrestrischer Ökosysteme 
bedroht: Mehr als 37 % der globalen Fischbestände sind 
überfischt (IPCC, 2022: 42), und bis zum Jahr 2100 wird 
die globale natürliche Fischbiomasseproduktion im Ver-
gleich zum Referenzzeitraum (1986–2005) sowohl unter 
Niedrig- als auch unter Hochemissionsszenarien abneh-
men (IPCC, 2019; IPCC, 2023: 63). Für einige Regionen 
werden starke Rückgänge des maximalen Fangpotenzials 
projiziert (Abb. 1.1-4; IPCC, 2023).

Wasserknappheit ist zu einem zentralen Risiko für 
menschliche Sicherheit und staatliche Stabilität gewor-
den (Madani, 2026: 32; WBGU, 2024b). Fast drei Viertel 

der Weltbevölkerung leben in Ländern, die als wasser-
unsicher oder kritisch wasserunsicher eingestuft sind: 
2,2 Mrd. Menschen haben keinen Zugang zu sicherem 
Trinkwasser, fast vier Mrd. Menschen sind jedes Jahr 
mindestens einen Monat lang von schwerer Wasser-
knappheit betroffen (Madani, 2026: 33). Der globale 
Grundwasserbedarf steigt mit vermehrten Dürren und 
Trockenzeiten (UNESCO, 2022). Der massive Verlust 
von Seen, Feuchtgebieten und Grundwasser (70% der 
zentralen großen Grundwasserleiter sind rückgängig) 
untergrub in 50 Jahren (1973–2023) zentrale Öko-
systemleistungen im Wert von 5.100 Mrd. US-$ und 
verschärft ökologische wie ökonomische Instabilität (Ma-
dani, 2026: 25, 70; Robertson et al., 2025: 43). Dabei 
ist die Übernutzung der Wasserressourcen in trockenen 
Regionen für die Wasserknappheit mitverantwortlich, 
u. a. aufgrund von Governanceherausforderungen bei 
der Bereitstellung verfügbarer Wasserressourcen (WBGU, 
2024b: 106).

Neben den Auswirkungen der Umweltkrisen spie-
len Verfügbarkeit, Zugang und Nutzungsintensität eine 
zentrale Rolle für Wasser- und Ernährungssicherheit. Je 
nach Region können auch politische und wirtschaftliche 
Instabilität, schwache Governance, sozioökonomische 
Ungleichheiten (Gesundheitsversorgung, Einkommen, 
ökonomische Abhängigkeit), infrastrukturelle Herausfor-
derungen sowie eine hohe Vulnerabilität gegenüber den 
Auswirkungen des Klimawandels Wasser- und Ernäh-
rungsunsicherheit begünstigen (Slim et al., 2025: 2 f.). 
Relevant sind häufig vor allem die Wechselwirkungen 
dieser Faktoren (Kasten 1.1-2).

Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Verschmut-
zung wirken sich direkt und indirekt auf die menschliche 

Kasten  1.1-2

Wasser- und Ernährungssicherheit am Beispiel 
von Subsahara-Afrika

In Teilen Subsahara-Afrikas, besonders in der Sahelregion, 
tragen Klimawandel, Landdegradation und Ökosystem-
zerstörung neben Armut, sozialen Spannungen und politischer 
Instabilität wesentlich zu Ernährungskrisen und Fragilität bei 
(OECD, 2022: 6 ff.; SIPRI, 2021; WFP, 2021: 7 ff.). Durch die 
hohe Abhängigkeit von Landwirtschaft und Viehzucht besteht 
eine erhöhte Vulnerabilität gegenüber den Auswirkungen des 
Klimawandels. Im Jahr 2024 litten etwa 37% der Bevölkerung 
dieser Region unter angespannter (d. h. gerade noch ausrei-
chender Nahrungsmittelversorgung) bzw. kritischer Ernäh-
rungsunsicherheit (d.h. es bestehen erhebliche Versorgungs-
lücken; Bunse et al., 2025: 7). Zwischen 2009 und 2019 waren 
besonders Viehhirten in Subsahara-Afrika wesentlich stärker 
von Ernährungsunsicherheit infolge von Dürre betroffen als 

Menschen, die in Gebieten mit Ackerbau leben (Anderson et 
al., 2021). Einige Gründe hierfür sind eine historisch gewach-
sene, ungleiche politische Behandlung von Hirtengemein-
schaften sowie ein ungleicher Zugang zu Ressourcen (Ander-
son et al., 2021: 611). Dieselbe Studie zeigt, dass „ein hohes 
Maß an Ernährungsunsicherheit mit häufigeren Konflikten 
einherging, am stärksten in Gebieten mit landwirtschaftlichen 
Existenzgrundlagen, gefolgt von agropastoralen und Fluss- und 
Küstengebieten“ (Anderson et al., 2021: 604, eigene Über-
setzung). Die Jahre zwischen 1990 und 2008 mit extrem gerin-
gen Niederschlägen in trockenen Gebieten Subsahara-Afrikas 
wurden auch mit einem Anstieg kommunaler Konflikte um bis 
zu 45 % in Verbindung gebracht (Fjelde und von Uexkull, 
2012). Allerdings gibt es auch Studien, die keine direkten oder 
nur schwache Zusammenhänge zwischen klimawandelbeding-
ter Dürre und Konflikten in der Sahelregion sehen (z.B. Ben-
jaminsen, 2016). Der politische, sozioökonomische und histo-
rische Kontext ist entscheidend dafür, wie sich Umweltrisiken 
auf die Entstehung von Konflikten auswirken.
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Gesundheit aus, erhöhen z. B. weltweit die Mortalität 
und Morbidität und verstärken bestehende Ungleich-
heiten in der Gesundheitsversorgung (WBGU, 2023). 
Zusätzlich zu den gesundheitlichen Auswirkungen von 
Wasser- und Ernährungsunsicherheit fordert die Zu-
nahme klimawandelbedingter Extremereignisse immer 
mehr Menschenleben. Hitzewellen nehmen in Ausmaß 
und Häufigkeit zu, zwischen 2012 und 2021 gingen 
durchschnittlich 546.000 Todesfälle pro Jahr auf Hit-
ze zurück (ein Anstieg von ungefähr 63 % gegenüber 
1990–1999; Romanello et al., 2025). Allein im Jahr 2022 
starben weltweit etwa 2,52 Mio. Menschen vorzeitig 
an den Folgen von Luftverschmutzung durch die Ver-
brennung fossiler Energieträger (Romanello et al., 2025). 
In Deutschland gab es in den Sommern 2023 und 2024 
jeweils etwa 3.000 hitzebedingte Todesfälle (UBA, 2025). 
Das World Economic Forum (WEF) geht bis 2030 von 
insgesamt 1,9 Mio. klimabedingten Todesfällen weltweit 
durch Extremereignisse (Dürren, Überschwemmungen, 
Waldbrände, tropische Stürme, Hitzewellen und Anstieg 
des Meeresspiegels) aus; diese Zahl könnte bis 2050 auf 
14,5 Mio. wachsen (WEF, 2024: 16).

Höhere Temperaturen und starke Niederschläge stei-
gern in vielen Regionen auch das Risiko für einen An-
stieg der durch Wasser und Lebensmittel übertragenen 
Krankheiten (z.B. Cholera, Schistosomiasis; Pörtner et 

al., 2022: 64). Zusätzlich fördert der Klimawandel die 
Ausbreitung vektorübertragener Krankheiten (Übertra-
gung durch lebende Organismen, z.B. Mücken). So wird 
bereits ein klimabedingter Anstieg der weltweiten Den-
gue-Fälle beobachtet und prognostiziert (Romanello et 
al., 2024; Ospina et al., 2026). Der Klimawandel könnte 
in Afrika bei unveränderten Bedingungen außerdem von 
2024 bis 2050 zu rund 530.000 zusätzlichen Todesfällen 
durch Malaria beitragen (Symons et al., 2026). Gestörte 
Ökosysteme und zerstörte Lebensräume begünstigen 
den Verlust zentraler Ökosystemleistungen (z. B. die 
Regulierung der Luft- und Wasserqualität), gefährden 
durch den Verlust von Arten und der genetischen Viel-
falt die Entwicklung noch unerforschter Medikamente 
(Fanelli et al., 2025; Mahon et al., 2024; Theodoridis et 
al., 2023) und können je nach Kontext das Risiko für 
Infektionskrankheiten erhöhen (Mahon et al., 2024). Im 
Zusammenspiel mit anderen Faktoren wie zunehmender 
globaler Mobilität und urbaner Verdichtung steigt welt-
weit auch das Risiko für den Ausbruch von Epidemien, 
bis hin zu Pandemien, deren weitreichende Auswirkun-
gen die COVID-19 Pandemie bereits deutlich gemacht hat 
(GPMB, 2024; McDermott, 2024). Auch die wachsende 
globale Luft-, Wasser- und Bodenverschmutzung be-
droht Arten, Ökosysteme und die menschliche Gesund-
heit durch Krankheiten und chronische Belastungen. 

Abbildung 1.1-4
Mit dem globalen Klima verändern sich auch die Erträge bei Maisanbau und Fischfang: Vor allem für viele Äquatorregionen 
zeigen Modellprojektionen einen Rückgang des Fischfangpotenzials und der Ernteerträge für Mais. In den nördlichen Breiten-
graden könnten sich die Erträge dagegen in einigen Regionen erhöhen. Gezeigt sind jeweils gemittelten Ertragsänderungen aus 
verschiedenen Modellen. In schraffierten Bereichen sind die Abweichungen zwischen den Modellergebnissen – auch hinsicht-
lich des Vorzeichens der Änderungen – besonders groß.
Quelle: IPCC, 2023: 16 
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Auswirkungen des Klimawandels auf die Nahrungsmittelproduktion
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Allein die Luftverschmutzung im Freien und in Innenräu-
men trug im Jahr 2021 zu weltweit 8,1 Mio. Todesfällen 
bei (Health Effects Institute, 2024).

Landdegradation und Klimawandel gefährden Habita-
te und ihre Bewohnbarkeit für den Menschen. Zum Bei-
spiel haben in den letzten zehn Jahren Extremereignisse 
zur Binnenvertreibung von 250 Mio. Menschen geführt 
(UNHCR, 2025: 6). Ökosysteme verlieren zunehmend 
ihre Schutzfunktionen gegenüber Extremereignissen, 
was natürliche Lebensräume bedroht und die Bewohn-
barkeit einzelner Regionen einschränkt (Kap. 1.4; WBGU, 
2024b). Der klimawandelbedingte Meeresspiegelanstieg 
hat gravierende Folgen für die Sicherheit und Bewohn-
barkeit kleiner Inselstaaten sowie niedrig liegender Küs-
ten. Mangrovenwälder etwa bewahren weltweit rund 
15  Mio. Menschen vor Küstenüberschwemmungen 
und -schäden (Menendez et al., 2020). Korallenriffe 
schützen ca. 5,3 Mio. Menschen in Küstenregionen vor 
Sturmfluten (Burke und Spalding, 2022). In den Re-
gionen Subsahara-Afrika, Südasien und Lateinamerika 
werden 143 Mio. Menschen mittelfristig zur Binnenmi-
gration gezwungen sein (Rigaud et al., 2018). Vertriebe-
ne Personen sind klimabedingten Gefahren gegenüber 
wiederum besonders exponiert (UNHCR, 2024: 17). Die 
überlappenden Effekte schwindender Ressourcen sowie 
fragiler sozialer, ökonomischer und politischer Lagen 
vermindern die Resilienz der Bevölkerung gegenüber 
der Klimakrise, können humanitäre Hilfe beeinträchtigen 
und Gefahrenlagen so verstärken (UNHCR, 2024: 17).

1.1.2
Wirtschaftliche Folgen der Dreifachkrise

Bereits heute verursacht der Klimawandel hohe ökono-
mische Kosten. Deshalb ist eine Politik, die natürliche 
Lebensgrundlagen schützt, essenzielle Grundlage stabiler 
Volkswirtschaften. Wetterbezogene Extremereignisse 
verursachten im Jahr 2024 weltweit Verluste in Höhe von 
304 Mrd. US-$, knapp 60% mehr als im Durchschnitt der 
Jahre 2010 bis 2014 (Romanello et al., 2025). Zwischen 
2000 und 2019 lagen die geschätzten Gesamtkosten noch 
bei insgesamt 143 Mrd. US-$ pro Jahr (Newman und Noy, 
2023). Auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Um-
weltverschmutzung sind trotz einiger Fortschritte in den 
letzten Jahren (etwa in Europa) immer noch erheblich. 
Sie umfassen z.B. steigende Gesundheitskosten, Verluste 
in der landwirtschaftlichen und industriellen Produktion 
sowie in Industrien, die von natürlichen Ressourcen ab-
hängig sind (EEA, 2024). Beispielsweise verursachte die 
Luftverschmutzung im Jahr 2019 weltweit gesundheits-
bezogene Kosten in Höhe von rund 8.100 Mrd. US-$, 
etwa 6,1 % des globalen Bruttoinlandprodukts (BIP; 
UNEP, 2025b: 307). Die Hitzebelastung führt weltweit 

bereits jetzt zu einem Rückgang der Arbeitsproduktivi-
tät und verursachte im Jahr 2024 damit verbundene 
potenzielle Verluste in Höhe von 1.090 Mrd. US-$, das 
entspricht fast 1% des globalen BIP (Romanello et al., 
2024, 2025: 2805).

Obwohl über zukünftige durch den Klimawandel 
verursachte Kosten große Unsicherheit besteht, ge-
hen Analysen übereinstimmend von hohen Schäden 
aus. Zwischen 2022 und 2050 wird für Deutschland– 
je nach Anpassung und Prävention – mit langfristig 
wachsenden Klimawandelfolgekosten von summiert 280 
bis 900 Mrd. € kalkuliert (BMWK, 2023: 6). Bis 2030 
rechnet das WEF mit insgesamt 2.100 Mrd. US-$ glo-
balen wirtschaftlichen Verlusten durch Klimaereignisse, 
bis zum Jahr 2040 mit 6.900 Mrd. US-$ und bis ein-
schließlich 2050 mit 12.500 Mrd. US-$ (WEF, 2024: 16). 
Hitzewellen allein könnten bis 2050 weltweit insgesamt 
Verluste von bis zu 7.100 Mrd. US-$ verursachen (WEF, 
2024: 4, 26). Bis 2100 könnte laut einer neueren Studie 
ein Extremszenario globaler Erwärmung bei gleichzeitig 
sehr langsamer Klimaanpassung (SSP5-8.5) zu einer 
Minderung des globalen BIP pro Kopf um 24% führen. 
Dagegen hätte die Einhaltung des Pariser Übereinkom-
mens (mit einer Begrenzung des Temperaturanstiegs 
auf 0,01 °C pro Jahr) das globale BIP noch um 0,25% 
steigern können (relativ zum Vergleichszeitraum 1960–
2014; Mohaddes und Raissi, 2025: 11 ff.).

Es wird geschätzt, dass mehr als die Hälfte des glo-
balen BIP moderat bis stark von der Natur abhängig 
ist (Abb. 1.1-5; IPBES, 2024: 237; WEF, 2020: 8). In 
gängigen Bewertungsgrößen wie dem BIP ist die De-
gradation von Ökosystemen jedoch oftmals nicht ange-
messen berücksichtigt (Dasgupta, 2021: 5, 493). Wenn 
Ökosystemleistungen verloren gehen, hat das kurz- bis 
mittelfristig gravierende wirtschaftliche Folgen und ge-
fährdet u. a. die Versorgungssicherheit. Zum Beispiel 
könnte ein Zusammenbruch von Ökosystemen einen 
Rückgang der vier wichtigen Ökosystemleistungen Be-
stäubung, Meeresfischerei, Holzproduktion und Koh-
lenstoffeinlagerung in Wäldern nach sich ziehen und so 
das globale BIP bis 2030 um 2.700 Mrd. US-$ pro Jahr 
mindern (Johnson et al., 2021a: x). Laut Johnson et al. 
(2021a: x) führt ein Business-as-usual-Szenario damit 
bis 2030 zu einem prognostizierten Rückgang des glo-
balen BIP um 2,3 % pro Jahr im Vergleich zu einem Sze-
nario mit wirksamem Klimaschutz und dem Erhalt dieser 
kritischen Ökosystemleistungen. Länder niedrigen und 
mittleren Einkommens wären dabei überproportional 
stark vom Einbruch des nationalen BIP betroffen. Eine 
eindeutige Quantifizierung der zukünftigen Schäden ist 
jedoch immer von vielen Faktoren abhängig, und Studien 
können bisher nur punktuelle Prognosen abbilden.

Die Abhängigkeit der Wirtschaft von der Natur wird 
zwar zunehmend wahrgenommen, spiegelt sich aber 
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Kasten  1.1-3

Vielfältige Gewinne durch Bekämpfung 
der Dreifachkrise

Maßnahmen zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
sichern nicht nur langfristig die Zukunftsfähigkeit der Wirt-
schaft, sie schaffen auch kurz- und mittelfristig direkte finan-
zielle Vorteile. Das World Economic Forum (2020: 9) kommt 
z.B. zu dem Ergebnis, dass 15 naturpositive Transformations-
prozesse (z.B. bei Ernährungssystemen, bei der Nutzung von 
Land und Ozeanen oder der Energie- und Rohstoffgewinnung) 
bis 2030 einen jährlichen zusätzlichen Geschäftswert von bis 
zu 10.100 Mrd. US-$ und 395 Mio. Arbeitsplätze generie-
ren könnten. Eine gemeinsame Studie von OECD und UNDP 
(2025: 23) gibt an, dass in einem Szenario mit erweiterten 
national festgelegten Beiträgen (NDCs) im Einklang mit dem 
Pariser Übereinkommen das globale BIP durch vermiedene 
Klimarisiken bis 2050 um bis zu ca. 3% und bis 2100 um bis 
zu ca. 13% höher läge als in einem Szenario auf Basis aktuell 
bereits implementierter und weiterer, politisch beabsichtigter 
Maßnahmen. Produktivitäts- und Effizienzgewinne durch 
Investitionen in saubere Technologien, verbesserte Energie-

effizienz und die strategische Reinvestition von CO2-Einnah-
men führen dabei insgesamt zu einem positiven Nettoeffekt.

Eine weitere Studie projiziert für fünf Politikmaßnahmen 
zu Investitionsanreizen in die Natur eine potenzielle Steigerung 
des globalen BIP im Jahr 2030 um 100 bis 200 Mrd. US-$ (je 
nach Option) im Vergleich zu einem Business-as-usual-Szenario 
(Abb. 1.1-6; Johnson et al., 2023).

Da diese Studie nur vier Ökosystemleistungen (Bestäubung, 
Holzversorgung, Meeresfischerei und Kohlenstoffbindung) 
berücksichtigt, dürften die finanziellen Vorteile in der Realität 
noch höher ausfallen. Hinzu kommen nicht finanzielle Vor-
teile. Die Studie zeigt, dass die größten Chancen für Länder 
mit den niedrigsten Einkommen entstehen und es stark von 
der Einkommensgruppe eines Landes abhängt, wie finanziell 
vorteilhaft die unterschiedlichen Handlungsoptionen sind 
(Abb. 1.1-6). Die Autor:innen betonen, dass „Investitionen in 
Naturkapital ein wesentlicher Bestandteil für die Erreichung des 
gegenwärtigen und zukünftigen wirtschaftlichen Wohlstands“ 
sind (Johnson et al., 2023: 5, eigene Übersetzung). Allerdings 
sind die tatsächlichen finanziellen – und vor allem auch nicht 
finanziellen – Vorteile vieler dieser Maßnahmen bislang häufig 
nicht vollumfänglich in Wirtschaftsmodellen abgebildet, nicht 
zuletzt, weil das oft noch nicht möglich ist (Dasgupta, 2021).

BIP
Vermiedene Kohlenstoffschäden
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Abbildung 1.1-6
Wirkung von fünf verschiedenen politischen Fördermaßnahmen auf das globale Bruttoinlandsprodukt (BIP). Die Maß-
nahmen (x-Achse) umfassen: „Subs Land“, d. h. die Abschaffung von Agrarsubventionen sowie Pauschalzahlungen an 
Landbesitzer; „National PES“, d.h. die Einführung eines Systems, in dem für Ökosystemleistungen gezahlt wird und jedes 
Land für dessen Finanzierung selbst zuständig ist; „Global PES“, d. h. ein Zahlungssystem für Ökosystemleistungen, das 
durch Finanztransfer von Hocheinkommens- an Niedrigeinkommensländer finanziert wird; „Subs Ag R&D“, d.h. die 
Abschaffung von Agrarsubventionen zur Finanzierung erhöhter Investitionen in die landwirtschaftliche Forschung und Ent-
wicklung; „Kombinierte Maßnahmen“, d. h. sowohl „Subs Ag R&D“ als auch „Global PES“ zusammen. Die Szenarien „Subs 
Ag R&D“ und „Kombinierte Maßnahmen“ steigern das globale BIP im Vergleich zum Business-as-usual-Szenario um fast 
200 Mrd. US-$ jährlich. Gleichzeitig lassen sich Schäden durch CO2-Emissionen in Höhe von bis zu 150 Mrd. US-$ („Kombi-
nierte Maßnahmen“) vermeiden.
Quelle: Johnson et al., 2023

Investitionen in den Naturerhalt und ihr wirtschaftlicher Nutzen
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1.2
Ohne Umweltpolitik keine nachhaltige 
Sicherheitspolitik

Gelingt es nicht, Klimawandel, Biodiversitätsverlust und 
Umweltverschmutzung einzuhegen, trägt ihr Zusam-
menspiel global zu Verarmungs- und Destabilisierungs-
prozessen bei. Sie sind direkte Sicherheitsrisiken. Die 
in Kap. 1.1 beschriebenen Krisen nehmen deutlich an 
Fahrt auf, was entschlossenes Handeln umso dringlicher 
werden lässt (IPCC, 2022; UNDP, 2020; UNEP, 2020). 
Umwelt- und insbesondere Klimapolitik kann kurz-, 
mittel- und langfristig maßgeblich zur Sicherheitspoli-
tik beitragen. Deshalb ist es wichtig, einen integrierten 
Sicherheitsansatz, der auf dem Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen basiert, effektiv und unmittelbar 
umzusetzen. Dafür muss der Umweltschutz insgesamt 
als Daseinsvorsorge und Grundlage der langfristigen 

Erhaltung von Wohlstand und Wohlbefinden und somit 
von wirtschaftlicher Sicherheit verstanden werden (Bals 
et al., 2026; ESDN, 2026). Die Integration der Dreifach-
krise und ihrer Auswirkungen in politische Strategien 
und deren Umsetzungen ist allerdings weiterhin un-
zureichend.

Auf internationaler Ebene wurden die Zusammen-
hänge zwischen Klimawandel und Sicherheit bereits 
bis in den UN-Sicherheitsrat hinein diskutiert. Eine 
thematische Resolution scheiterte 2021 allerdings am 
Veto Russlands (Abb. 1.2-1). Auf UN-Ebene wurden 
verschiedene Initiativen wie der Baku Call on Climate 
Action for Peace, Relief and Recovery (UNFCCC), der 
UN Climate Security Mechanism (Teilgutachten 5), die 
UN Group of Friends of Climate and Security, Peace 
and Biodiversity Dialogue Initiative (UN CBD) sowie 
die Peace Forest Initiative (UNCCD) auf den Weg ge-
bracht. NATO-Gipfelerklärungen (2010, 2021) benann-
ten den Einfluss von Klimawandel, Wasserknappheit und 

Kasten  1.1-4

Fossile Energieträger als Sicherheitsrisiko 

In vielen Ländern bestehen Abhängigkeiten bei der Beschaffung 
fossiler Energieträger, etwa aus Krisenregionen oder von auto-
kratischen Regimen, oder sie werden auf unsicheren Handels-
routen transportiert (z.B. über die Straße von Hormus). Dies ist 
für sich genommen bereits ein Sicherheitsrisiko (Kap. 1.3.1). 
Für die EU führte die starke Abhängigkeit von Erdgasimporten 
aus Russland im Jahr 2022 zu massiven Preissteigerungen 
(Lal et al., 2026). Russland hat im Zuge seines Angriffskriegs 
auf die Ukraine 2022 versucht, die vulnerable europäische 
Energieversorgung als Waffe in einem geopolitischen Konflikt 
einzusetzen (Larys, 2024). Die EU-Kommission spricht von 
einer „attempted weaponisation of Europe’s security of energy 
supply“ (Europäische Kommission, 2025b) und warnt vor einer 
hohen Abhängigkeit der EU von russischem Erdgas. Die EU hat 
ihre Abhängigkeit in den Folgejahren verringert, auch unter-
stützt durch eine deutliche Reduktion des Gasverbrauchs. Im 
Jahr 2025 bezog sie jedoch immer noch 13% ihrer Gasimporte 
aus Russland (Europäische Kommission, 2026).

Geopolitische Konflikte bremsen derzeit in vielen Regionen 
die Transformation hin zu erneuerbaren Energien und verstär-
ken so die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen (Tao et al., 
2025). Gleichzeitig tragen ökonomische Interessen an fossilen 
Ressourcen dazu bei, geopolitische Konflikte zu verschärfen, 
da die Kontrolle über Fördergebiete, Transportwege und Ener-
giemärkte ein strategischer Machtfaktor ist. Forscher:innen 
betonen daher die Notwendigkeit politischer Strategien, die 
Energiesicherheit stärken und gleichzeitig die Dekarbonisierung 
vorantreiben (Lal et al., 2026; Kap. 1.3.1).

Fossile Energieträger sind zudem ein indirektes Sicher-
heitsrisiko, da ihre Nutzung Hauptursache des anthropogenen 

Klimawandels ist. Mit dem Pariser Übereinkommen 2015 hat 
die Weltgemeinschaft sich das Ziel gesetzt, die Klimaerwär-
mung deutlich unter 2°C zu halten und Maßnahmen zu ergrei-
fen, die eine Begrenzung auf 1,5 °C zum Ziel haben. Der Inter-
nationale Gerichtshof (IGH) hat im Jahr 2025 das 1,5 °C-Ziel 
als das „primäre“ und insoweit verbindliche Temperaturziel 
des Pariser Übereinkommens erachtet und erklärt, dass die 
Vertragsstaaten des Pariser Übereinkommens verpflichtet sind, 
ihre nationalen Klimabeiträge danach auszurichten (ICJ, 2025: 
73, Rn. 224 und 131, 457; Schroeder und Walther, 2025). 

Die direkte Begrenzung der Erwärmung auf 1,5 °C ohne 
(zumindest temporäre) Überschreitung dieser Temperatur-
marke ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr realistisch: Forster 
et al. (2025) beziffern die ab 2025 weltweit insgesamt noch 
möglichen CO2-Emissionen auf etwa 80 Mrd. t CO2, wenn die 
Erwärmung mit einer Wahrscheinlichkeit von 67% unter 1,5°C 
gehalten werden soll – bei jährlichen Emissionen von derzeit 
rund 38 Mrd. t CO2 allein aus fossilen Quellen zuzüglich etwa 
5 Mrd. t CO2 aus Landnutzungsänderungen (Friedlingstein et 
al., 2026) dürfte dieses Budget bei Erscheinen des vorliegenden 
Gutachtens fast aufgebraucht sein. 

Darüber hinaus ist bereits jetzt die Förderung von wesent-
lich mehr Kohle, Öl und Gas geplant, als mit einer Begrenzung 
des Klimawandels auf 2 °C kompatibel wäre: Beispielsweise 
liegen die bis 2030 von den Regierungen geplanten Förderun-
gen 77 % über der Menge fossiler Energieträger, die sich in 
Modellierungen der Internationalen Energieagentur für einen 
Pfad ergeben würden, der eine Begrenzung der Klimaerwär-
mung auf 2 °C erlauben würde (SEI, 2025). Zentral für den 
Stopp des Temperaturanstiegs ist die möglichst zeitnahe Been-
digung des Nettoeintrags von CO2 in die Atmosphäre, die rea-
listischerweise nur durch einen weitgehenden Ausstieg aus der 
Nutzung fossiler Energieträger ermöglicht werden kann 
(Kap.1.3).
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Deutschland

Europa

UN/international

erste Sitzung des
UN-Sicherheitsrats zu
Klima und Sicherheit

erste NATO-Gipfelerklärung,
die einen Bezug zwischen
Sicherheit, Gesundheitsrisiken,
Klimawandel und
Wasserknappheit herstellt

Peace and Biodiversity Dialogue
Initiative im Rahmen der CBD 

Sendai Rahmenwerk für
Katastrophenvorsorge (2015–2030);
umfasst auch Resilienz gegenüber
natürlichen Gefahren 

UN Group of Friends on Climate
and Security (> 70 Staaten) 

UN Climate Security Mechanism
(DPPA, UNDP, UNEP und DPO) 

Baku Call on Action for
Peace, Relief and
Recovery
(UNFCCC COP-29) 

Climate Responses for
Sustaining Peace Initiative
(UNFCCC COP-27) 
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minister:innen zu Klima,
Umwelt, Frieden und
Sicherheit  
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Sicherheit-Nexus
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UNCCD und UN CBD

Group of Friends for an Ambitious
EU Climate Diplomacy 

Gemeinsame Mitteilung an das Europäische
Parlament und den Rat: Eine neue
Perspektive auf den Klima-Sicherheits-
Nexus: Bewältigung der Auswirkungen von
Klimawandel und Umweltzerstörung
auf Frieden, Sicherheit und Verteidigung  

Schlussfolgerungen des Europäischen
Rats zu „Green Diplomacy“ und
„EU Sicherheit und Verteidigung“
beinhalten Sicherheitsrisiken der
Dreifachkrise 

Niinistö-Bericht „Safer Together“
zur Stärkung von Europas ziviler
und militärischer Vorsorge und
Bereitschaft

Leitlinien der Bundesregierung „Krisen
verhindern, Konflikte bewältigen,
Frieden fördern“ adressieren
Klimawandel und Ressourcenknappheit 

Nationale Wasserstrategie;
adressiert auch Konflikte um
Wasserressourcen

Nationale Sicherheitsstrategie
„Integrierte Sicherheit für
Deutschland: Wehrhaft.
Resilient. Nachhaltig“ 

Umsetzungsplan der Deutschen
Strategie zur Stärkung der Resilienz
gegenüber Katastrophen

“Deutsche Strategie zur Stärkung der
Resilienz gegenüber Katastrophen“
verfolgt ganzheitlichen Gefahrenansatz 

Nationale interdisziplinäre Klima-
Risikoeinschätzung (NiKE) 

Bewerbung Deutschlands um einen nicht
ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat;
Sicherheitsrisiken durch Klimawandel
als ein zentrales Thema 

„Navigating Peace in a
Changing Climate“:
Trendanalyse zu Klima und
Sicherheit im Auftrag der EU

EU-Strategie für eine Union 
der Krisenvorsoge

NATO-Gipfel: Aktionsplan zu
Klimawandel und Sicherheit
verabschiedet 

Our Common Agenda der UN 

gescheiterter Resolution im
UN-Sicherheitsrat, den
Klimawandel als Sicherheitsrisiko
anzuerkennen (Veto: Russland,
Indien) 
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Abbildung 1.2–1
Integrierte Politikkonzepte auf UN-Ebene, in Europa und in Deutschland. Die Grafik gibt Beispiele für politische Initiativen und 
Strategien, die Umwelt und insbesondere Klima, Sicherheit und Frieden als miteinander verschränkte Themen betrachten. 
Quelle: WBGU

Integrierte Ansätze von Umwelt- und Sicherheitspolitik im Überblick 

erhöhten Gesundheitsrisiken auf militärische Planungen 
und führten zum NATO Climate Change and Security 
Action Plan (NATO, 2021).

Die Europäische Kommission publizierte zunächst die 
Gemeinsame Mitteilung zum Klima-Sicherheits-Nexus 
(Europäische Kommission, 2023). Diese thematisiert 
die Bewältigung der Auswirkungen von Klimawandel 

und Umweltzerstörung auf Frieden, Sicherheit und 
Verteidigung. Sie betont, dass Klimawandel und Um-
weltzerstörung untrennbar miteinander verbunden sind 
und sich gegenseitig verschärfen, u. a. in ihren sozialen 
und gesundheitlichen Auswirkungen. Die Kommission 
empfiehlt eine engere Verzahnung der verschiedenen 
Politikbereiche durch eine evidenzbasierte Analyse und 
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Vorausschau. Außerdem soll der Klima-Sicherheits-
Nexus beim auswärtigen Handeln der EU operationa-
lisiert werden, Maßnahmen zu Klimaanpassung und 
Klimaschutz bei der Entwicklung der zivilen und militä-
rischen Fähigkeiten der Mitgliedstaaten sollen gestärkt 
werden. Darüber hinaus zielt die Kommission darauf ab, 
internationale Partnerschaften und die Arbeit der EU in 
multilateralen Foren zu intensivieren, im Einklang mit 
einer umfassenderen multilateralen Klima- und Umwelt-
agenda der EU (Teilgutachten 5).

Im Jahr 2025 veröffentlichte die Kommission eine 
weitere Gemeinsame Mitteilung über die Europäische 
Strategie für eine Union der Krisenvorsorge (Europäische 
Kommission, 2025a). Diese verfolgt einen integrierten 
gefahrenübergreifenden, behördenübergreifenden und 
gesamtgesellschaftlichen Ansatz. Es wird u. a. Wert auf 
eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Zivil- und Ver-
teidigungsbehörden gelegt. Außerdem werden Wasser, 
Boden und andere natürliche Ressourcen als „andere 
kritische Ressource“ mit Bedeutung für die Wirtschaft 
eingeordnet. Dem Ansatz liegt damit kein enger, lediglich 
auf mineralische Ressourcen begrenzter Begriff kritischer 
Ressourcen zugrunde.

Die Strategie folgte auf einen Bericht über zivile und 
militärische Sicherheit (Niinistö Report) und arbeitet 
mit einem breiteren Sicherheitsverständnis, das auch 
den Klimawandel einbezieht (Europäische Kommission, 
2025a; Niinistö, 2024).

Vergleichende Analysen zeigen, dass der Klimawandel 
und andere Umweltveränderungen in vielen nationalen 
Sicherheitsstrategien weltweit aufgegriffen werden (Vog-
ler, 2023; Vogler und Hardt, 2025). Islands Regierung hat 
z.B. erstmals eine spezifische klimarelevante Bedrohung 
als existenzielle Bedrohung der nationalen Sicherheit 
klassifiziert: den möglichen Kollaps der Atlantischen 
Umwälzzirkulation (AMOC; GCR, 2025; Withers und 
Jacobsen, 2025). Auch die britische Regierung warnt in 
ihrem National Security Assessment vor dem globalen 
Ökosystemzusammenbruch als nationalem Sicherheits-
risiko, u. a. für Ernährungs- und Wassersicherheit und 
im Hinblick auf die geopolitische Ressourcenkonkurrenz 
(Defra, 2026). Die niederländische und die dänische 
Sicherheitsstrategie verweisen zudem auf sicherheits-
relevante Konflikte im Rahmen der Transformation 
zur Klimaneutralität innerhalb der Gesellschaft (Teil-
gutachten 2; Vogler und Hardt, 2025: 195). Die Cook 
Islands und die Niederlande arbeiten in ihren nationalen 
Sicherheitsstrategien mit zeitlichen Prioritätensetzungen 
(Vogler und Hardt, 2025).

Ein umfassendes Verständnis von Sicherheit findet 
sich im Ansatz der „integrierten Sicherheit“ der Natio-
nalen Sicherheitsstrategie Deutschlands aus dem Jahr 
2023 (Auswärtiges Amt, 2023). Sie setzt neben militä-
rischer Wehrhaftigkeit und Resilienz, etwa gegenüber 

Cyberangriffen, auf Nachhaltigkeit im Sinn der Sicherheit 
der Lebensgrundlagen. Dies umfasst sowohl die Bekämp-
fung von Umweltkrisen wie Klimawandel und Biodiver-
sitätsverlust als auch die Armutsbekämpfung (WBGU, 
2026: 2). Die vom Bundesaußenministerium beauftragte 
und im Jahr 2025 veröffentlichte Nationale Interdiszip-
linäre Klimarisiko-Einschätzung (NiKE) verknüpft erst-
mals Klimafolgen mit der nationalen Sicherheit Deutsch-
lands bis zum Jahr 2040 und geht auch auf mögliche 
Wechselwirkungen mit Verschmutzung und dem Verlust 
der Biodiversität ein (Metis, 2025). Aufgrund fehlenden 
Mandats entwickelten die Autor:innen jedoch keine de-
taillierten politischen Handlungsoptionen. Soziale Aus-
wirkungen und Ursachen von Transformationskonflikten 
werden in der Analyse erwähnt und bieten somit einen 
Anknüpfungspunkt für die Integration gesellschaftli-
cher Entwicklungen in Sicherheitsstrategien (Teilgut-
achten 2). Die vom Bundesministerium des Innern im 
Jahr 2022 publizierte deutsche Resilienzstrategie ist 
ein weiteres Element nationaler Sicherheitspolitik. Sie 
entwickelt unter anderem ein inklusives Katastrophen-
risikomanagement, das auch umweltbedingte Risiken 
und Gefahren adressiert und integriert (BMI, 2022). 
Der WBGU begrüßt die Aufnahme des Konzepts der 
integrierten Sicherheit in die Nationalen Sicherheits-
strategie Deutschlands und betont deren ökologische 
Dimension. Die zentrale Herausforderung besteht nun 
in der koordinierten Umsetzung integrierter Sicherheit 
mit den drei Säulen Wehrhaftigkeit, Nachhaltigkeit und 
Resilienz. Eine Prioritätensetzung für die Umsetzung der 
in der Nationalen Sicherheitsstrategie Deutschlands ge-
nannten Elemente und ihre politisch-strategische weitere 
Ausgestaltung sind allerdings weiterhin offen (Kleine-
Brockhoff et al., 2025).

Die weitere Konzeptionierung und vor allem Opera-
tionalisierung liegt unter anderem beim im Jahr 2025 
neu gegründeten Nationalen Sicherheitsrat. Er berück-
sichtigt laut Geschäftsordnung bisher vor allem äußere 
und innere Sicherheit, digitale und wirtschaftliche Si-
cherheit (Deutscher Bundestag, 2025a). Die Sicherung 
der natürlichen Lebensgrundlagen für Mensch und Natur 
ist im Sicherheitsrat weder in der Geschäftsordnung auf-
gegriffen noch ist das BMUKN Mitglied im Nationalen 
Sicherheitsrat. Dies steht im Widerspruch zum Nach-
haltigkeitsaspekt in der Nationalen Sicherheitsstrategie 
und greift angesichts der mehrdimensionalen Risikolage 
zu kurz (WBGU, 2026).

Um auch in Zukunft handlungs- und gestaltungsfähig 
zu bleiben und flexibel reagieren zu können, sollte der 
Verschränkung von Umweltkrisen und Sicherheit durch 
ganzheitliche sicherheitspolitische Ansätze Rechnung 
getragen werden. Diese Ansätze sollten beachten, dass 
der Klimawandel, aber auch Biodiversitätsverlust und 
Verschmutzung, Folgen für die Mehrheit der Politikfelder 
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haben; u. a. für Energie, Umwelt, Gesundheit, Landwirt-
schaft, Handel, Wirtschaft, Entwicklungszusammen-
arbeit sowie Migrations- und Außenpolitik (Vogler und 
Hardt, 2025: 189).

Viele Sektoren arbeiten bereits mit der Integration 
verschiedener Querschnittsrisiken: z. B. der Energie-
sektor hinsichtlich Cybersecurity, der Ernährungs- und 
Wassersektor hinsichtlich Umwelt- und Klimarisiken 
oder geopolitischer Sicherheit und der Gesundheits-
sektor hinsichtlich Umweltschutz und Energierisiken 
(Lazari, 2025; WBGU, 2023, 2024b). Für die Arbeit des 
Nationalen Sicherheitsrats bedeutet das, an bestehende 
Aktivitäten und Strukturen anzuknüpfen. Kohärentes 
politisches Planen und Handeln sowie eine Stärkung 
von Querverbindungen und Synergien zwischen Politik-
feldern, Institutionen und Akteuren ist notwendig (BfN, 
2025b; UNEP, 2025a; Fopa Tchinda und Talbot, 2023; 
Roelfes und Beuermann, 2025).

Eine Inspiration für eine Umsetzung im deutschen 
Nationalen Sicherheitsrat könnte Finnland sein. Dort 
koordiniert der bzw. die Premierminister:in seit den 
1990er Jahren die Verzahnung von Exekutive, Legislative, 
Wissenschaft und Gesellschaft mit einer strategischen 
Vorausschau und einem Zukunftsausschuss im Parla-
ment (Kleine-Brockhoff et al., 2025). Etwas Ähnliches 
könnte in Deutschland eine kontinuierliche Zusammen-
arbeit verschiedener Sektoren und Ressorts ermöglichen, 
insbesondere an der Schnittstelle von Umwelt und Si-
cherheit. Unabhängig von der Arbeit des Nationalen 
Sicherheitsrats beinhaltet eine stärkere Zusammenarbeit 
allerdings auch, dass Akteure beider Bereiche (Umwelt 
und Sicherheit) die Perspektive des jeweils anderen – wo 
sinnvoll – stärker mit einbeziehen und in die eigenen 
Herangehensweisen, Argumentationen und öffentlichen 
Positionierungen integrieren. Eine solche Umsetzung 
von integrierter Sicherheit sollte entlang von Prioritäten 
und auf Grundlage von Synergien und Mehrgewinn-
strategien erfolgen. Für den entwicklungspolitischen 
Kontext empfiehlt Lorch (2024: 1) auf die Kohärenz in 
der Umsetzung zu achten, Zielkonflikte im Prozess trans-
parent zu machen und auszuhandeln sowie „menschliche 
Sicherheit und Resilienz konsequent global zu denken“.

Präventiven und friedensfördernden bzw. friedens-
sichernden Ansätzen sollte eine vergleichbare Wertig-
keit in Politikgestaltung, Finanzierung und politischer 
Kommunikation zugeordnet werden wie auf Abwehr 
und Verteidigung abzielenden Ansätzen (Kap. 1.5; Lorch, 
2024). Dies sollte sowohl auf nationaler als auch auf EU-
Ebene sowie innerhalb der NATO geschehen. Gleiches 
gilt für staatliche oder multilaterale Förderinstrumente 
im globalen Klimaschutz- und Biodiversitätskontext 
(z.B. Grüner Klimafonds, GCF, oder Internationale Kli-
maschutzinitiative, IKI). Der WBGU regte bereits 2007 
an, Mittel stärker zugunsten von Krisenprävention und 

Entwicklungszusammenarbeit auszurichten (WBGU, 
2007: 13). Jedoch hat Deutschland allein im Jahr 2025 
die finanziellen Mittel für Entwicklungszusammenarbeit 
(Official Development Assistance, ODA) um 17,4 % ge-
senkt und verfehlt das 2005 formulierte UN-Ziel, die 
ODA-Mittel auf 0,7 % des Bruttonationaleinkommens 
zu steigern, seit 20 Jahren (aktuell liegt der Betrag bei 
0,56 %; BMZ, 2025). Insgesamt sind die öffentlichen 
Entwicklungszahlungen vieler Länder (allen voran USA, 
Großbritannien, Frankreich und Deutschland) – orga-
nisiert im Development Assistance Committee (DAC) 
der OECD – im Jahr 2025 um 23 % zurückgegangen 
(OECD, 2026: 2). Diese Einschnitte sind von historischer 
Dimension. Zum ersten Mal seit Ende des Zweiten Welt-
krieges kürzen Hocheinkommensländer in wenigen auf-
einanderfolgenden Jahren ihre Mittel für internationale 
Kooperation und Entwicklung in diesem dramatischen 
Umfang, während Verteidigungsbudgets in vielen Län-
dern substanziell angehoben werden. Gleichzeitig in-
vestieren Länder wie die Vereinten Arabischen Emirate, 
Katar oder Ungarn verstärkt in Kooperationsprojekte, 
ihre ODA-Ausgaben stiegen im Jahr 2025 um bis zu 
55% (OECD, 2026).

Ein Paradigmenwechsel in der Sicherheitspolitik, von 
reiner Gefahrenabwehr zu nachhaltiger, präventiver und 
kooperativer Sicherheitspolitik, würde daher die Hand-
lungsfähigkeit von Staaten sichern, Bevölkerungen welt-
weit schützen und den sozialen Zusammenhalt in einer 
Welt zunehmender, miteinander verknüpfter Risiken 
stärken (Morrissey, 2023; Teilgutachten 2, 5). Deutsch-
land und die Europäische Union haben in einer sich 
stark verändernden Weltlage derzeit die Chance, sich 
international als zukunftsfähiger Sicherheitsakteur zu 
positionieren und sich für eine kooperative Sicherheits-
architektur einzusetzen (Teilgutachten 5).

1.3
Klimastabilisierung als Sicherheitsfaktor

Ein Stopp der Klimaerwärmung sowie langfristig die 
Rückführung der global gemittelten Temperatur durch 
Entfernung von CO2 aus der Atmosphäre sind aus Sicht 
des WBGU zentrale Bausteine einer integrierten Sicher-
heitsarchitektur. Im Zentrum des Klimaschutzes steht die 
Notwendigkeit, die Verbrennung fossiler Energieträger 
(Kohle, Erdöl, Erdgas) so vollständig wie möglich ein-
zustellen (Kasten 1.1-4). Nur eine schnelle Reduktion 
fossiler Emissionen kann gewährleisten, dass die Folgen 
des Klimawandels durch Anpassungsmaßnahmen noch 
in einem beherrschbaren Rahmen gehalten und die Re-
silienz von Ökosystemen und die Sicherheit mensch-
licher Gesellschaften sichergestellt werden können. Ein 
schneller Umstieg von der Nutzung fossiler Energieträger 
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auf erneuerbare Energien kann zudem in Zeiten geopoli-
tischer Konflikte für viele Staaten Resilienz und Sicher-
heit steigern sowie Handlungsspielräume erhalten oder 
schaffen (Kasten 1.1-4); bei der Umsetzung der Ener-
giewende sollten weitere Sicherheitsaspekte mitgedacht 
werden (Kap. 1.3.1). Darüber hinaus ist eine langfristige 
Rückführung der Temperatur erforderlich, unter anderem 
um den auch nach einem Stopp der Erwärmung weiter-
laufenden Meeresspiegelanstieg und damit verbundene 
Risiken einzuhegen, Extremereignisse und ihre Schäden 
zu mindern und im Klimawandel verlorene Räume wieder 
nutzbar zu machen (IPCC, 2023; Nauels et al., 2025; 
Stokes et al., 2025). Die verfügbaren Methoden dafür 
sind allerdings zum Teil selbst mit Risiken verbunden, 
die begrenzt werden müssen (Kap. 1.3.2). Auch die 
Wechselwirkung zwischen Militär bzw. Kriegen und der 
Umwelt sind relevant (Kasten 1.3-1). 

1.3.1
Energiewende für integrierte Sicherheit

Europa ist durch seinen stetigen Bedarf an fossilen 
Brennstoffen kritisch abhängig von krisenanfälligen, von 
Autokratien dominierten Märkten und empfindlichen 
Lieferketten. Ein auf erneuerbaren Energien basierendes 
System hingegen produziert kontinuierlich Strom in 
Europa, senkt und stabilisiert Energiepreise und erhöht 
die Versorgungssicherheit. Der Ausbau erneuerbarer 
Energien und die Elektrifizierung sollten daher gleicher-
maßen vorangetrieben werden (Kap. 1.3.1.1). Das noch 
wichtiger werdende Stromsystem sollte selbst ebenfalls 
resilient gestaltet werden (Kap. 1.3.1.2).

1.3.1.1
Abhängigkeit von Fossilimporten reduzieren
Im Jahr 2022 lebten 86% der Weltbevölkerung in Staa-
ten, die Nettoimporteure fossiler Energieträger sind 
(IRENA, 2024: 11). Beispielsweise importierte Deutsch-
land im Jahr 2024 fossile Energieträger im Wert von 
81 Mrd. € (davon 51 Mrd. € für Erdöl und 19 Mrd. € 
für Erdgas; KfW, 2025). Ein Umstieg auf erneuerbare 
Energien kann die Resilienz dieser Staaten gegenüber 
temporären Schocks erhöhen und die ökonomischen 
Kosten solcher Schocks senken. Denn diese Importe sind 
ständig gefährdet durch geopolitisch motivierte Liefer-
beschränkungen, Unterbrechungen von teilweise langen 
Lieferwegen durch Konflikte oder Extremereignisse, und 
können sich bei Preisschwankungen auf den Weltmärk-
ten stark verteuern. Dies geht mit zum Teil extrem hohen 
volkswirtschaftlichen Kosten einher (CCC, 2026).

Die Produktion von Erdöl und Erdgas wird von weni-
gen Ländern dominiert. Im Jahr 2023 lieferten die zehn 
größten Produzentenländer über 70 % des Erdöls und 

Erdgases, angeführt von den USA, Saudi-Arabien und 
Russland mit insgesamt 42% der Ölproduktion und den 
USA, Russland und Iran mit 47% der Erdgasproduktion 
(IEA, 2026a). Liefereinschränkungen können bei fossilen 
Energieträgern nicht schnell ausgeglichen werden, unter 
anderem aufgrund bestehender Pipelines, Seetransport-
kapazitäten, Hafen- und Verarbeitungsinfrastrukturen. 
Sie wirken sich daher unmittelbar auf Verbraucherpreise 
aus und können, je nach Verfügbarkeit von nationalen 
Reserven und der Flexibilität der Nachfrage, binnen 
weniger Wochen Versorgungsengpässe auslösen.

Zwar gibt es auch bei Komponenten und Rohstoffen 
für ein auf erneuerbaren Energien basierendes Energie-
system und die Elektrifizierung des Verbrauchs zum Teil 
eine hohe Marktkonzentration, insbesondere in China – 
etwa bei Solarmodulen, Magneten für Windkraftanlagen 
und Motoren, Stromnetzkomponenten und Batterien 
(IEA, 2025a; Teilgutachten 3). Allerdings wirken sich 
Liefereinschränkungen bei Systemkomponenten nicht 
auf die Energieproduktion bereits installierter Anlagen 
aus, und damit auch nicht auf kurzfristige Energiepreise 
und Versorgungssicherheit. Die Auswirkungen werden 
erst langfristig spürbar, unter anderem durch die Ge-
schwindigkeit und ggf. die Kosten der Energiewende 
und damit höhere langfristige Verbraucherkosten. Hier 
bleibt deutlich mehr Zeit, selbst und mit internationalen 
Partnern Alternativen aufzubauen, einschließlich eigener 
Produktionsanlagen (Evans et al., 2025; Teilgutachten 3).

Damit der Ausbau erneuerbarer Energiequellen die 
Resilienz möglichst stark erhöht, ist eine schnelle Elektri-
fizierung im Verkehrs- und Gebäudesektor sowie bei In-
dustrieprozessen entscheidend. Besonders in den ersten 
beiden Sektoren besteht in Deutschland weiterhin großer 
Beschleunigungsbedarf; dies gilt auch für Effizienzsteige-
rungen, etwa durch verbrauchsärmere Fahrzeuge, mehr 
öffentlichen Nahverkehr und dessen Elektrifizierung 
oder besser isolierte Gebäude, die den Bedarf an Ener-
gie insgesamt senken und damit die Resilienz erhöhen 
(ERK, 2025, 2026; IEA, 2026b). Beispielsweise haben 
zwei- und dreirädrige elektrische Fahrzeuge bis 2025 
weltweit deutlich mehr Erdöl eingespart als Elektroautos 
(deren Beitrag allerdings stärker wächst; Bloomberg NEF, 
2025), u. a. weil E-Bikes auch bei fehlender Radweginfra-
struktur und für längere Strecken eher ein Auto ersetzen 
als normale Fahrräder (Arning und Kaths, 2025). Da der 
Verkehrs- und Gebäudesektor nicht nur Unternehmen, 
sondern auch private Lebensbereiche direkt betreffen, 
sind hier gesellschaftliche Beteiligung und sozialer Aus-
gleich besonders wichtig für Auswahl, Gestaltung und 
Umsetzung notwendiger Maßnahmen (Teilgutachten 2).

In einem dekarbonisierten Energiesystem sind neben 
weitgehender Elektrifizierung auch Wasserstoff bzw. 
synthetische Kraftstoffe als Energieträger für Indus-
trieprozesse bzw. den Flug- und Schiffsverkehr nötig. 
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Gegenüber fossilen Energieträgern könnten hier aber 
potenzielle Vulnerabilitäten gemindert werden: Die 
internationalen Möglichkeiten zur Diversifizierung 
sind größer und die Transportwege oft kürzer, da diese 

Energieträger vor allem in Ländern mit hohem Potenzial 
an erneuerbaren Energien hergestellt würden (wie ggf. 
auch energieintensive Vorprodukte wie Stahl und Basis-
chemikalien oder Dünger; Verpoort et al., 2024).

Kasten  1.3-1

Militär, Umwelt und Klima: hohe Schäden, 
einige Synergien

Vor dem Hintergrund geopolitischer Spannungen, höherer 
Verteidigungsausgaben und gleichzeitig voranschreitender 
Umweltkrisen müssen auch die Wechselwirkungen zwischen 
Militär bzw. Kriegen und Umwelt betrachtet werden (Vogler, 
2024). Folgende Aspekte sollen hier kurz beleuchtet werden: 
Einerseits haben Aufrüstung und Kriege hohe Umwelt- und 
insbesondere Klimaauswirkungen. Andererseits fallen Umwelt- 
und insbesondere Klimaschutz und militärische Interessen 
teilweise zusammen: bei den Auswirkungen des Klimawandels 
auf das Militär, einer auf Erneuerbaren basierenden dezentralen 
Energieversorgung sowie bei renaturierten Landschaften, zum 
Beispiel wiedervernässten Mooren mit ihrer Barrierewirkung.

Der Klimawandel beeinflusst die strategische Ausrichtung 
der Streitkräfte, ihre operativen Fähigkeiten und Ausrüstungs-
bedarfe (NATO, 2024; Stoetman et al., 2023; Tsetsos, 2023): 
Zum Beispiel können der Klimawandel und mit ihm einher-
gehende Knappheiten an Ressourcen inklusive Wasser und 
Nahrungsmitteln als zusätzliche Treiber von Konflikten wirken. 
Häufigere, längere oder intensivere Hitzewellen, Dürren, starke 
Niederschläge oder Stürme können den Unterhalt von Militär-
basen erschweren und Einsatzbedingungen verschärfen; Streit-
kräfte werden häufiger zur Bewältigung der Auswirkungen von 
Extremereignissen herangezogen; der Rückgang des arktischen 
Eises verändert die strategische Lage rund um den Nordpol.

Andererseits tragen kriegerische Auseinandersetzungen 
selbst erheblich zum Klimawandel und zur Umweltzerstörung 
bei. Seit dem Einfall der russischen Truppen in der Ukraine 
2022 hat dieser Krieg jährlich ca. 75 Mio. t CO2 zusätzlich 
verursacht. Das entspricht etwa den CO2-Emissionen Bel-
giens (Bun et al., 2024; de Klerk et al., 2026). Hinzu kommen 
enorme Umweltbelastungen durch die Freisetzung von Öl und 
Schwermetallen bei Kampfhandlungen und die Zerstörung 
von Infrastruktur (Filho et al., 2024), deren Wiederaufbau mit 
weiteren CO2-Emissionen verbunden sein wird (Dong et al., 
2025). Zu den Gesamtemissionen des Militärs gibt es nur aus 
wenigen Ländern Daten, mit großen methodischen Unsicher-
heiten; Rajaeifar et al. (2022) fordern, hier Verpflichtungen und 
Standards zu etablieren. Entsprechend grob sind Schätzungen 
für die globale Ebene: Parkinson und Cottrell (2022) kommen 
auf eine Größenordnung von 1–5% der globalen Emissionen, 
vergleichbar mit der weltweiten Luft- und Schifffahrt.

Der Einsatz erneuerbarer Energien kann die Klima- und 
andere Umweltwirkungen des Militärs in Kriegs- und Friedens-
zeiten senken (Parkinson und Cottrell, 2022) und hat auch stra-
tegische bzw. militärische Vorteile. Einige nationale Streitkräfte 
setzen sich bereits – mit unterschiedlichen Ambitionen – für 
Emissionsreduktionen ihrer Anlagen und Antriebstechnologien 
ein (Vogler und Teicher, 2025):

Militärische Anlagen und temporäre Feldlager ganz oder 
teilweise aus lokalen erneuerbaren Energiequellen zu versor-

gen (z.B. mittels Solarzellen gekoppelt mit Batterien) macht 
sie im Konfliktfall unabhängiger von fossilen Treibstoffen, 
deren Lieferketten bis in das jeweilige Krisengebiet hinein 
aufwändig geschützt werden müssen. Beispielsweise wurden 
2007 in Afghanistan laut einer Studie eines Instituts der US-
Armee bei rund 900 Treibstoffkonvois der US-Armee insgesamt 
38 Menschen getötet, also etwa eine Person pro 24 Konvois 
(Eady et al., 2009); dieselbe Studie nimmt an, dass 75% des 
Treibstoffs für Dieselgeneratoren durch Solarzellen hätte ein-
gespart werden können, was eine neuere Studie als unteres 
Limit bestätigt (Katalenich und Jacobson, 2023). Eine Ver-
kleinerung von Öllagern verringert auch die Umweltgefahren 
bei Angriffen. In Friedenszeiten können die auf erneuerbarer 
Erzeugung basierenden Energiesysteme militärischer Anlagen 
als Teil des Stromnetzes zur Energiewende beitragen (Vogler 
und Teicher, 2025).

Zur Dekarbonisierung des operativen Energieverbrauchs des 
Militärs für Fahrzeuge, Schiffe und vor allem Fluggeräte können 
Elektrifizierung, neue Speichertechnologien und Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Quellen zwar einen Beitrag leisten, 
etwa um den steigenden Energieverbrauch der elektronischen 
Systeme zu decken und leichte Systeme anzutreiben. So kann 
auch die Geräusch- und Wärmeentwicklung und damit die 
Entdeckbarkeit reduziert werden (Jakson et al., 2025). Für 
den Antrieb von Flugzeugen und schweren Fahrzeugen wie 
Panzern sind aufgrund der erforderlichen Energiedichten aber 
vor allem alternative Treibstoffe militärisch relevant (Sharma, 
2025). Dabei erfolgt der Ausbau der Produktion auch zivil: In 
der EU schreibt die „ReFuelEU Aviation“-Verordnung bis 2050 
einen schrittweisen Anstieg des Anteils nachhaltiger Flugkraft-
stoffe auf 70% vor, davon 35% synthetische Kraftstoffe, die 
nicht auf Biomasse beruhen (sondern z. B. aus Wasserstoff 
und CO2 synthetisiert werden, wobei die Treibhausgasein-
sparungen gegenüber fossilen Kraftstoffen bei 70% liegen 
müssen; EU, 2023). 

Zudem können renaturierte Landschaften, die dem Natur- 
und Klimaschutz dienen, zugleich als physische Barrieren für 
die Landesverteidigung fungieren (Kap. 1.4.1). So lassen sich 
etwa wiedervernässte Feuchtgebiete und Moore mit Fahr-
zeugen, insbesondere mit schweren Panzern, nicht oder nur 
langsam durchqueren: Bei Kampfhandlungen können die Fahr-
zeuge befestigte Straßen daher schlechter verlassen und sind 
somit leichter abwehrbar. Dies war historisch relevant und 
spielt heute wieder eine zunehmende Rolle, in der Ukraine 
oder in Strategien zur Verteidigung Skandinaviens, Ost- und 
Südosteuropas gegen Bedrohungen aus Russland (Schneider 
et al., 2025; Schwägerl, 2025; Listopad, 2026). 

Gleichzeitig sind Feuchtgebiete und Moore von großer 
Bedeutung als Lebensräume und für den Biodiversitätsschutz, 
als Puffer für die Regulierung des Wasserhaushalts in Zeiten 
des Klimawandels sowie als Kohlenstoffspeicher (Kap. 1.4.1; 
Kasten 1.3-3; WBGU, 2024b). Grimes et al. (2024) schlagen 
ein „warfare ecology“-Konzept vor, um ökologische Belange 
in Feuchtgebieten vor, während und nach Konflikten zu 
berücksichtigen.
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1.3.1.2
Stromversorgung resilient gestalten
Der Umstieg auf erneuerbare Energien in der Strom-
erzeugung kann dazu beitragen, die Stromversorgung 
resilienter gegenüber lokalen Disruptionen zu gestalten. 
Hierfür bietet es sich an, die geografisch unterschied-
lichen Potenziale zur Energieerzeugung zu nutzen, indem 
der Ausbau der Übertragungsnetze vorangetrieben und 
beim Ausbau von erneuerbaren Energien und Speichern 
auf eine effiziente räumliche Verteilung geachtet wird, 
auf nationaler wie europäischer Ebene. Photovoltaik- 
und Windkraftanlagen haben zudem den Vorteil, von 
lokaler Wasserknappheit, z.B. bei Dürren, in ihrer Funk-
tion nicht beeinträchtigt zu werden, im Gegensatz zu 
fossil befeuerten Kraftwerken und Kernkraftwerken 
mit hohem Kühlwasserbedarf (Jin et al., 2019; Por-
tugal-Pereira et al., 2024; WBGU, 2024b: 206 f.). Um 
die Effizienz des Energiesystems zu erhöhen und bei 
Störungen Schäden zu minimieren, sollte darüber hinaus 
stark in die Flexibilität auf der Verbrauchsseite inves-
tiert werden, was erfordert, stärkere Anreize für solche 
Investitionen zu schaffen. Dafür ist vor allem die be-
schleunigte Installation von Smart Metern eine „zentrale 
Grundlage“ (EWI und BET, 2025: 14). Für eine höhere 
Flexibilität im Stromsystem und Versorgungssicherheit 
ist auch eine verbesserte Integration weiterentwickelter 
Speichertechnologien in Systemplanung, Netzbetrieb, 
Preis- und Vergütungsmechanismen sinnvoll (Hirth und 
Lohr, 2025; Frontier Economics, 2025). Zum Beispiel 
wird der wichtige Beitrag von Batteriespeichern im Ver-
sorgungssicherheitsmonitoring der Bundesnetzagentur 
grundsätzlich anerkannt, allerdings bisher nicht adäquat 
in die Modellierung einbezogen (BNetzA, 2025). Die 
Modellierung ergibt dann einen erheblichen Bedarf an 
zentralen, steuerbaren Gaskraftwerken (BNetzA, 2025), 
die später ggf. mit Wasserstoff betrieben werden sollen. 
Bei besserer Berücksichtigung von weiteren Flexibili-
tätsoptionen könnte der Bedarf ggf. niedriger ausfallen 
(Gatzen et al., 2025).

Gleichzeitig kann die Dezentralität erneuerbarer 
Stromerzeugung genutzt werden, um die Wahrschein-
lichkeit großflächiger Ausfälle bei physischen Störungen 
zu reduzieren. Bei extremen Wetterereignissen, Sabotage, 
Cyberattacken oder militärischen Angriffen kann es 
vorteilhaft sein, wenn Erzeugung und Speicherung von 
Energie, die Struktur der Stromnetze und ihre Steue-
rung dezentral angelegt sind, das heißt, auf einer Viel-
zahl verteilter Komponenten beruhen, da bei geeigneter 
technischer Ausgestaltung Ausfälle dann auf kleinere 
Teile des Systems beschränkt bleiben (Liu et al., 2020; 
IEA, 2020). Teilnetze können weiter stabil bleiben und 
dadurch volkswirtschaftliche Schäden verringert werden. 
Hierzu braucht es allerdings gezielte Investitionen in 
entsprechende Netz- und Insellösungen als mögliche 

Rückfallebene (Liu et al., 2020; Xu et al., 2024; Blaabjerg 
et al., 2017). Dafür ist zum Beispiel der Werkzeugkasten 
für eine resilientere Stromversorgung relevant, der im 
BMFTR-geförderten RESIST-Projekt entwickelt wurde 
(Fraunhofer EMI et al., 2024).

Die Ukraine setzt unter anderem vermehrt auf Mi-
crogrid-Strukturen, um die Energiesicherheit zu erhöhen. 
Insbesondere zur lokalen Energieversorgung kritischer In-
frastrukturen werden dort oft lokale Netze mit kleineren 
verteilten Solaranlagen und Speichern installiert, da große 
Kraftwerke und Übertragungsnetze häufig Ziel russischer 
Angriffe sind und immer wieder ausfallen (Kostenko 
und Zaporozhets, 2023; Kasten 1.3-2). Errichtungs- und 
Systemkosten größerer Freiflächensolaranlagen sind zwar 
im ungestörten Betrieb oft günstiger als bei kleineren An-
lagen (Fischedick und Samadi, 2026a). Bei der Gestaltung 
der Energiewende und den zugehörigen Vergütungen, 
Regularien und Förderungen sollte jedoch auch die hö-
here Resilienz kleiner, verbrauchsnaher Erzeugungssys-
teme berücksichtigt werden – neben den vermiedenen 
Flächenkonkurrenzen und der akzeptanzsteigernden 
Möglichkeit für Bürger, selbst zur Energiewende beizu-
tragen (Teilgutachten 2; Fischedick und Samadi, 2026b).

Doch nicht nur ein resilientes Systemdesign für den 
Störungsfall ist wichtig. Bei zunehmender Elektrifizie-
rung der Energieversorgung gewinnen auch Vorkehrun-
gen gegen Extremereignisse, gegen Cyberangriffe und 
gegen Sabotage weiter an Bedeutung. Denn durch die 
Dezentralisierung bieten digitale, vernetzte Steuerungs-
systeme auch eine größere Angriffsfläche; risikostei-
gernd wirken zudem z.B. die Konvergenz von Daten- und 
physischen Steuerungssystemen, intransparente Liefer-
ketten für Hard- und Software sowie die Nutzung von 
Cloud- und Satelliteninfrastruktur (Lazari, 2025; eure-
lectric, 2025; Kumar et al., 2025; IEA, 2020). EU-weite 
Ansätze wie die Cybersecurity-Verordnung (EU, 2024) 
bringen wichtige Verbesserungen – allerdings bestehen 
weiter Herausforderungen z. B. bei der gleichmäßigen 
Implementierung bzw. Umsetzung dieser Verordnung 
durch die Mitgliedstaaten, bei der Koordination zwi-
schen Regulierern, Sicherheitsbehörden, (Infrastruktur-)
Unternehmen, Zivilschutz, Energie- und Telekommuni-
kationssektor sowie bei Investitionen, Fachkräften und 
Informationsaustausch (Lazari, 2025; eurelectric, 2025).

Neben Dezentralisierung und Cybersicherheit hat die 
Internationale Energieagentur acht weitere Empfehlun-
gen für ein resilientes Energiesystem aus den Erfahrun-
gen der Ukraine abgeleitet (IEA, 2026c), darunter die 
Berücksichtigung von Resilienz in allen Planungsschrit-
ten, Schutz- und Abwehrmaßnahmen, Krisenreaktions-
kapazitäten inklusive rechtlich verankerter schneller Ent-
scheidungsbefugnisse und -protokolle, Standardisierung 
und Lagerhaltung von kritischer Ausrüstung, Ersatzteilen 
und Energieträgern.
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Kasten  1.3-2

Ecoclub und Energy Act for Ukraine: 
Dezentrale Ansätze für mehr Energiesicherheit 
in der Ukraine

In der Ukraine zeigt sich aktuell, wie verletzlich zentrale Kraft-
werke und Leitungsnetze gegenüber feindlichen Angriffen mit 
Waffen und Cyberattacken sind. Im ersten Jahr des russischen 
Großangriffs 2022 verlor die Ukraine die Hälfte ihrer steuer-
baren Erzeugungskapazität, im Jahr 2024 erneut ein Viertel, 
und nur deutlich weniger als 10% konnten seitdem wieder 
aufgebaut werden (IEA, 2025c). Im Februar 2026 sagte der 
ukrainische Präsident Selenskyj auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz, mittlerweile sei jedes Kraftwerk seines Landes 
beschädigt worden (Zelenskyy, 2026). Laut dem CEO des 
ukrainischen Energiekonzerns DTEK muss statt von einer Wie-
derherstellung des bisherigen Energiesystems eher von einem 
Neuaufbau gesprochen werden, mit dezentraler Erzeugung 
und Speicherung (Reuters, 2026). Bei einem Wiederaufbau 
mit dezentralen Lösungen ist ein hoher Anteil erneuerbarer 
Energien (vor allem Photovoltaik) und Speichern schon im 
Hinblick auf Investitions- und Betriebskosten am günstigsten 
(IEA, 2024), hinzu kommt die erhöhte Resilienz bei Knapp-
heit fossiler Brennstoffe (etwa für kleine Gasturbinen) und 
zerstörter Verteilungsinfrastruktur.

Auch private Initiativen treiben den Aufbau dezentraler 
Lösungen mit erneuerbaren Energien voran. Die Stiftung Ener-
gy Act for Ukraine wurde im April 2022 gegründet, um den 

Wiederaufbau von Schulen und Krankenhäusern, die von der 
russischen Aggression betroffen sind, durch Installation von 
Solarkraftwerken und Speichersystemen zu unterstützen (Ener-
gy Act for Ukraine Foundation, 2026). Die neu geschaffenen 
Energieerzeugungsanlagen müssen mindestens 70km von der 
Front entfernt sein, arbeiten dezentral und sind aufgrund ihrer 
Batteriespeicher autark. Sie bieten gegenüber konventionellen 
Großkraftwerken eine deutlich verringerte Angriffsfläche. 
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen in den am stärksten 
kriegsbetroffenen Gemeinden erhalten von der Stiftung kos-
tenlose Hybrid-Solarkraftwerke (Abb. 1.3-1). 

Energy Act for Ukraine bildet gezielt Frauen im Bereich 
Solarenergie aus, nicht nur, um den momentanen kriegsbe-
dingten Mangel an männlichen Fachkräften auszugleichen. 
Ziel ist, auch langfristig den Frauenanteil in modernen Techno-
logieberufen zu erhöhen und die Männerdominanz in Leitungs-
positionen zu verringern. Die Stiftung wird unter anderem vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) und 
der deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) unterstützt.

Auch die Initiative „Solar Aid for Ukraine“ (Ecoclub, 2026) 
startete 2022 mit dem Ziel, kritische Infrastrukturen mit Solar-
energie zu versorgen, sodass sie selbst bei längeren Stromaus-
fällen ihre Dienstleistungen aufrechterhalten können. Insbe-
sondere Kommunen werden dabei unterstützt, die lebens-
notwendige Trinkwasserversorgung mittels Solaranlagen zu 
sichern, teilweise ergänzt um Speichersysteme. Ecoclub hat 
2024 Photovoltaik mit einer Gesamtkapazität von 2.095 kW 
installiert.

Regionen 
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Abbildung 1.3-1
Solaranlagen steigern die Sicherheit der ukrainischen Energieversorgung. Wie die Grafik zeigt, hat die Stiftung bis Ende 
2025 Solarmodule mit einer Gesamtleistung von 1.527 kW und Batteriespeicher mit einer Gesamtkapazität von 2030 kWh 
neu installiert, von denen rund 2,1 Mio. Menschen profitierten. * Die Blackout-Abdeckung variiert projektabhängig.
Quelle: Energy Act for Ukraine Foundation, 2026

Energieprojekte von Energy Act for Ukraine
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Insgesamt kann also eine Umstellung auf ein Ener-
giesystem, das auf erneuerbaren Energien basiert und 
Sicherheitsaspekte mitberücksichtigt, die Versorgungs-
sicherheit und Resilienz steigern, Abhängigkeiten von 
fossilen Energieträgern reduzieren oder stoppen und da-
durch geopolitische Handlungsspielräume neu eröffnen.

1.3.1.3 Energiepolitik geopolitisch abwägen
Sofern noch fossile Brennstoffe importiert werden, sollte 
dies stärker mit geopolitischen (Sicherheits-)Interessen 
Europas bei der Unterstützung von Niedrigeinkommens-
ländern sowie mit Strategien zum weltweiten Ausstieg 
aus fossilen Energieträgern verzahnt werden.

Die Abhängigkeit von aggressiven autokratischen 
Staaten wie Russland, die ihre Nachbarn und europäische 
Interessen bedrohen, wird bereits abgebaut (Eurostat, 
2026). Gelingt es dadurch, die Ressourcenrenten auto-
kratischer Staaten zu reduzieren, würde das diese Regime 
schwächen. Ressourcenrenten machen im Schnitt mehr 
als 12,5 % des Bruttoinlandsprodukts autokratischer 
Länder aus, gut zehnmal mehr als in demokratischen 
Ländern; die elf Länder mit dem höchsten Anteil fossiler 
Ressourcen sind Autokratien (Edenhofer et al., 2023; 
Beaufíls et al., 2025). Beaufils et al. (2025) weisen zu-
dem auf geopolitische Externalitäten einer Minderung 
der Einnahmen aus Erdöl hin. So würde beispielsweise 
ein Rückgang der Einnahmen Russlands aus dem Verkauf 
von Erdöl nicht nur die Staatseinnahmen des Landes re-
duzieren, sondern könnte in der Folge auch die Höhe der 
nötigen EU-Unterstützung für die Ukraine reduzieren.

Allerdings ist auch eine Reihe von Niedrigeinkom-
mensländern aktuell noch auf Einnahmen aus Erdöl- und 
Erdgasförderung angewiesen, um Armut zu bekämpfen 
und ihre Wirtschaft zu entwickeln. Diese Länder soll-
ten beim Aufbau einer fossilfreien eigenen Energiever-
sorgung basierend auf Erneuerbaren, Elektrifizierung 
und alternativen Exportgütern unterstützt werden. Dies 
könnte mit Beiträgen zu einer Roadmap zum Ausstieg 
aus fossilen Ressourcen verbunden werden, etwa im 
Rahmen des während der Klimakonferenz 2025 in Belém 
initiierten Prozesses (TAFF, 2026), und an einen Ver-
zicht auf die weitere Exploration fossiler Energieträger 
geknüpft werden, da bereits jetzt die Förderung von 
wesentlich mehr Kohle, Öl und Gas geplant ist, als mit 
einer Begrenzung des Klimawandels auf 1,5 ° oder 2 °C 
kompatibel wäre (SEI, 2025).

1.3.2
CO2-Entfernung aus der Atmosphäre

Für den Klimaschutz sind drei konzeptionell verschie-
dene Herangehensweisen zu unterscheiden: Erstens die 
Minderung bzw. Vermeidung von Emissionen, zweitens 

der Schutz der natürlichen Senken und ihrer Fähigkeit, 
CO2 aufzunehmen, zu binden und physikochemisch ge-
löst oder als organischen Kohlenstoff zu speichern (Kas-
ten 1.3-3) sowie drittens die gezielte Entnahme von CO2

aus der Atmosphäre und seine anschließende möglichst 
langfristige Speicherung. Die gezielte CO2-Entfernung 
aus der Atmosphäre wird auch als carbon dioxide remo-
val (CDR) oder negative Emissionen bezeichnet (Fuss et 
al., 2018; Canadell et al., 2021: 755). CDR ist zunehmend 
Gegenstand politischer Diskussionen: zum einen, weil 
die Temperaturziele des Pariser Übereinkommens kaum 
noch ohne CDR erreichbar sind, zum anderen, weil ab-
gesehen von der Stärkung natürlicher Senken alle CDR-
Methoden erhebliche, wenn auch sehr unterschiedliche 
Nebeneffekte haben (Canadell et al., 2021: 678 f.). Ein 
verantwortungsvoller Umgang mit CDR, der ausreichend 
Anreize für die Entfernung von CO2 aus der Atmosphäre 
schafft, um gefährliche Klimaauswirkungen zur vermei-
den, und dabei gleichzeitig verhindert, dass durch CDR 
neue intolerable Risiken entstehen, ist aus Sicht des 
WBGU ein wichtiger Baustein einer sicheren Zukunft.

Um den Temperaturanstieg der Atmosphäre aufzu-
halten, ist es erforderlich, die CO2-Emissionen netto auf 
null zu bringen (Palazzo Corner et al., 2023). Das heißt: 
CO2-Emissionen müssen so weit möglich in Richtung 
null abgesenkt werden. Noch verbleibende CO2-Emis-
sionen, die nicht vermieden werden können, müssen 
durch CDR-Maßnahmen kompensiert werden – es muss 
also in diesem Fall aktiv durch den Menschen CO2 aus 
der Atmosphäre entfernt werden, um netto null zu er-
reichen (IPCC, 2023: 85; Allen et al., 2025; Smith et al., 
2024). Brunner et al. (2024) argumentieren, dass eine 
Speicherdauer von mindestens 1.000 Jahren für das aus 
der Atmosphäre entfernte CO2 notwendig ist, um ver-
bleibende CO2-Emissionen aus fossilen Energieträgern 
wirksam zu kompensieren. Auch der fortdauernde Bei-
trag der biologisch/physiologischen Senken und damit 
ein umfassender Schutz von Ökosystemen ist sehr rele-
vant für die langfristige Klimaentwicklung – allerdings 
ist nur ihre aktive Stärkung, d. h. die Erhöhung ihrer 
CO2-Bindungs- und Speicherkapazität, ein Beitrag zu 
CDR. Weder natürliche noch technische Möglichkeiten 
stehen in ausreichender Dimension zur Verfügung, um 
fortdauernde hohe Emissionen zu kompensieren – eine 
weitgehende Absenkung der Emissionen in Richtung null 
ist daher in jedem Fall Voraussetzung, um den Klima-
wandel aufzuhalten.

Sollte es nach einer starken Reduktion der CO2-Emis-
sionen zukünftig gelingen, der Atmosphäre durch CDR 
mehr CO2 zu entziehen als an CO2-Emissionen eingetra-
gen wird, wäre es zudem denkbar, die global gemittelte 
Temperatur wieder zu senken (IPCC, 2023: 87). Um durch 
eine Abkühlung die langfristigen Erdsystemrisiken und 
ihre Auswirkungen auf Mensch und Natur zu mindern, 
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Kasten  1.3-3

Ökosystemschutz und -renaturierung als eine 
Voraussetzung für Klimastabilisierung und 
globale Abkühlung 

Verschiedene natürliche Prozesse tragen aktuell dazu bei, 
dass nur ein Teil der von Menschen in die Atmosphäre einge-
tragenen CO2-Emissionen dort verbleibt. Derzeit betragen die 
jährlichen anthropogenen CO2-Emissionen ca. 42,4 Mrd. t CO2

pro Jahr, von denen etwa die Hälfte in der Atmosphäre bleibt, 
während der Rest vom Ozean und vom Land aufgenommen 
wird. Der Landsektor nahm zwischen 2015 und 2024 mit jähr-
lich 8,4 Mrd. t CO2 etwa 21% der anthropogenen Emissionen 
auf, der Ozean 29 % (Land- und Ozeansenke; Friedlingstein 
et al., 2026).

Seit Beginn der Industrialisierung ist der CO2-Gehalt in der 
Atmosphäre durch die anthropogenen Emissionen um 52 % 
gestiegen und im Jahr 2025 erreichte er 426 ppm. Dieser 
CO2-Anstieg in der Atmosphäre ist der Haupttreiber für die 
CO2-Aufnahme durch Land- und Ozeansenken, die bisher auch 
mit zunehmender CO2-Konzentration gewachsen sind: Der 
steigende CO2-Gehalt der Atmosphäre führt u. a. zu verstärk-
tem Pflanzenwachstum (CO2-Düngung) und einer vermehrten 
Lösung von CO2 im Meerwasser. Es handelt sich bei der Land- 
und Ozeansenke also um biogeochemische bzw. physikalische 
Reaktionen auf den steigenden CO2-Gehalt der Atmosphäre.

Diese „natürliche“ Pufferfunktion von Land und Ozean ist 
jedoch nicht langfristig garantiert und auch nicht uneinge-
schränkt positiv zu bewerten – z.B. führt der Eintrag von CO2 in 
den Ozean zur Ozeanversauerung (Canadell et al., 2021: 677). 
Gleichzeitig mindert der Klimawandel die Aufnahmekapazität 
der natürlichen Senken (Duffy et al., 2021). Aufgrund der Wir-
kungen des Klimawandels sowie durch klimatische Variabilität 
und Ökosystemzerstörung ist die Senkenfunktion in der letzten 
Dekade bereits um 25% (Land) und 7,9% (Ozean) gesunken 
(Friedlingstein et al., 2026). Nach 2100 könnten Land und 

Ozean durch Mobilisierung der Kohlenstoff- und CO2-Speicher 
sogar zu CO2-Quellen werden, und zwar sowohl im Fall sehr 
hoher Emissionen als auch im Fall netto negativer Emissionen 
(Canadell et al., 2021: 677).

Klar ist jedoch: Die Biosphäre nimmt eine wichtige Rolle 
im Klimasystem und beim Klimaschutz ein, indem sie über 
die Photosynthese kontinuierlich CO2 aus der Atmosphäre 
aufnimmt und in organisches Material umwandelt, so die Land-
senke und Teile der Ozeansenke ermöglicht und dabei auch 
einen Teil des Kohlenstoffs in langfristige Reservoire überführt 
– letzteres geschieht insbesondere, wenn der Kohlenstoff von 
Sauerstoff abgeschlossen wird, etwa in Mooren und marinen 
Küstenökosystemen (Philben et al., 2014; EMB – European 
Marine Board, 2023).

Der Schutz noch funktionierender Ökosysteme ist daher 
auch ein Beitrag, die fragile terrestrische Landsenke nicht noch 
weiter zu schwächen. Durch Renaturierung könnte im Gegenteil 
die natürliche CO2-Senke gestärkt und langfristig erhalten oder 
sogar im Sinne von CDR erhöht werden (Tab. 1.3-1). Allerdings 
werden die Raten der CO2-Aufnahme durch die Ökosysteme 
bei abnehmenden CO2-Anstiegen und schließlich konstanten 
oder sogar fallenden CO2-Konzentrationen in der Atmosphäre 
bei Weitem nicht mehr so hoch sein wie aktuell.

Der WBGU empfiehlt, den Schutz von Ökosystemen ganz-
heitlich anzugehen und die Belange des Biodiversitätsschut-
zes zu integrieren. Das bedeutet, nicht nur solche Ökosysteme 
zu schützen, die besonders hohe CO2-Speicherkapazitäten 
haben, sondern solche auch nicht zu vernachlässigen, die nicht 
zum Klimaschutz beitragen. So sind etwa Korallenriffe Netto-
CO2-Emittenten, und ihr Absterben könnte die CO2-Aufnahme 
durch den Ozean erhöhen und so dem Klimawandel entgegen-
wirken (Planchat et al., 2025). Dies kann aber kein Grund 
sein, sie nicht zu schützen. Das Beispiel macht deutlich, dass 
es nicht erstrebenswert sein kann, die Biosphäre auf maxi-
malen Klimaschutz hin auszurichten, sondern dass der Fokus 
des Klimaschutzes die Vermeidung anthropogener Emissionen 
sein muss.

wäre eine kontinuierliche, möglicherweise Jahrhunderte 
andauernde CO2-Entnahme aus der Atmosphäre erfor-
derlich (Gasser et al., 2026). Ob eine solche Rückführung 
der Temperatur überhaupt möglich und praktikabel wäre 
und welche Änderungen des Klimasystems reversibel 
wären, ist Gegenstand wissenschaftlicher Diskussionen 
(Schleussner et al., 2024). Abzusehen ist jedenfalls, dass 
mit zunehmenden Klimaauswirkungen auch das Inte-
resse an CDR und ggf. anderen Optionen großskaliger 
Eingriffe in das Klimasystem, z. B. Modifikationen der 
Sonneneinstrahlung, steigen wird. Die mit ihnen ver-
bundenen Kontroversen und Risiken bekommen damit 
auch eine zunehmende geopolitische Relevanz.

Carbon dioxide removal (CDR) umfasst grundsätzlich 
zwei Schritte: (1) den Entzug von CO2 aus der Atmo-
sphäre sowie (2) die möglichst langfristige Speicherung 
des Kohlenstoffs. Der Entzug kann entweder über 
Photosynthese (Wachstum von Pflanzen und anderen 

Primärproduzenten wie Cyanobakterien oder Algen), an-
organische Reaktionen (Verwitterung) oder technische 
Verfahren erfolgen. Die Speicherung des Kohlenstoffs 
erfolgt entweder in Ökosystemen als terrestrische und 
marine Biomasse und organische Ablagerung in Bö-
den und marinen Sedimenten oder in mineralischen 
Verbindungen bzw. gasförmig als CO2 in geologischen 
Formationen (Friedlingstein et al., 2026; Royal Society, 
2018: 20 f.; WBGU, 2020: 54). Eine einheitliche Kate-
gorisierung der verschiedenen Methoden existiert nicht; 
alle Verfahren sind jedoch unterschiedlichen Limitierun-
gen, teilweise erheblichen Risiken oder Unsicherheiten 
unterworfen (WBGU, 2020: 55 ff.; Shindell und Rogelj, 
2025; Tab. 1.3-1), so dass sie insgesamt nicht geeignet 
sind, fortdauernd hohe Emissionen zu kompensieren. 
Eine schnelle, umfassende Reduktion von CO2-Emis-
sionen ist daher eine Vorbedingung für einen verant-
wortlichen Einsatz von CDR. Dies reduziert sowohl die 
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Risiken des Klimawandels als auch die Notwendigkeit 
des Einsatzes von CDR-Maßnahmen mit ihren jeweili-
gen Risiken. Der WBGU empfiehlt daher übergreifend, 
Emissionsminderungsziele von Zielen für CDR zu trennen 
und auch bei den CDR-Methoden untereinander zu 
differenzieren (Pongratz et al., 2026; ESABCC, 2024). 
Tabelle 1.3-1 gibt einen Überblick über ausgewählte 
CDR-Methoden und ihre Eigenschaften. CDR sollte in 
Strategien zur Erreichung von Netto-Null-Emissionen 
zudem nicht vorgesehen werden, um fortdauernde Emis-
sionen aus leicht zu dekarbonisierenden Sektoren (z.B. 
Elektrizität) zu kompensieren, sondern ausschließlich 
für die Kompensation von Emissionen aus schwierig zu 
dekarbonisierenden Sektoren oder für die Erreichung 
netto-negativer CO2-Emissionen eingesetzt werden 
(Shindell und Rogelj, 2025).

Die Nutzung von CCS (Carbon dioxide Capture and 
Storage), um zu verhindern, dass CO2-Emissionen aus 
Punktquellen wie Kraftwerken oder großen Industrie-
betrieben in die Atmosphäre gelangen, ist für sich ge-
nommen keinen Beitrag zu CDR. Entsprechend sollte 
reines CCS prioritär für schwierig zu dekarbonisierende 
Sektoren genutzt werden, da es mit bestimmten CDR-
Methoden wie BECCS (Bioenergie mit CCS) oder DACCS 
(Direct Air Carbon Capture and Storage) um die verfüg-
baren langfristigen Speicherstätten für CO2 konkurriert 
(Gidden et al., 2025).

Derzeitige Kapazitäten, CO2 dauerhaft aus der Atmo-
sphäre zu entfernen, liegen erst bei etwa 1 Mio. t CO2 jähr-
lich, überwiegend in Form von BECCS (IEA, 2025b: 325). 
Ausweitungen der Kapazitäten sind geplant, liegen aber 
weit unter den Projektionen erforderlicher Entnahme-
raten zur Erreichung der Klimaziele (IEA, 2025b: 325). 
Eine unkontrollierte Skalierung von CDR kann zudem je 
nach Methode erhebliche negative Umweltauswirkungen 
haben. Für eine sichere Zukunft ist es daher entscheidend, 
die CO2-Entnahme verantwortlich zu gestalten: Es müs-
sen einerseits Anreize geschaffen werden, ausgewählte 
CDR-Verfahren zu erproben, weiterzuentwickeln und 
einzusetzen, anderseits müssen gleichzeitig politische, 
regulatorische und technologische Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, um Risiken zu minimieren. Essenziell 
ist die Vermeidung ökologischer Schäden.

Der WBGU empfiehlt, insbesondere auf solche Optio-
nen zu verzichten, die mit großskaligen oder irreversiblen 
Eingriffen in Lebensräume und natürliche Ökosysteme 
verbunden sind (z.B. Ozeanalkalisierung). Dies betrifft 
auch großskalige Aufforstung und potenziell BECCS, 
sofern eigens angebaute Bioenergiepflanzen verwendet 
werden und dies direkt oder indirekt zu einer Auswei-
tung von Agrarflächen auf Kosten von Wäldern oder 
Savannen führt.

Insbesondere landbasierte Ansätze wie Aufforstung 
(z. B. von Savannen) oder BECCS unter Verwendung 

eigens angebauter Pflanzen können auch zu Konflik-
ten über Land- und Wassernutzung beitragen (Smith 
et al., 2016; WBGU, 2020; Pörtner et al., 2021). Der 
WBGU hat in vergangenen Gutachten ausführlich auf 
die Risiken einer Expansion der Bioenergienutzung z. B. 
durch indirekte Landnutzungsänderungen hingewiesen 
(WBGU, 2009). Dooley et al. (2024) warnen, dass die 
von den Staaten angekündigten CDR-Maßnahmen eine 
geschätzte Fläche von 1 Mrd. Hektar benötigen könnten; 
das entspricht einer Fläche größer als die USA bzw. zwei 
Dritteln der globalen Ackerfläche im Jahr 2020. 40 % 
davon wären mit einer Konversion bestehender Land-
nutzungen in Wälder oder Energiepflanzen verbunden.

Ökosystembasierte Ansätze wie Renaturierung oder 
verbesserte landwirtschaftliche Bewirtschaftungsme-
thoden gelten dagegen als unkritisch und gut erprobt, 
mit potenziell hohem Begleitnutzen für den Biodiversi-
tätsschutz. Ein Schwachpunkt in Bezug auf die Klima-
wirkung ist hier jedoch die Permanenz, d. h. die tat-
sächliche Speicherungsdauer des Kohlenstoffs, die nicht 
zuletzt auch durch die Auswirkungen des Klimawandels 
beeinträchtigt wird (WBGU, 2020, 2021). Neben der 
Vegetation sind Speicher organischer Substanz in Böden 
und Sedimenten nicht nur vor menschlichen Eingriffen 
zu schützen, sondern als Beitrag zu CDR zu stärken, 
um fortgesetzte Einlagerung zu ermöglichen. Mit der 
Ausweisung großflächiger borealer Urwälder kann die 
Kohlenstoffspeicherfähigkeit dieser Waldflächen nach 
Beendigung der Bewirtschaftung um mehr als 70 % ge-
steigert werden (Pascual et al., 2026).

Theoretisch vielversprechend mit potenziell geringen 
negativen Auswirkungen auf Ökosysteme wäre dagegen 
DACCS (Direct Air Carbon Capture and Storage), bei dem 
CO2 technisch aus der Umgebungsluft gefiltert und an-
schließend eingelagert wird. Schwachpunkt sind hier 
hohe Kosten und der sehr hohe Energiebedarf (IEA, 
2025b). Aufgrund der geringen CO2-Konzentration in der 
Atmosphäre ist die technische Entfernung des Gases von 
dort grundsätzlich sehr viel schwieriger und energetisch 
aufwändiger als etwa die Entfernung von CO2 aus dem 
Abgasstrom eines Kraftwerks – ob zukünftige technische 
Durchbrüche eine Skalierung von DACCS erlauben, ist 
daher unklar.

Mit zunehmenden Auswirkungen des Klimawandels 
ist damit zu rechnen, dass Staaten neben CDR auch 
ein Interesse an anderen großskaligen Eingriffen in das 
Klimasystem entwickeln, um die Temperatur zu senken – 
z.B. der direkten Abschirmung der Sonneneinstrahlung 
(solar radiation management/modification, SRM). Es 
handelt sich hierbei größtenteils um theoretische An-
sätze, nicht um anwendungsreife Methoden (Bronkalla 
et al., 2025). Die damit verbundenen Sicherheitsrisiken 
sollten antizipiert und erforscht werden (Biermann et 
al., 2022; Sovacool et al., 2023). Diese Sicherheitsrisiken 
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CO2-Entfernung aus der Atmosphäre – ausgewählte Methoden 

Tabelle 1.3-1
Ausgewählte Carbon-Dioxide-Removal-Methoden (CDR), ihre Eigenschaften und Herausforderungen (stark vereinfacht). 
mCDR (marine Carbon Dioxide Removal) bezeichnet Methoden, um die Menge an CO2 zu erhöhen, die der Ozean aus der 
Atmosphäre aufnimmt.
Quelle: WBGU auf Basis von WBGU, 2020, 2021; Pörtner et al., 2021, Brun et al., 2026

CDR-Methode Eigenschaften Risiken Empfehlung

Renaturierung kohlenstoff-
speichernder Ökosysteme 
und Steigerung ihrer Spei-
cherfähigkeit (z. B. Wieder-
aufforstung, Moorwieder-
vernässung, Ausweisung 
von Urwäldern)

Sofort einsetzbar; Syn-
ergien mit Biodiversi-
tätsschutz möglich und 
sinnvoll; viele Ökosysteme 
erreichen eine Sättigung 
der Speicherfähigkeit

Permanenz der Speiche-
rung durch menschliche 
Eingriffe sowie natürliche 
Ereignisse wie Dürren und 
Feuer bedroht; Klimawan-
del wirkt sich negativ auf 
die Speicherung aus

Empfehlenswert; auf Syn-
ergien mit Biodiversitäts-
schutz und soziale Schutz-
maßnahmen (Safeguards) 
sowie konfliktsensible 
Umsetzung achten; ein-
geschränkte Permanenz 
beachten

BECCS (Bioenergie mit 
CCS): Energetische Nut-
zung von Biomasse mit 
Abscheidung und anschlie-
ßender Einlagerung des 
CO2 aus dem Abgasstrom

Teilmethoden erprobt; 
konkurriert mit Biofuels 
um Biomasse; permanen-
te Speicherung möglich, 
Konkurrenz mit CCS aus 
Verbrennung fossiler 
Energieträger um sichere 
CO2-Speicher möglich

Bei Nutzung von Energie-
pflanzen Risiken durch 
Landnutzungskonkurren-
zen sowie Emissionen aus 
indirekten Landnutzungs-
änderungen

Nicht auf Basis von Energie-
pflanzen ausweiten; bei 
Nutzung von Reststoffen 
Konkurrenz mit Biofuels 
(und Ökosystemerforder-
nissen) beachten; begrenzte 
geologische Speicherkapa-
zität beachten; verbindliche 
Safeguards zum Schutz der 
Rechte der lokalen Bevölke-
rung sowie konfliktsensible 
Umsetzung

Aufforstung Konkurrenz mit ursprüngli-
chen Ökosystemen; Verlust 
ihrer Eigenschaften 
(z. B. Savannen); Neigung 
zu Monokulturen

Permanenz der Speiche-
rung durch menschliche 
Eingriffe und Klimawandel 
bedroht; extrem flächen-
intensiv; Landnutzungs-
konkurrenzen; hoher 
Wasserbedarf; Emissionen 
aus indirekten Landnut-
zungsänderungen; Albedo-
veränderungen

Eher nicht empfehlenswert

DACCS (Direct Air Carbon 
Capture and Storage): 
technische Filterung von 
CO2 aus der Umgebungs-
luft mit anschließender 
Einlagerung

Wenig flächenintensiv, 
permanente Speicherung 
möglich, Skalierungs-
möglichkeit allerdings noch 
unklar; Konkurrenz mit CCS 
aus Verbrennung fossiler 
Energieträger um sichere 
CO2-Speicher möglich

Energieintensiv Technisch weiterent-
wickeln (Energie, Materia-
lien); begrenzte geologi-
sche Speicherkapazität 
beachten

Ozean CDR (mCDR):
Eisendüngung,
künstlicher Auftrieb

Technische Nutzung 
erzeugter Algenblüten und 
biologischer Pumpe

Permanenz der Speiche-
rung durch Ozeanströmung 
und Auftrieb reduziert; 
Sauerstoffzehrung und 
-mangel bedroht tiefe Öko-
systeme

Eher nicht empfehlenswert

Ozean CDR (mCDR):
Alkalisierung durch groß-
skalige Ausbringung von 
Karbonaten, Silikaten

Hohe Speicherkapazitäten; 
permanente Speicherung 
möglich; irreversible Verän-
derung der Meereschemie

Großskalige und langfris-
tige Auswirkung auf Öko-
systeme und Biodiversi-
tätsveränderungen unklar; 
großskalige Bergbauakti-
vitäten an Land vernichten 
Landschaften und terrestri-
sche Ökosysteme

Eher nicht empfehlenswert
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umfassen Haftungsfragen bei regional unterschiedlichen 
Auswirkungen, strategische Instrumentalisierung von 
SRM sowie Governance- und Kontrollprobleme bis hin 
zum „Abbruchs-Schock“, falls es nach jahrelanger An-
wendung zu einer schnellen Erwärmung kommt (Sova-
cool et al., 2023; Bronkalla et al., 2025). Auch werfen 
SRM und andere technologische Eingriffe zahlreiche 
soziale und Gerechtigkeitsfragen auf: Welche Länder 
und Weltregionen entscheiden über den Einsatz? Gibt 
es die Möglichkeit für einzelne Staaten, ein Veto gegen 
Projekte einzulegen, die global wirken, aber potenziell 
auf unterschiedliche Art und Weise? Welche sozialen 
Gruppen sind am ehesten von Risiken betroffen? Viel-
fach wird daher vorgeschlagen, ein internationales Nicht-
Nutzungsabkommen für Solar Radiation Management 
anzustreben (Bronkalla et al., 2025; Biermann et al., 
2022). Auch der WBGU empfiehlt, aus Vorsorgegründen 
auf einen Einsatz von SRM zu verzichten.

1.4
Natürliche Infrastruktur für Bevölkerungsschutz

Bevölkerungsschutz ist ein essenzielles Element der Si-
cherheitspolitik. Er umfasst in Deutschland alle Aufgaben 
und Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Ka-
tastrophen und anderen schweren Notlagen (BBK, o. J.). 
Bevölkerungsschutz bedarf eines staatlich organisierten 
Systems, das Maßnahmen zur Vorsorge, Bewältigung und 
Nachbereitung von Gefahrenlagen beinhaltet. Er gliedert 
sich in Zivilschutz und Katastrophenschutz. Der Zivil-
schutz (§ 1 Abs. 1 ZSKG: Deutscher Bundestag, 1997) 
zielt auf den Schutz der Bevölkerung im Verteidigungsfall, 
insbesondere darauf, ihre Wohnungen, Arbeitsstätten 
und Kulturgüter vor bevorstehenden kriegsbedingten 
Auswirkungen zu schützen. Er liegt in der Kompetenz des 
Bundes und umfasst alle nicht militärischen Maßnahmen 
des Bundes. Aktuell stärkt Deutschland aufgrund des 
Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine insbesondere 
den Zivilschutz. Katastrophenschutz zielt auf die Gefah-
renabwehr in Friedenszeiten, z.B. bei Hochwasser, Sturm 
oder Erdbeben, und obliegt den Ländern und Kommunen 
(BBK, o. J.). Durch Klimawandel, Biodiversitätsverlust, 
Landdegradation und Verschmutzung nehmen sowohl 
kurzfristige Gefahren auch als auch die schleichende 
Bedrohung der Bevölkerung zu. Dazu zählen etwa das 
immer häufigere Auftreten extremer Hitzewellen oder 
langanhaltende Trockenheit, die die Gesundheit und Er-
nährungssicherheit negativ beeinträchtigen und in einer 
wachsenden Zahl von Hitzetoten resultieren (Kap. 1.1).

Sowohl gegen kurzfristige Gefahren als auch gegen 
schleichende Bedrohungen können Ökosysteme als 
multifunktionale Schutzinfrastruktur wirken – direkt, 
z.B. durch die physische Barrierewirkung, Hitzeschutz, 

Wasser- und Luftreinigung, und indirekt, z. B. über 
CO₂-Speicherung, Bodenfunktionen für Ernährungs-
sicherheit und weitere Ökosystemleistungen. Global 
relevante Beispiele hierfür sind die Wälder im Amazonas 
und Kongo. Einer Metastudie zufolge können Wälder 
die Wahrscheinlichkeit und Intensität verschiedener 
Gefahrenereignisse wie Überschwemmungen, Erdrut-
sche, Lawinen, Stürme oder Dürre je nach Region in 
Einzelfällen um bis zu 92% reduzieren (Ashrafizadeh 
und Yousefpour, 2025).

Daher bedarf der Begriff des Bevölkerungsschutzes 
einer Erweiterung: Er sollte dringend auch Maßnahmen 
zur Milderung (schleichender) Umweltveränderungen 
mit katastrophalen Folgen und daraus folgenden sozio-
ökonomischen Konsequenzen der betroffenen Bevölke-
rung umfassen. Hierzu schlägt der WBGU vor, die Funk-
tion der natürlichen Infrastruktur für den nationalen 
Bevölkerungsschutz nicht nur anzuerkennen, sondern 
auch zu stärken. Dafür werden zunächst der Begriff der 
natürlichen Infrastruktur und ihre Funktion für den Be-
völkerungsschutz erläutert (Kap. 1.4.1) sowie mögliche 
Verankerungspunkte in globalen und nationalen An-
sätzen aufgezeigt (Kap. 1.4.2). Vor diesem Hintergrund 
empfiehlt der WBGU, besonders schützenswerte Flächen 
als im überragenden öffentlichen Interesse liegend ge-
setzlich auszuweisen und dadurch gegenüber anderen 
Belangen in Schutzgüterabwägungen entsprechend zu 
priorisieren (Kap. 1.4.3). Zur weiteren Stärkung natür-
licher Infrastruktur macht der WBGU Finanzierungsvor-
schläge (Kap. 1.4.4). Notwendig sind außerdem Früh-
warnsysteme, die vor der Erosion natürlicher Infrastruk-
tur warnen und vorausschauendes Handeln ermöglichen 
(Kap. 1.4.5). Eine höhere Sensibilisierung relevanter 
Akteure für Katastrophenvorsorgefunktionen der na-
türlichen Infrastruktur sowie ein gestärktes Ehrenamt 
sieht der WBGU als eine weitere Grundvoraussetzung 
für erfolgreichen Bevölkerungsschutz und damit für 
Sicherheit im Kontext globaler Umweltveränderungen 
(Kap. 1.4.6).

1.4.1
Bedeutung und Funktion

Im Rahmen einer nachhaltigen und integrierten Sicher-
heitspolitik kommt der Zulassung, Errichtung und Erhal-
tung kritischer Infrastruktur (KRITIS) eine Schlüsselrolle 
für die Daseinsvorsorge und den Bevölkerungsschutz 
zu. Vorhaben wie der Aus- und Neubau grauer Infra-
struktur dienen u. a. der Vorsorge vor kriegsbedingten 
Notsituationen. So stuft beispielsweise der Entwurf eines 
„Infrastruktur-Zukunftsgesetzes“ Verkehrsinfrastruktur 
als „zentral für [...] unser sicherheitspolitisches Funda-
ment und damit für die Verteidigungsfähigkeit und den 
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Schutz von Leib und Leben“ ein (Deutscher Bundestag, 
2026: 1). Doch nicht nur die graue Infrastruktur ist 
wichtig. Auch der Schutz und die Wiederherstellung der 
natürlichen Ökosysteme in ihrer Funktion als natürliche 
Lebensgrundlage und als Puffer z. B. gegen Hitzewellen, 
Pandemien oder Extremereignisse dienen dem Bevölke-
rungsschutz. Eine in dieser Weise wirksame natürliche 
Infrastruktur sollte als Bestandteil der kritischen Infra-
struktur gesetzlich verankert werden.

Im Unterschied zur grauen Infrastruktur, die techni-
sche, bauliche Anlagen wie Straßen, Schienen, Brücken, 
Energie- und Wasserversorgungsnetze sowie Abfall-
entsorgungseinrichtungen umfasst, wird natürliche In-
frastruktur international in erster Linie als grüne und 
blaue Infrastruktur verstanden, dazu gehören z.B. Flüsse, 
Wälder und andere Ökosysteme (Silva und Wheeler, 
2017; McKay et al., 2023; IPBES, 2019). Die natürliche 
Infrastruktur erbringt Ökosystemleistungen und bildet 
somit die Grundlage für naturbasierte Lösungen (nature-
based solutions, NbS). Darüber hinaus kann sie Beiträge 
zu ökosystembasierter Katastrophenvorsorge leisten 
(Ecosystem-based Disaster Risk Reduction, Eco-DRR; 
Kasten 1.4-1).

In Deutschland prägt der Begriff der natürlichen 
Infrastruktur den Titel eines im März 2026 von Bun-
desumweltminister Carsten Schneider angekündigten 

„Gesetzes zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur“ 
(BMUKN, 2026). Danach bezeichnet natürliche Inf-
rastruktur insbesondere Schutzgebiete, Biotop- und 
Lebensraumverbünde sowie intakte Ökosysteme, z. B. 
gesunde Böden, klimafeste Wälder, nasse Moore oder 
renaturierte Oberflächengewässer und Auen.

Der WBGU folgt der internationalen Diskussion und 
bezieht den Begriff nicht nur auf besonders schüt-
zenswerte Flächen im Freiraum, sondern auch auf 

Grünflächen und Gewässer in Siedlungs- und Land-
schaftsräumen sowie auf Meeresgewässer und deren 
Bestandteile (u. a. Warmwasserkorallenriffe). Der WBGU 
definiert daher natürliche Infrastruktur als Ökosysteme, 
die Funktionen des Bevölkerungsschutzes erfüllen. Dazu 
gehören vor allem Flächen von besonderer Bedeutung 
für Naturschutz- und Landschaftspflege, die sowohl in 
Siedlungs- als auch in Freiräumen liegen können. Die 
natürliche Infrastruktur dient dem Bevölkerungsschutz 
(Abb. 1.4-1), indem sie
> vor Extremereignissen schützt, z. B. durch Wasser-

rückhalt, Erosions- und Küstenschutz in Form von 
Auen und Wäldern, einschließlich Mangroven,

> vor militärischen Angriffen durch Errichtung physi-
kalisch-natürlicher Barrieren schützt, z.B. durch wie-
dervernässte Feuchtgebiete, die einen schnellen Vor-
marsch schwerer Militärfahrzeuge und Kampfpanzer 
erschweren oder verhindern,

> Ernährungsunsicherheit und Wasserunsicherheit etwa 
durch Erosionsschutz, Wasserrückhalt und Bestäu-
bungsleistungen verringert,

> vor akuten Gesundheitsgefahren infolge klimawandel-
bedingter Hitzeereignisse durch Kühlung und Wasser-
rückhalt (auch zur Trinkwasserbereitstellung) schützt,

> präventiven Gesundheitsschutz leistet und z. B. durch 
Biodiversitätserhalt vor Pandemien und weiteren 
vektorübertragenen Krankheiten schützt,

> vor dem Verlust langlebiger und hoch konzentrierter 
organischer Kohlenstoffspeicher schützt (Moore, See-
graswiesen, Mangroven, Watten und Meeressedi-
mente, Urwälder mehr als bewirtschaftete Wälder; 
Kap. 1.3.2).
Viele Beispiele und Studien belegen, wie natür-

liche Infrastruktur multifunktional vor Katastrophen 
schützt: In Küstenregionen kann z.B. die Erhaltung und 

Kasten  1.4-1

Naturbasierte Lösungen und 
ökosystembasierte Katastrophenvorsorge

Naturbasierte Lösungen (NbS)
Naturbasierte Lösungen werden von der United Nations 
Environment Assembly (UNEA) definiert als „Maßnahmen 
zum Schutz, zur Erhaltung, zur Wiederherstellung und zur 
nachhaltigen Bewirtschaftung natürlicher oder veränderter 
terrestrischer, Süßwasser-, Küsten- und Meeresökosysteme, 
die soziale, wirtschaftliche und ökologische Herausforderun-
gen wirksam und anpassungsfähig angehen und gleichzeitig 
zum menschlichen Wohlbefinden, zu Ökosystemleistungen, 
zur Widerstandsfähigkeit und zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt beitragen“ (UNEA, 2022: 2, eigene Übersetzung).

Ökosystembasierte Katastrophenvorsorge (Eco-DRR)
Der Begriff Ecosystem-based Disaster Risk Reduction (Eco-
DRR), oder auch Ökosystembasierte Katastrophenvorsorge, 
wird insbesondere vom Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) und dem Büro der Vereinten Nationen zur 
Reduzierung von Katastrophenrisiken (UNDRR) verwendet 
und geht auf Ansätze der ökosystembasierten Klimaanpassung 
(Ecosystem-based adaptation, EbA) und Katastrophenvorsorge 
zurück. Eco-DRR kann als Anwendung von NbS mit speziellem 
Fokus auf die Katastrophenvorsorge (Disaster Risk Reduction; 
DRR) und die Erhöhung der Resilienz gesehen werden: Durch 
natürliche Pufferfunktionen von Ökosystemen, z.B. bei Über-
schwemmungen, Stürmen oder Hitze, werden die Anfälligkeit 
für Gefahren reduziert und Lebensgrundlagen erhalten und 
gestärkt (Sudmeier-Rieux et al., 2025; UNDRR, 2020; Joseph 
et al., 2024).
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die Wiederherstellung von Mangrovenwäldern Erosion 
und Überflutungen abschwächen (Duvat et al., 2025; 
Paxton et al., 2024; Morris et al., 2022; Menendez et al., 
2020). Dies sichert auch die Wasserversorgung, wenn 
Überschwemmungen oder der Anstieg des Meeresspie-
gels bestehende Trinkwasserreservoire oder Bewässe-
rungssysteme für Felder zu versalzen drohen (Reef und 
Lovelock, 2015; Siriwardane-de Zoysa et al., 2021). Eine 
Mangrovenstrecke von 100m kann die Höhe von Wind- 
und Seegangswellen um bis zu 66% reduzieren und so 

bewohnte Gebiete schützen und Land sichern (McIvor 
et al., 2012). Gleichzeitig tragen Mangrovenwälder zur 
Kohlenstoffspeicherung bei und schaffen Lebensgrund-
lagen für lokale Bevölkerungsgruppen, z.B. in den Sun-
darbans im Ganges-Brahmaputra-Delta an der Grenze 
zwischen Indien und Bangladesch (Hilmi et al., 2025) 
oder im Golf von Guayaquil in Ecuador (Chávez-Páez 
et al., 2025). Zunehmend ahmen naturinspirierte An-
sätze natürliche Infrastruktur nach (Mader et al., 2026). 
Künstliche Riffe werden beispielsweise zur Abwehr von 

Abbildung 1.4-1
Die Stärkung der natürlichen Infrastruktur trägt zum Bevölkerungsschutz bei. Beispiele hierfür sind die Beiträge zum Gesund-
heitsschutz, der Ernährungs- und Wassersicherheit, dem Schutz vor Extremereignissen oder als naturbasierte Verteidigungs-
strukturen, d.h. naturbasierte Schutzzonen gegenüber militärischen Bedrohungen. Wichtig dabei ist das Wechselspiel mit natur-
basierten Lösungen. Sie helfen, die natürliche Infrastruktur zu erhalten und wiederherzustellen.
Quelle: WBGU

Zentrale Bedeutung der natürlichen Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz

naturbasierte 
Lösungen (NbS)

Natürliche
Infrastruktur

BiodiversitätKlima

Bevölkerungsschutz

Natürliche 
Lebensgrundlagen

Ernährungs- und 
Wassersicherheit

Naturbasierte 
Verteidigung

Schutz vor 
Extremereignissen

Gesundheitsschutz, 
z.B. Pandemieprävention

St
är

ku
ng

Technische 
Lösungen   



36

1 Umwelt prägt Sicherheit

Sturmfluten eingesetzt und dienen damit nicht nur dem 
Bevölkerungsschutz, sondern auch dem Schutz wichti-
ger Verteidigungsinfrastruktur wie Militärhäfen (Lowe 
et al., 2025). Zudem können sie, strategisch und lokal 
angepasst eingesetzt, u. a. zur Biodiversität beitragen 
(Bracho-Villavicencio et al., 2023; Siriwardane-de Zoysa 
et al., 2021; Al Kindi et al., 2025; Paxton et al., 2020).

Naturbasierte Maßnahmen für den Bevölkerungs-
schutz, den Ökosystemschutz oder auch die Verteidigung 
können jedoch nur dann nachhaltig wirken, wenn sie 
bestehende Ungleichheiten nicht verschärfen und die 
ökologische Schutzfunktion langfristig erhalten. Hierzu 
müssen Machtfragen, lokale Gerechtigkeit und partizi-
pative Governance ernst genommen und z. B. traditio-
nelles Wissen in Planungsprozesse einbezogen werden 
(Chávez-Páez et al., 2025; Chávez-Páez und Beitl, 2025; 
Siriwardane-de Zoysa et al., 2025; Kap. 1.5).

Seit die ukrainischen Streitkräfte durch eine geziel-
te Dammsprengung und die resultierende Wiederver-
nässung eines Moorgebiets den Vormarsch russischer 
Panzer aufhalten konnten, rückt auch die Renaturie-
rung von Wildnisgebieten – insbesondere von Mooren 
und Feuchtgebieten – als natürliche Verteidigungs- und 
Grenzschutzinfrastruktur verstärkt in den Fokus von 
Debatten, z. B. als „naturbasierte Verteidigung“ oder 
„defensive Rewilding“ (Jelliman et al., 2026; Bayer et 
al., 2026; Kasten 1.3-1). In Polen und Finnland gibt 
es bereits strategische Überlegungen, durch Wieder-
vernässung Grenzschutz zu betreiben und gleichzeitig 
einen Beitrag zum Klimaschutz und bestenfalls, etwa 
über Paludikulturen, zu lokaler Wertschöpfung zu leis-
ten (Schwägerl, 2025; Joosten et al., 2016). Aufgrund 
der geographischen Lage der Moore ist dieser Ansatz in 
Deutschland allerdings nicht als Grenzschutz geeignet. 
Wenn Synergien zwischen Umweltschutz, Bevölkerungs-
schutz und Verteidigung diskutiert werden, sollten ethi-
sche Überlegungen nicht außer Acht gelassen werden, 
u. a. damit eine solche Militarisierung der Natur nicht als 

„Greenwashing“ des Militärs genutzt oder durch solche 
Maßnahmen der öffentliche Zugang eingeschränkt wird 
(Schwägerl, 2025). Hier besteht Forschungsbedarf.

Die Integration von Bevölkerungsschutz, Verteidi-
gungsstrategien und Umwelt- und Klimapolitiken leistet 
außerdem wichtige ökosystembasierte Katastrophenvor-
sorge für den Gesundheitsschutz, u. a. auch in urbanen 
Systemen (Kabisch et al., 2017; Marselle et al., 2021).

Die Bedeutung von Biodiversität und intakten Öko-
systemen für die Gesundheit hat der WGBU bereits aus-
führlich im Hauptgutachten ‚Gesund leben auf einer 
gesunden Erde‘ aufgezeigt (WBGU, 2023). Der Verlust 
der biologischen Vielfalt, Entwaldung, Fragmentierung, 
Agrarintensivierung und Wildtierhandel sind dagegen 
Faktoren, die Mensch, Nutztiere und Wildtiere enger 
zusammenbringen und so die Wahrscheinlichkeit von 

Spillover-Ereignissen und damit das Pandemierisiko er-
höhen (IPBES, 2020; Reaser et al., 2022; WBGU, 2023; 
Pörtner et al., 2021).

Das Konzept der Landschaftsimmunität verknüpft 
Umwelt-, Gesundheits- und Katastrophenschutz und 
macht deutlich: Primäre Prävention und menschliche 
Sicherheit sind nur mit intakten Ökosystemen möglich. 
Es beschreibt die Fähigkeit eines gesunden, intakten 
Ökosystems bzw. einer Landschaft, die Verbreitung und 
Übertragung von Krankheitserregern auf natürliche Wei-
se zu regulieren (Agache et al., 2024; Perfecto et al., 
2023; Myers et al., 2025). Die Landschaftsimmunität 
übersetzt den One-Health- bzw. Planetary-Health-An-
satz in konkretes präventives Handeln (WWF, 2024b) 
und gleichzeitig stellt sie die Verfügbarkeit von Ressour-
cen (z.B. medizinische Wirkstoffe) und das Wohlergehen 
aller Lebewesen sicher (Reaser et al., 2022; Plowright et 
al., 2024; WHO, 2025; Myers et al., 2025). Der Schutz 
und die Wiederherstellung gesunder Ökosysteme, ein-
schließlich deren Integrität und Stabilität, werden so-
mit zu einer zentralen Aufgabe von transdisziplinärem 
Handeln im Sinne eines Health-in-all-policies-Ansatzes 
(WBGU, 2023; WWF, 2024b; Roque et al., 2023).

1.4.2
Integration in politische Strategien 
und Raumplanung

Die Integration der natürlichen Infrastruktur, wie hier 
beschrieben, ist zum Teil bereits in politischen Strategien 
angelegt. Naturbasierte Ansätze zur Katastrophenvor-
sorge werden zunehmend in internationale Rahmenwer-
ke wie das UN-Rahmenwerk für Katastrophenvorsorge 
(Sendai Framework 2015–2030) oder die Ziele für nach-
haltige Entwicklung (SDGs) integriert. Organisatorisch 
stärkt beispielsweise das Partnership for Environment 
and Disaster Risk Reduction (PEDRR) lokale Kapazitä-
ten und Synergien zur Vulnerabilitätsreduktion. In der 
Europäischen Union wird der Wert intakter Ökosyste-
me für die Bevölkerung bereits u. a. im 2025 Strategic 
Foresight Report ‚Resilience 2.0‘, dem Green Deal oder 
dem Forschungs- und Innovationsprogramm Horizon 
Europe betont. Auch der im Auftrag der EU erstellte 
Niinistö-Report plädiert für eine umfassende europäi-
sche Katastrophenvorsorge, die u. a. die Gefahren von 
Klimawandel und Umweltzerstörung dringlicher an-
geht (Niinistö, 2024). Dazu beitragen können z. B. die 
aus dem Niinistö-Report im Jahr 2025 entstandene 
gemeinsame EU-Strategie für eine Union der Krisenvor-
sorge (Preparedness Union Strategy) sowie gemeinsame 
Investitionen und strategische Reserven europäischer 
Katastropheneinsatzkapazitäten und -vorräte wie die 
EU-weite rescEU, z. B. für Vorräte zur (medizinischen) 
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Notfallvorsorgung oder Löschflugzeuge (Niinistö, 2024; 
Kap. 1.2). Diese Rahmenwerke sollten stärker mit na-
tionalen Strategien wie der Deutschen Resilienzstrategie 
verbunden und konsequenter umgesetzt werden (BMI, 
2022). Bei der angekündigten europäischen Sicherheits-
strategie (EEAS, 2026; Cohen und Michalopoulos, 2026) 
und Fortentwicklungen sollte sich die Bundesregierung 
für die Integration der natürlichen Infrastruktur, wie 
hier beschrieben, langfristig und systematisch einsetzen.

Außerdem ist die natürliche Infrastruktur bereits 
als Element der Raumplanung in verschiedenen inter-
nationalen Leitlinien und Strategien angelegt. Beispiels-
weise beziehen die Handlungsempfehlungen für resi-
liente Infrastrukturen des Büros der Vereinten Nationen 
zur Reduzierung von Katastrophenrisiken (UNDRR) 
und der Coalition for Disaster Resilient Infrastructure 
(CDRI) naturbasierte Ansätze ein (UNDRR, 2024: 22). 
Die internationale Norm ISO 14091 bietet Leitlinien für 
die systematische Bewertung von Klimarisiken, Vulne-
rabilität und Auswirkungen, um Risikoanalysen, An-
passungsmaßnahmen und politische Entscheidungen 
besser planen, umsetzen und kommunizieren zu können 
(DIN e.V., o. J.). Nationale Klimaanpassungsstrategien 
und beispielsweise Hochwasser- und Hitzeschutzpläne 
definieren bestehende und potenzielle Risikoflächen, 
um bewohnte Gebiete besser vor Extremereignissen 
zu schützen. Bhutan z.B. verankert Resilienzstrategien 
einschließlich naturbasierter Lösungen dauerhaft in 
seiner nationalen Infrastrukturpolitik, und Costa Rica 
nutzt eine neue Datenplattform, den Atlas Verde, zur 
Erfassung naturbasierter Lösungen und risikobasierter 
Planung solcher Infrastrukturinvestitionen (UNDRR, 
2024: 22). In Deutschland werden Maßnahmen in der 
Stadtplanung, Klimaanpassung und Katastrophenvor-
sorge bislang primär projektbasiert umgesetzt. Positiv-
beispiele sind Stadtbegrünungen zur Verhinderung von 
Hitzeinseln wie das Berliner Gesetz zu Klimaanpassung, 
auch BäumePlus Gesetz genannt; danach soll bis Ende 
2027 der Straßenbaumbestand im Umfang von 440.000 
Straßenbäumen wiederhergestellt werden (§ 6 Abs. 1 
S. 1 KAnGBln; Abgeordnetenhaus Berlin, 2025), auch 
unter Berücksichtigung sozialer Aspekte (§ 5 Abs. 2 
KAnGBln; Teilgutachten 2). Auch eine Deichrückver-
legung um 7,4km und 420 ha Auenrückgewinnung an 
der Elbe haben nachweislich positive Effekte, indem sie 
Hochwasserspitzen in Hamburg abfedern (BfN, 2025a). 
Anlassbezogene Zusammenarbeit zwischen Umwelt-, 
Raumplanungs- und Katastrophenschutzbehörden gibt 
es etwa bei der Nationalen Klimaanpassungsstrategie, 
dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz, der 
Nationalen Wasserstrategie, dem Nationalen Hitzeak-
tionsplan, in der Behördenallianz „Anpassung an den Kli-
mawandel“ oder dem Gemeinsamen Kompetenzzentrum 
Bevölkerungsschutz (GKB). Eine solche Zusammenarbeit 

sollte jedoch verstetigt und deren Empfehlungen für 
Bund, Länder und Kommunen auch in der Gesetzgebung 
verankert werden. Eine rechtliche Priorisierung der na-
türlichen Infrastruktur als im überragenden öffentlichen 
Interesse kann hierbei helfen (Kap. 1.4.3).

1.4.3
Natürliche Infrastruktur als überragendes 
öffentliches Interesse

In Deutschland werden aktuell fast sämtliche graue In-
frastrukturvorhaben (Straßen, Schienen, Wasserwege, 
Energieleitungen, Telekommunikation) teils unionsrecht-
lich und noch weiter in deutschen Bundesfachgesetzen 
(Fernstraßengesetz usw.) als im überragenden öffent-
lichen Interesse liegend ausgewiesen (Schlacke und Saut-
hoff, 2025: 73 ff.). Zusätzlich wird oftmals klargestellt, 
dass sie der öffentlichen Sicherheit und den Belangen 
der Landes- und Bündnisverteidigung dienen und einen 
Schutzgütervorrang genießen (Schlacke und Sauthoff, 
2025; Deutscher Bundestag, 2026).

Diese fast schon inflationäre Ausweitung des „überra-
genden öffentlichen Interesses“ (Schlacke und Sauthoff, 
2025: 75) führt zum einen dazu, dass graue Infrastruk-
turvorhaben regelmäßig zugelassen werden, selbst wenn 
andere Belange, z.B. Umweltbelange, dem entgegenste-
hen (in Bezug auf die entsprechende Wertungsentschei-
dung des § 2 S. 1 EEG: Schlacke und Plate, 2026: Rn. 11). 
Durch die gesetzliche Feststellung des Gewichtungsvor-
rangs für das Vorhaben müsste eine Behörde, wollte sie 
die Zulassung versagen, im Einzelfall begründen, dass 
entgegenstehende Belange, etwa des Naturschutzes, 
gleich überragend gewichtig sind (Schlacke und Plate, 
2026: Rn. 13). Dies ist oftmals kaum möglich. Die grauen 
Infrastrukturvorhaben erhalten so Vorfahrt gegenüber 
entgegenstehenden Belangen, insbesondere der Umwelt.

Zum anderen entfaltet diese gesetzliche Vorfahrtregel 
für graue Infrastruktur auch Relevanz für die Raumpla-
nung. Solche Vorhaben werden in der raumplanerischen 
Abwägung im Vergleich zu anderen, kollidierenden Be-
langen mit einem besonderen Gewicht versehen. So 
werden sie sich in der Regel gegenüber nicht im über-
ragenden öffentlichen Interesse liegenden Belangen wie 
etwa Naturschutzbelangen durchsetzen.

Die bestehende einseitige Priorisierung grauer Infra-
struktur führt dazu, dass natürliche Infrastruktur sich 
im Konfliktfall mit grauer Infrastruktur in der Regel 
nicht durchsetzt: Konkurrieren Vorhaben der grauen 
Infrastruktur – etwa dem Bundesfernstraßenausbau – 
mit Vorhaben des natürlichen Klimaschutzes, etwa der 
Auenrenaturierung, der Moorwiedervernässung oder 
dem Walderhalt, so führt die Priorisierung grauer Infra-
struktur dazu, dass sich das Infrastrukturvorhaben in 
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der Regel durchsetzt. Dasselbe gilt für Ausweisungen 
in Raumplänen. Diese Bevorzugung grauer gegenüber 
natürlicher Infrastruktur ist angesichts der zumindest 
gleichrangigen Bedeutung natürlicher Infrastruktur für 
Gesundheits- und Umweltschutz sowie Bevölkerungs-
schutz aus mehreren Gründen nicht gerechtfertigt:
> Sowohl graue als auch natürliche Infrastruktur dienen 

gleichrangig der Grundversorgung der Bevölkerung 
im Sinne der Daseinsvorsorge.

> Graue und natürliche Infrastruktur dienen gleich-
rangig dem Bevölkerungsschutz in Not- und Katast-
rophensituationen sowie im Verteidigungsfall und 
damit sicherheitspolitischen Zwecken.

> Natürliche Infrastruktur gleicht Negativeffekte grauer 
Infrastruktur aus, die regelmäßig intensive Flächen-
versiegelung und Wärmeinseleffekte verursacht.

> Auch der unions- (Art. 2 Abs. 1, Art. 3 Abs. 1 und 
Art. 37 EU-Grundrechtecharta) und verfassungsrecht-
liche (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 20a GG) Schutz 
der Umwelt und des Klimas sprechen zumindest für 
eine Gleichrangigkeit der natürlichen Infrastruktur 
im Verhältnis zur grauen Infrastruktur.
Um die momentane Schieflage bei der Priorisierung 

sicherheitspolitischer Vorhaben zwischen grauer und 
natürlicher Infrastruktur auszugleichen, bedarf es der 
gesetzlichen Zuweisung eines überragenden öffentli-
chen und sicherheitspolitischen Interesses zugunsten 
besonders bedeutender natürlicher Infrastruktur, die 
neben dem Gesundheits- und Umweltschutz auch dem 
Bevölkerungsschutz dient.

Weiterhin sollte ein Vorhabenbezug für die natürliche 
Infrastruktur sowohl auf nationaler als auch auf europäi-
scher Ebene hergestellt werden. Moorwiedervernässung 
oder generell Retentions- und Renaturierungsflächen-
ausweisungen sind als Projekte zu verstehen, die auf 
einen großräumigen Flächenbedarf zielen. Sie sind mit 
dem erforderlichen Gewichtungsvorrang gesetzlich zu 
verankern. Da es sich nicht um reine Bauvorhaben, son-
dern um die Umwandlung und Gestaltung von Flächen 
bzw. Räumen handelt, ist die Definition des Vorhaben-
begriffs ungleich schwerer, aber nicht unmöglich, wie 
die Moorwiedernässung zeigt (Schlacke und Sauthoff, 
2025: 73).

Um die zu schützenden und wiederherzustellenden 
Naturräume für den Bevölkerungsschutz zu identifizie-
ren und als natürliche Infrastruktur im überragenden 
öffentlichen Interesse liegend auszuweisen, ist eine 
Inventarisierung der vorhandenen Naturräume und 
Flächen sowie ihrer Bestandteile erforderlich. Hierzu 
kann moderne Fernerkundung eingesetzt werden. Ins-
besondere in Deutschland könnte hier auf die Kartie-
rungen und Dokumentationen der Landschaftsplanung 
auf Landes-, regionaler und kommunaler Ebene zu-
rückgegriffen werden. Eine Ausweisung zu schützender 

und wiederherzustellender Naturräume sollte mit den 
Anforderungen der Mosaikraumplanung konform sein 
(Kap. 1.5.2.3; WBGU, 2020, 2024a).

1.4.4
Investitionen in natürliche Infrastruktur

Vorhaben natürlicher Infrastruktur zum zukunftssiche-
ren Schutz der Bevölkerung bedürfen der Finanzierung. 
Der WBGU hat bereits 2007 dargelegt, dass Investitionen 
in Klimaanpassung und Konfliktprävention kosteneffi-
ziente Sicherheitsinvestitionen sind und in Zusammen-
hang mit Entwicklungszusammenarbeit und Militäraus-
gaben gesehen werden sollten (WBGU, 2007: 225, 229). 
Ökosystembasierter Bevölkerungsschutz, d.h. Bevölke-
rungsschutz, der die Potenziale natürlicher Infrastruk-
tur einbezieht (Kap. 1.4.1), sollte daher systematisch 
in staatliche Investitionsprogramme integriert und bei 
Mittelverteilungen berücksichtigt werden (BMI, 2022; 
Nationale Plattform Resilienz, 2025).

1.4.4.1
Finanzierung natürlicher Infrastruktur im 
globalen Kontext stärken
Damit Investitionen öffentlicher Mittel in Bevölkerungs-
schutz und Verteidigung in der gesellschaftlichen Breite 
anerkannt werden, sollten sie mit konkreten Mehrge-
winnen für Umweltschutz und Gesellschaft verbunden 
und diese Mehrgewinne auch kommuniziert werden. 
Investitionen in natürliche Infrastruktur können hierfür 
besonders gut geeignet sein. Die in der Literatur ge-
schätzten monetären Werte der Natur für die Katastro-
phenvorsorge variieren allerdings stark; sie können mehr 
als 40.000 US-$ pro Hektar betragen, im Durchschnitt 
liegen sie bei knapp 2.000 US-$ pro Hektar (Ashrafiza-
deh und Yousefpour, 2025). Bei der Finanzierung solcher 
auf natürlicher Infrastruktur basierenden Lösungen soll-
te die Langfristigkeit im Blick behalten werden, da diese 
Schutzmaßnahmen meist nicht sofort wirksam werden 
(Lehmann et al., 2025). Auch deshalb braucht es eine 
langfristige rechtliche Legitimierung und Priorisierung 
der natürlichen Infrastruktur (Kap. 1.4.3). Besonders 
effektiv ist die Finanzierung naturbasierter Lösungen, 
wenn sie mit strukturellen Flächennutzungsreformen 
verknüpft wird, lokale Akteure einbezieht und die Aus-
wirkungen historischer Machtprozesse auf die Vulnera-
bilität bestimmter Regionen beachtet (Kap. 1.5).

Für Investitionen in die natürliche Infrastruktur zum 
aktiven Bevölkerungsschutz – jetzt und in der Zukunft 

– sollte die Bundesregierung mit ambitionierten multi-
lateralen Programmen wie dem Green Climate Fund, dem 
Climate Adaptation Fund, dem UN Loss & Damage Fund, 
dem Blue Action Fund und Legacy Landscape Fund sowie 
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über die verschiedenen REDD+ Fonds kosteneffizient 
zur Sicherung vulnerabler Regionen beitragen (Teilgut-
achten 5). Gleichzeitig sollten auch bilaterale Formate, 
beispielsweise die Internationale Klimaschutzinitiative 
(IKI), unbedingt erhalten und gestärkt werden. Für die 
soziale Sicherheit sind die Folgekosten des Nichthandelns 
um ein Vielfaches höher (Kap. 1.1.2).

1.4.4.2
Nationale Finanzierungsmöglichkeiten für 
natürliche Infrastruktur ausbauen
Um die natürliche Infrastruktur so zu stärken, dass die 
Maßnahmen dem Bevölkerungsschutz und dem Umwelt-
schutz dienen, sind auch in Deutschland sowohl öffent-
liche als auch private Mittel nötig. Private Mittel können 
z. B. mobilisiert werden, indem die Sicherheitsrisiken 
für Unternehmen und Haushalte transparenter gemacht 
werden, die Nutznießer natürlicher Infrastruktur zu 
deren Finanzierung herangezogen oder bessere Mög-
lichkeiten geschaffen werden, um aus entsprechenden 
Flächen anderweitig Wertschöpfung zu erzielen (WBGU, 
2024b: 242). Mehr öffentliche Mittel stünden bereit, 
wenn Investitionen in natürliche Infrastruktur mit ande-
ren langfristigen Infrastrukturinvestitionen gleichgestellt 
würden und das überragende öffentliche Interesse daran 
anerkannt würde. Auch das Sondervermögen Infrastruk-
tur bzw. eine Reform der Schuldenbremse könnten neue 
Finanzierungsmöglichkeiten eröffnen.

Die Bereitschaft privater Akteure, in natürliche In-
frastruktur zu investieren, hängt auch davon ab, ob 
sie ihre privaten Risiken z.B. durch Extremereignisse 
kennen und abschätzen können, inwiefern sich diese 
Risiken durch natürliche Infrastruktur mindern lassen. 
Um weiteres privates Kapital zu mobilisieren, können 
also z.B. umweltbezogene Risiken und damit der Nutzen 
natürlicher Infrastruktur durch verpflichtende Unterneh-
mensreportings stärker sichtbar gemacht werden. Eine 
zweite Möglichkeit wäre, von natürlicher Infrastruktur 
profitierende Unternehmen mit in die Finanzierungs-
pflicht zu nehmen (etwa analog zu Deichbauvorhaben). 
Wichtig ist, mögliche externe Investoren gezielt mit 
Akteuren und Projekten der natürlichen Infrastruktur 
zusammenzubringen, Finanzierungen zu vermitteln und 
zu strukturieren (WBGU, 2024b; Trémolet et al., 2019).

Einen weiteren Beitrag zur Finanzierung natürlicher 
Infrastrukturvorhaben kann lokale Wertschöpfung leis-
ten, die auf den entsprechenden Flächen zusätzlich 
möglich ist: In nassen und wiedervernässten Feucht-
gebieten mit Paludikulturanbau lassen sich etwa Torf-
moose oder Reet anbauen, bei gleichzeitigem Erhalt 
der Torfkörper (Temmink et al., 2026; Tanneberger 
et al., 2020). Auch Photovoltaikmodule können auf 
wiedervernässten Flächen installiert werden (Fakhari-
zadehshirazi und Rösch, 2024).

Allerdings werden private Investitionen für die Er-
haltung und Stärkung natürlicher Infrastruktur vor-
aussichtlich nicht ausreichen, da sie in vielen Fällen 
öffentliche Güter bereitstellt. Die Finanzierungslücke 
sollte mit staatlichen Mitteln geschlossen werden.

Für die Bereitstellung der notwendigen öffentlichen 
Gelder kommen verschiedene Optionen in Frage, von 
einer Umverteilung vorhandener Steuermittel oder neu-
en Finanzierungsinstrumenten (Kasten 1.4-2) bis hin zu 
zusätzlicher Schuldenaufnahme (Kasten 1.4-3).

Ausgabenseitig könnten Investitionen in die natür-
liche Infrastruktur als Teil einer Mindestinvestitions-
quote für grüne „Zukunftsinvestitionen“ festgeschrieben 
werden (relativ zum Bruttoinlandsprodukt oder zu den 
öffentlichen Gesamtausgaben), um einer politischen 
Vernachlässigung gegenüber kurzfristigen Zielen ent-
gegenzuwirken („present bias“; WPKS, 2026; Döring 
und Wohltmann, 2025; Hesse et al., 2024).

1.4.5
Frühwarnsysteme zur Erhaltung natürlicher 
Infrastruktur

Bevölkerungsschutz braucht Frühwarnsysteme und Prä-
ventionsmaßnahmen, um Exposition und Vulnerabilität 
gegenüber Gefahren zu verringern. Sie sind außerdem 
essenziell, um Entscheidungsträger:innen frühzeitig 
zu alarmieren, wenn Ökosystemleistungen natürlicher 
Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz auszufallen 
drohen. Mit der UN Early Warning 4 all Initiative (seit 
2022), die ein breites Gefahrenspektrum und proaktive 
Maßnahmen umfasst, soll bereits heute sichergestellt 
werden, dass die Weltbevölkerung durch Frühwarnsys-
teme vor Naturgefahren und anderen Risiken geschützt 
wird. Darunter fallen effektive Frühwarnsysteme im Be-
reich des Water-Energy-Food-Ecosystem-Nexus (Hagen-
locher et al., 2023), etwa für drohende Dürregefahren 
und somit Ernteausfälle, um Strategien für systemische 
Risikoperspektiven zu entwickeln und zu unterstützen 
(z. B. UN Global Risk Assessment Framework, GRAF). 
Solche Frühwarnsysteme können beispielsweise ein 
präventives Katastrophenmanagement (disaster prepa-
redness planning) ermöglichen oder akute Regierungs-
interventionen zur Reduzierung der Vulnerabilität und 
Stärkung der Resilienz der betroffenen Bevölkerung (wie 
etwa in Kenia z. B. durch eine frühzeitige Herdentier-
reduzierung; Schrieks et al., 2025; Busker et al., 2023). 
In einigen Ländern werden bereits nationale Dürre-
überwachungssysteme genutzt, um vorausschauend 
handeln zu können, etwa in Kenia und Somalia (Busker 
et al., 2023; Derbyshire et al., 2024). Frühwarnsyste-
me für Äthiopiens, Ugandas und Nicaraguas Landwirt-
schaft haben dank datenbasierter Vorhersagen (z.B. zu 
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Niederschlag, Ernteertrag und Wasserbedarf) nicht nur 
die Anzahl hilfsbedürftiger Landwirt:innen präzise ab-
geschätzt, sondern auch gemeindegeführte Hilfsmaß-
nahmen ausgelöst und so etwa in Karamoja, Uganda, die 
Ernährungsunsicherheit um fast 24% reduziert (Derby-
shire et al., 2024: 10). Solche lokalen Frühwarnsysteme 
sollten in ein übergreifendes globales Frühwarnsystem 
zum vorausschauenden Schutz natürlicher Infrastruktur 
und der Bevölkerung zusammengeführt werden.

Global und regional gibt es bereits einige Strategien, 
Indikatoren und Warnsysteme, die zur Warnung vor Ex-
tremereignissen genutzt werden, etwa vor Hochwasser 
(das Copernicus-Satelliten-unterstützte Frühwarnsystem 
EFAS – European Flood Awareness System) oder vor 
Pandemien (das Global Outbreak Alert and Response 
Network, GOARN, der WHO unter Beteiligung des 

Robert-Koch-Instituts). Ein weiterer Ansatz ist die Über-
wachung bzw. Messung der Vernetzung und Resilienz von 
Naturflächen (Bioclimatic Ecosystem Resilience Index, 
BERI; Ferrier et al., 2020). Andere Systeme melden die 
Degradation von Ökosystemen (z.B. Biodiversitätsmoni-
toring, Coral Reef Index oder Global Forest Watch) oder 
Verschmutzung (European Partnership for the Assessment 
of Risks from Chemicals, PARC). Diese Indikatoren sollten 
auch in Frühwarnsysteme zur Erhaltung der natürlichen 
Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz einfließen.

Es gilt, bestehende und neu entwickelte Frühwarnsys-
teme und Indikatoren miteinander zu verschneiden, ihre 
Anwendung im Schadensfall mithilfe klarer Notfallpläne, 
Kompetenzzuordnungen und Kommunikationskanäle 
sicherzustellen und vorausschauende Handlungen zu er-
möglichen. So kann die natürliche Infrastruktur erhalten 

Kasten  1.4-2

Instrumente zur öffentlichen Finanzierung 
natürlicher Infrastruktur

Um dem langfristigen Finanzierungsbedarf durch eine Umver-
teilung vorhandener Steuermittel oder durch neue Finanzie-
rungsinstrumente gerecht zu werden, gibt es verschiedene 
Ansatzpunkte.

Auch wenn natürliche Infrastruktur und Klimaanpassung 
aufgrund ihrer meist lokalen Wirkungen eine Finanzierung 
auf kommunaler Ebene nahelegen, besteht dennoch ein 
klarer Bedarf für eine ergänzende Finanzierung durch den 
Bund (WPKS, 2026). Dieser ergibt sich aus der angespannten 
Finanzlage vieler Kommunen, der ungleich verteilten Vul-
nerabilität gegenüber Klimaveränderungen im Bundesgebiet 
und dem überregionalen Nutzen vieler Maßnahmen – etwa 
beim Hochwasserschutz oder durch Synergien mit Klima- und 
Naturschutz. 

Eine Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung 
könnte beispielsweise durch eine Anpassung der Verteilung 
des Umsatzsteueraufkommens zwischen den föderalen Ebenen 
erfolgen (Döring und Wohltmann, 2025; Hesse et al., 2024). 
Dieser Ansatz stärkt die allgemeine Finanzausstattung der 
Kommunen oder auch der Länder und wäre rechtlich ver-
gleichsweise einfach umsetzbar. Die so bereitgestellten Mittel 
würden eine flexible und eigenverantwortliche Mittelverwen-
dung ermöglichen, die gerade bei der Umsetzung standort-
spezifischer Maßnahmen natürlicher Infrastruktur von Vorteil 
ist. Bundesergänzungszuweisungen könnten eine ergänzende 
Rolle spielen, indem sie spezifische Mehrbedarfe einzelner 
Regionen adressieren. Ihre Stärke läge in der Möglichkeit eines 
gezielten, solidarischen Ausgleichs innerhalb des föderalen 
Systems (WPKS, 2026).

Klassische Förderprogramme des Bundes ermöglichen 
zwar eine gezielte Mittelvergabe, sind jedoch aus Sicht der 
Kommunen häufig mit erheblichen administrativen Kosten 
und fehlender Langfristperspektive verbunden sowie in ihrer 
schieren Vielzahl oft schwer überschaubar (Hesse et al., 2024; 

Döring et al., 2024; Geißler und Freier, 2025). Insbesondere 
für langfristige, systemische Aufgaben wie den Aufbau und 
die Pflege natürlicher Infrastruktur erscheinen sie daher nur 
bedingt geeignet.

Eine Umverteilung von Mitteln zwischen verschiedenen 
Zwecken und staatlichen Ebenen, ob zu Förderzwecken oder 
zur Stärkung der Finanzausstattung, kann allerdings zu Kon-
flikten in der Verteilung knapper Haushaltsmittel führen. Ent-
sprechend ist die Erhebung zusätzlicher Finanzmittel, ob zur 
kurz- und mittelfristigen Finanzierung oder zur langfristigen 
Rückzahlung von Sondervermögen und weiteren Schulden der 
öffentlichen Hand, eine Frage, der sich die Politik auf allen 
föderalen Ebenen stellen muss. Mögliche Optionen wie eine 
Erhöhung der CO2-Preise, der Umsatzsteuer, oder auch der 
Einkommen- und Erbschaftssteuer müssen allerdings eben-
falls hinsichtlich ihrer Rückwirkungen auf Verteilung und 
Investitionsanreize geprüft werden.

Auf kommunaler Ebene kämen zu diesem Zweck verschie-
dene eigengestaltbare Finanzierungsinstrumente infrage. Loka-
le Abgaben in Form von Steuern und Vorteilsabgaben ermög-
lichen es Kommunen beispielsweise, eigenständig zusätzliche 
Mittel zu mobilisieren und damit ihre finanzielle Handlungs-
fähigkeit zu stärken (RNE, 2024; Döring und Wohltmann, 
2025; Raffer, 2025). Eine solche lokale Generierung von Mit-
teln würde zudem eine stärkere Berücksichtigung spezifischer 
Risikolagen und Präferenzen vor Ort im Sinne des Subsidiari-
tätsprinzips ermöglichen (WPKS, 2026). Kommunen können 
auf bestehende Steuern wie die Gewerbesteuer zurückgreifen 
oder neue örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern einführen 
(Wieland, 2026). 

Vorteilsabgaben würden es darüber hinaus ermöglichen, 
Akteure zur Finanzierung heranzuziehen, die durch konkre-
te Maßnahmen einen besonderen Nutzen erfahren. Obwohl 
höhere lokale Investitionen in natürliche Infrastruktur dabei als 
positiver Standortfaktor wirken können, führen höhere lokale 
Abgaben möglicherweise auch zu Nachteilen im Standortwett-
bewerb. Auch aus diesem Grund erscheint eine Mobilisierung 
privaten Kapitals wünschenswert, beispielsweise über lokale 
Klimaanpassungs- bzw. Infrastrukturfonds (WPKS, 2026).
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und gestärkt werden, das Leben und die Gesundheit von 
Menschen gesichert und möglichen Krisenfolgen wie 
Flucht oder sozialen Unruhen präventiv entgegengewirkt 
werden (UNDRR, 2024).

1.4.6
Katastrophenvorsorgefunktionen durch 
natürliche Infrastruktur und Ehrenamt

Frühwarnsysteme sind nur effektiv, wenn sie verstanden 
werden und entsprechende Handlungen auslösen (Da 
Costa et al., 2026; Coughlan de Perez et al., 2022; van 

Onselen et al., 2025; UNDRR, 2025: 13; Sørensen et al., 
2026: 341 f.). Um Maßnahmen zur Stärkung natürlicher 
Infrastruktur im Sinne des Bevölkerungsschutzes fair 
und bedarfsgerecht zu gestalten und soziale Akzep-
tanz und Legitimation zu fördern, ist die Einbeziehung 
und Zusammenarbeit verschiedener Akteure und eine 
Repräsentation verschiedener Wissenssysteme bei der 
Konzeption und Umsetzung sicherzustellen (Kap. 1.5.2; 
Teilgutachten 2; Qi et al., 2025). Eine aktive Mitgestal-
tung sensibilisiert die Gesellschaft für Notfallvorsorge, 
Klimaanpassung, den Schutz vor Extremereignissen und 
gemeinwohlorientiertes Verhalten im Falle ihres Eintritts. 
Die gezielte Förderung ehrenamtlicher und kleinerer 

Kasten  1.4-3

Finanzierung natürlicher Infrastruktur über 
eine Schuldenbremsenausnahme

Bei der Finanzierung natürlicher Infrastruktur mit öffentli-
chen Mitteln ist auch denkbar zusätzliche Maßnahmen und 
Vorhaben im Rahmen der vorgesehenen Ausnahmen von der 
Schuldenbremse durch Mittel des Bundeshaushalts oder der 
Landeshaushalte zu finanzieren.

Versteht man – wie vorgeschlagen – den Begriff des Bevöl-
kerungsschutzes weit, so wäre natürliche Infrastruktur vom 
Begriff des Bevölkerungsschutzes im Sinne des Art. 109 Abs. 
3 Satz 5 GG erfasst. Eine Finanzierung aus Haushaltsmitteln, 
bei der von der Schuldenbremse abgewichen wird, muss die 
Voraussetzungen des Art. 109 Abs. 3 S. 5 GG erfüllen. Ein-
nahmen und Ausgaben sind demnach grundsätzlich ohne Ein-
nahmen aus Krediten auszugleichen. Diesem Grundsatz ist 
entsprochen, wenn die Höhe der Kredite in Summe 0,35 % 
des nominalen Bruttoinlandsprodukts nicht überschreitet. 
Im März 2025 wurde das Grundgesetz geändert und eine 
„Bereichsausnahme Verteidigung“ eingeführt: Demnach ist 
von den zu berücksichtigenden Einnahmen aus Krediten der 
Betrag abzuziehen, um den bestimmte Sonderausgaben 1 % im 
Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt übersteigen. 
Zu diesen Sonderausgaben gehören die Verteidigungsaus-
gaben, die Ausgaben des Bundes für den Zivil- und Bevölke-
rungsschutz sowie für die Nachrichtendienste, für den Schutz 
der informationstechnischen Systeme und für die Hilfe für 
völkerrechtswidrig angegriffene Staaten (Art. 109 Abs. 3 S. 
5, Art. 115 Abs. 2 S. 4 GG). Maßnahmen und Vorhaben der 
natürlichen Infrastruktur über die eingefügte Ausnahme von 
den Regelungen der Schuldenbremse zu finanzieren kommt 
in Betracht, wenn diese Maßnahmen funktional einem der 
ausdrücklich genannten Aufgabenbereiche zuzuordnen sind 
und haushaltssystematisch in den in der Gesetzesbegründung 
angeführten Kapiteln des Bundeshaushalts verortet werden 
(z.B. Bevölkerungsschutz; Verheyen et al., 2026).

Als weitere Finanzierungsquelle für Vorhaben der natür-
lichen Infrastruktur kommt die ebenfalls im Jahr 2025 neu in 
das Grundgesetz eingefügte Abweichung von der Schulden-
bremse im Sinne eines Sondervermögens Infrastruktur und 
Klimaneutralität in Betracht. Nach Art. 143h Abs. 1 GG kann 
der Bund ein Sondervermögen mit eigener Kreditermächti-

gung für zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur und für 
zusätzliche Investitionen zur Erreichung der Klimaneutralität 
bis zum Jahr 2045 mit einem Volumen von bis zu 500 Mrd. 
Euro errichten. Zusätzlichkeit liegt vor, wenn im jeweiligen 
Haushaltsjahr eine angemessene Investitionsquote im Bundes-
haushalt erreicht wird.

Der Infrastrukturbegriff des Art. 143h GG wird bislang 
eng, d.h. im Sinne grauer Infrastruktur verstanden (Reimer, 
2026: Rn. 12). Hier könnte angesichts von Art. 2 Abs. 2 und 
Art. 20a GG auch ein erweitertes Begriffsverständnis zugrun-
de gelegt werden. Rechtsprechung existiert dazu noch nicht. 
Jedenfalls wird der Begriff der natürlichen Infrastruktur auch 
vom Begriff der Klimaneutralität erfasst, da ihr Schutz, ihr 
Ausbau und ihre Wiederherstellung ganz überwiegend nicht 
nur der Biodiversität, sondern auch dem Klimaschutz dient 
(doppelfunktionale Zweckrichtung). Dabei ist allerdings darauf 
zu achten, dass der Aufbau natürlicher Infrastruktur in Klima-
neutralitätsstrategien zur Sicherung der natürlichen Kohlen-
stoffspeicher, aber nicht zur Kompensation fortdauernder 
CO2-Emissionen aus fossilen Energieträgern eingeplant wird 
(Kap. 1.3.2). Insofern ist es nach dem verfassungsrechtlichen 
Begriffsverständnis möglich, aus dem Sondervermögen auch 
Investitionen für natürliche Infrastruktur zu tätigen. Erfasst 
wird sie von den Bereichen des diesen Artikel konkretisieren-
den Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens Infra-
struktur und Klimaneutralität (SVIKG) vom 30. September 
2025 (Deutscher Bundestag, 2025b) bislang nicht explizit, 
wohl aber der Bevölkerungsschutz (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 SVIKG).

Aktuell wird eine grundlegende Reform der Schulden-
bremse diskutiert (BMF, 2025; Guldimann et al., 2025), die 
eine staatliche Nettokreditaufnahme für bestimmte öffentliche 
„Zukunftsinvestitionen“, z. B. in Dekarbonisierung, Infrastruk-
tur und Bildung, in ausreichendem Umfang und langfristig 
ermöglicht. Ebenso sollten vorsorgende Investitionen in natür-
liche Infrastruktur ermöglicht werden, sofern sie wissenschaft-
lich belastbar zukünftige Schäden und finanzielle Lasten für 
Staat und Gesellschaft vermeiden helfen (WPKS, 2026). Eine 
solche grundsätzliche Reform der Schuldenbremse mit Blick 
auf die Zeit nach der temporär höheren Neuverschuldung 
durch das SVIKG sollte noch in der laufenden Legislaturperiode 
vollzogen werden. Die Ausnutzung des Spielraums, den die 
europäischen Fiskalregeln eröffnen, erscheint angesichts des 
massiven öffentlichen Investitionsbedarfs der nächsten Jahre 
dringend geboten.
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lokaler Initiativen kann dabei wichtige Beiträge leisten. 
Beispiele lokaler Initiativen zur Stärkung natürlicher 
Infrastruktur sind das seit über 50 Jahren bestehende 
Green Belt Movement, das inzwischen vier Mio. Hektar 
renaturiert hat (GBM, 2025), das Pflanzen von Bäumen 
in urbanen Gebieten als Hitzeschutz, Bach- und Wiesen-
patenschaften oder Mitmachangebote etwa in Umwelt-
verbänden oder sozialen Vereinen wie den freiwilligen 
Feuerwehren oder dem Deutschen Roten Kreuz.

Lokales Wissen, technologische Warnsysteme und 
politische Entscheidungen müssen zusammenwirken, 
um die Sensibilisierung und Handlungsfähigkeit der Be-
völkerung zu stärken und zu schützen (Rafliana, 2025). 
Ein solches Vorgehen erhöht nicht nur die Erfolgsaus-
sichten der Maßnahmen: Die aktive Einbindung lokaler 
Gemeinschaften in die Katastrophenvorsorge – durch 
partizipative Ansätze wie Citizen Science, die Integra-
tion indigenen bzw. lokalen Wissens oder gemeinsame 
lokale, praktische Renaturierungsaktionen – trägt zu 
gesellschaftlicher Resilienz bei (van Onselen et al., 2025; 
Kap. 1.5.2.3; Teilgutachten 2). Zudem sollten für eine 
evidenzbasierte und resilienzorientierte Entscheidungs-
findung wissenschaftliche Erkenntnisse in Katastrophen-
bewältigungsprozesse einfließen, z.B. in den Wiederauf-
bau nach Überschwemmungen (Birkmann et al., 2025).

Insbesondere in Deutschland lebt Katastrophenschutz 
von Beteiligung: Knapp 1,7 Mio. Einsatzkräfte im deut-
schen Bevölkerungsschutz (z.B. Technisches Hilfswerk, 
Feuerwehr, Hilfsorganisationen) sind ehrenamtlich und 
unterstützen zusätzlich auch den Sanitätsdienst der Bun-
deswehr (BMI, 2022: 55). Ein starkes Engagement der 
lokalen Bevölkerung könnte zudem die Erhaltung und 
Wiederherstellung natürlicher Infrastruktur voranbringen, 
auch auf internationaler Ebene. Während Zeitaufwand, 
Häufigkeit und Beständigkeit bei ehrenamtlicher Tätigkeit 
in Deutschland in den letzten Jahren tendenziell gestiegen 
ist, hat die Anzahl freiwillig engagierter Personen ab 14 
Jahren insgesamt abgenommen: Im Jahr 2024 waren es 
36,7% (26,97 Mio. Menschen), etwas weniger als 2019 
(39,7%; Fritzsche et al., 2025). Für die Erhaltung und den 
Ausbau des Ehrenamts braucht es eine solide Finanzierung 
und Ausstattung der Organisationen, um eine professio-
nelle hauptamtliche Koordination zu gewährleisten, und 
eine sensible Einbindung verschiedenster Bevölkerungs-
schichten (Hahn et al., 2020; Teilgutachten 2). 

Informelles, selbstorganisiertes Engagement von Frei-
willigen gewinnt im Katastrophenmanagement in Europa 
zunehmend an Bedeutung. Es handelt sich dabei um 
Personen, die nicht dauerhaft in einer Organisation ge-
bunden sind und im Ereignisfall spontan Hilfe leisten. In 
mehreren europäischen Ländern existieren mittlerweile 
Verfahren und Instrumente zur Einbindung informeller 
Freiwilliger, darunter praktische Schulungen (vor allen in 
Erster Hilfe) sowie der Einsatz von Social-Media-Kanälen 

zur Information, Anleitung oder Registrierung dieser 
Freiwilligen im Ereignisfall (Nahkur et al., 2022). Die 
untersuchten Fallbeispiele zeigen, dass Katastrophenbe-
wältigung effizienter ist, wenn Verfahren zur Einbindung 
informeller Freiwilliger bestehen (Nahkur et al., 2022). 
Kommunikation, Wertschätzung in verschiedenen For-
men, und vor allem Möglichkeiten zur Erfahrung echter 
(kollektiver) Selbstwirksamkeit sind weitere wichtige 
Faktoren der gesellschaftlichen Teilhabe für mehr Resi-
lienz (Teilgutachten 2).

1.5
Kooperativer Ökosystemschutz als 
Sicherheitsstrategie

Intakte Ökosysteme und natürliche Ressourcen sind eng 
mit sozioökonomischer Entwicklung und Wohlstand 
verknüpft und daher von hoher sicherheitspolitischer 
und gesellschaftlicher Relevanz (Kap. 1.1). Rivalitäten 
um natürliche Ressourcen sind häufig Mitursachen ge-
sellschaftlicher Unruhen, von Staatszerfall, Konflikten 
und Gewalt, sowohl innerhalb als auch zwischen Staaten 
(UNEP, 2021: 25, 96; UN-DPA, 2014; Doumergue et al., 
2022). Konflikttreiber sind dabei oft auch Interessen 
an fossilen Energieträgern wie Öl, Gas und Kohle sowie 
die Konkurrenz um knappe Land- und Wasserressour-
cen, deren Verfügbarkeit durch die Auswirkungen des 
Klimawandels noch unsicherer und dadurch noch um-
kämpfter zu werden droht (Vesco et al., 2020; WBGU, 
2024b; Vanden Eynde und Vargas, 2025). Gerade auf-
grund dieser Zusammenhänge können der Schutz von 
Ökosystemen und das nachhaltige und gemeinsame 
Management natürlicher Ressourcen friedensfördernd 
und konfliktpräventiv wirken, wenn dadurch Vertrauen 
und Kooperation gestärkt werden, auch über staatliche 
Grenzen hinweg. Das folgende Kapitel zeigt, warum 
kooperativer Ökosystemschutz sicherheitspolitisch eine 
Chance darstellt und was bei der Umsetzung solcher ko-
operativen Ansätze beachtet werden sollte.

1.5.1
Gemeinsames Management stärkt Kooperation 
und Vertrauen

In einer sich verändernden multipolaren Welt bietet der 
Umwelt- und Naturschutz eine Chance, ein friedliches 
Miteinander durch Kooperationen und transregionale 
Allianzen zu fördern (Teilgutachten 5). Gemeinsamer 
Ökosystemschutz durch unterschiedliche staatliche und 
nicht staatliche Akteure – im Folgenden kooperativer 
Ökosystemschutz genannt – und ein gemeinsames, nach-
haltiges Management natürlicher Ressourcen (z.B. von 
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Wasser und Boden) können friedensfördernd wirken, in 
dem sie das Vertrauen zwischen gesellschaftlichen Grup-
pen innerhalb eines Landes sowie grenzüberschreitend 
zwischen Regierungen bzw. Bevölkerungen unterschied-
licher Länder stärken (Kasten 1.5-1 zu Kooperation im 
marinen Raum; Ide et al., 2021a; Krampe et al., 2021; 
Sändig et al., 2024; Soliku und Schraml, 2020; Vinke et 
al., 2024). Die entstehenden Beziehungen können lang-
fristig friedensfördernd und konfliktpräventiv wirken. 
Studien zeigen, wie es in verschiedenen Fällen gelungen 
ist, Konfliktparteien in Zeiten politischer Instabilität in 
einem gemeinsamen umweltbezogen Projekt zusammen-
zubringen und langfristig Dialogforen offenzuhalten, z. B. 
zwischen Forscher:innen in Israel, den palästinensischen 
Gebieten und Jordanien (Roulin et al., 2017; Glausiusz, 
2018). Am Arava-Institut in Israel wird u. a. im Kontext 
der Ernährungssicherheit oder des grenzüberschrei-
tenden Wassermanagements gemeinsam gelernt und 
geforscht, was die bedeutende Rolle der Wissenschaft 

in der Umweltdiplomatie unterstreicht (Lipchin und 
Albrecht, 2017; Holzer et al., 2014; Kedem et al., 2025; 
Schoenfeld et al., 2014). Weltweit gibt es gerade im Be-
reich Süßwasser viele Beispiele dafür, wie kooperative 
Ansätze zur Sicherung von Frieden beitragen (UN Water, 
2026; UNESCO und UNECE, 2023; Keskinen et al., 2021).

In der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im Umweltbereich spielen die lokale Bevölkerung 
und zivilgesellschaftliche Akteure sowie Umwelt-
fachleute oft zentrale Rollen (Kedem et al., 2024). 
Environmental-Peacebuilding-Ansätze – als Teil von 
Peacebuilding, in Abgrenzung zu Peacekeeping und 
Peacemaking – haben sich in der Umsetzung bisheriger 
Projekte zur Friedensförderung und Konfliktprävention 
bewährt (Kap. 1.5.2.1). Diese Ansätze ermöglichen die 
Integration ökologischer, sozialer und politischer Aspekte 
von Sicherheit, indem vielfältige Konfliktursachen in den 
Blick genommen und lokale Akteure früh einbezogen 
werden (Tab. 1.5-1; Ide et al., 2021a; Vinke et al., 2024).

Komponenten von 
Environmental Peace-
building (umweltbasierte 
Friedensförderung)

Beschreibung

Nimmt eine Ökosystem-
perspektive ein

> Kennt keine politischen Grenzen, ebenso wie Herausforderungen
    im Umweltbereich
> Nutzt ökologische Abhängigkeiten, um Kooperationen zu ermutigen und 
    zu ermöglichen; baut Brücken über Grenzen und zwischen Menschen, 
    Organisationen und Regierungen

Bietet einen kollaborati-
ven Rahmen für gemein-
sames Management und 
Entscheidungsfindung

> Arbeitet neben Regierungen, lokalen Gemeinschaften, 
    Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und dem Privatsektor
> Ermöglicht und ermutigt kollaborative Aktionen in allen Aspekten des 
    Managements natürlicher Ressourcen; von Informationsaustausch 
    und kollaborativer Planung zu gemeinsamen Anstrengungen im Monitoring

Berücksichtigt 
Geschlechts-differenzierte 
Bedarfe, Präferenzen, 
Wissen und Rollen inner-
halb einer Gemeinschaft

> Erkennt an, dass Männer und Frauen natürliche Ressourcen auf unterschiedliche
    Weise nutzen und von Konflikten unterschiedlich betroffen sind
> Ermutig die volle Teilhabe in sowie Führung durch Frauen in Friedensverhandlungen,
    Entscheidungsfindung bezüglich Ressourcen und in der Umweltgovernance

Unterstützt nachhaltige 
Möglichkeiten für den 
Lebensunterhalt und 
verbessert die Resilienz der 
Gemeinschaft

> Hilft, Ressourcenrechte zu klären und bietet eine Möglichkeit, ungerechte Verteilung
    von Ressourcen zu ändern, besonders, weil der direkte Zugang zu natürlichen
    Ressourcen wichtig für den Lebensunterhalt von Männern und Frauen in ländlichen
    Gebieten ist
> Adressiert Vulnerabilitäten in Lebensunterhalten aufgrund von Klimawandel und 
    Naturkatastrophen, politischen Ereignissen, Gesundheitsproblemen und anderen
    sozialen und umweltbezogenen Phänomenen

Fördert ein höheres 
Einkommen und Nutzen 
für Gemeinschaften

> Verbessert Zugang  zu und Management von natürlichen Ressourcen

Tabelle 1.5-1
Environmental-Peacebuilding-Maßnahmen sind vielfältig: Dazu zählen etwa die Gründung von Peace Parks, 
das gemeinschaftliche Management von Schutzgebieten, gemeinsame Bewirtschaftungspläne für Flusseinzugsgebiete, 
regionale Meeresabkommen und Kooperationen bei Umweltmonitoringprogrammen.
Quelle: Ajroud et al., 2017 (eigene Übersetzung)

Wichtige Aspekte des Environmental Peacebuilding
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Kasten 1.5-1

Ozeane als verbindendes Element: Regionale 
umweltbasierte Kooperation im marinen Raum

Der Ozean ist essenzielle Lebensgrundlage, geteiltes Habitat 
und Klimaregulator. Im marinen Raum wird besonders deut-
lich, wie Ernährungs- und wirtschaftliche Sicherheit sowie 
zwischenstaatliche Kooperationen rund um das Management 
gemeinsamer Ökosysteme und Ressourcen zusammenhängen 
und welche Synergien es im Bereich der Sicherheitspolitik 
gibt. Auf dieser Basis kann der Ozean auch als potenzieller 
„Peacebuilder“ wahrgenommen werden (Ryabinin et al., 2025; 
Blasiak et al., 2023).

Insbesondere in Küstenregionen und den kleinen Inselent-
wicklungsländern (Small Island Developing States, SIDS) geht 
es darum, natürliche Lebensräume und die Existenzgrundlagen 
der lokalen Bevölkerung zu sichern und Klimaanpassung zu 
ermöglichen. Dafür sind neben globalen Anstrengungen auch 
zwischenstaatlich vereinbarte und integrierte Ansätze nötig. 
Projektbeispiele zeigen, wie Schutzgebiete mit sozialem Nutzen 
für die lokalen Gemeinschaften kombiniert werden können, 
z.B. durch community-basierte Ökotourismusinitiativen (Batra 
und Norheim, 2022). Existierende Projekte beziehen in vielen 
Fällen nicht nur Staaten, sondern auch unterschiedliche Stake-
holder in den Prozess ein, was zu einer breiteren Legitimation 
führen kann. Zum Beispiel bringt der Bay of Bengal Maritime 
Dialogue, der als Peace-Pillar-Projekt der Weathering Risk 
Initiative auch vom Auswärtigen Amt unterstützt wird, nicht 
nur Regierungsbehörden der Küstenstaaten Bangladesch, 
Indien, Indonesien, Malaysia, Myanmar, Sri Lanka und Thai-
land im Interesse eines gemeinsamen Ressourcenmanagements 

zusammen. Auch Thinktanks und Vertreter:innen der lokalen 
Gemeinschaft und der Wissenschaft arbeiten hier gemeinsam 
im Katastrophenmanagement an der Reduzierung von Umwelt-
zerstörung und gegen illegale Fischerei. Laut Projektevaluation 
hat der Dialog zu vermehrter technischer und wirtschaftli-
cher Kooperation, gestiegenem Vertrauen und institutioneller 
Zusammenarbeit geführt und dabei mehr als 150 regionale 
Stakeholder zusammengebracht (Chu et al., 2025).

Ökosystemschutz und Ernährungssicherheit regional 
gestalten: die Coral Triangle Initiative
Die Coral Triangle Initiative on Coral Reefs, Fisheries, and Food 
Security ist ein Beispiel für zwischenstaatliche, plurilaterale, 
regionale Kooperation über ein gemeinsames Interesse an mari-
ner Ernährungssicherheit und Klimaanpassung in vulnerablen 
Kontexten (CTI-CFF, 2026b; Anugrah et al., 2020). Malaysia, 
Indonesien, die Philippinen, Timor-Leste, Papua-Neuguinea 
und die Salomon-Inseln haben sich im Jahr 2009 zum Schutz 
der Biodiversität, der Ernährungssicherheit und dem nach-
haltigen Ressourcenmanagement der Coral-Triangle-Region in 
dieser Initiative zusammengetan, unterstützt von staatlichen, 
nicht staatlichen und privaten Partnern. Die Region ist ein 
global relevanter mariner Biodiversitätshotspot (Abb. 1.5-1), 
in dem die Fischerei einen wichtigen Beitrag zur Ernährungs-
sicherheit leistet (Foale et al., 2013). 

Für große Teile von Warmwasserkorallenriffen wird bereits 
angenommen, dass sie einen Kipppunkt überschritten haben 
(Lenton et al., 2025: 260 ff.; IPCC, 2022, 2023). Diese essen-
ziellen Ökosysteme zu erhalten und wiederherzustellen ist 
immer schwerer umsetzbar. Um dem entgegenzuwirken, sind 
gemeinsame Ambitionen wie die Coral Reef Triangle Initiative 
umso relevanter.

Besonders vulnerable Gruppen, vor allem Frauen 
und Mädchen, aber auch Indigene, nehmen wichtige, 
oft zu wenig wertgeschätzte Rollen im kooperativen 
Ökosystemschutz und dem Management natürlicher Res-
sourcen ein. Forschung zeigt, dass sich die Einbindung 
von Frauen in Friedensprozesse aufgrund ihrer häufig 
breit gesellschaftlich verankerten Rollen positiv auf die 
nachhaltige Ausgestaltung des Friedens, des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts und des Engagements in Wieder-
aufbauprozessen auswirkt (Aanstoos, 2025; Adjei, 2019; 
Opiyo, 2023). Trotz ihrer entscheidenden Rolle werden 
Frauen immer noch weitgehend von Friedensprozessen 
ausgeschlossen (Anderson et al., 2026). Sie machen 
weltweit im Durchschnitt nur 7% der Verhandler:innen 
und 14% der Vermittler:innen in formellen Friedenspro-
zessen weltweit aus. Bei fast 90% der Friedensgespräche 
im Jahr 2024 waren überhaupt keine Frauen involviert 
(UN Security Council, 2025: 8).

Folglich ist umweltbezogene Zusammenarbeit, z. B. 
im Rahmen internationaler Peacebuilding-Prozesse 
(Kap. 1.5.2.1) oder in Projekten für die Umsetzung der 
internationalen Biodiversitäts- und Klimaziele, im Sinne 
integrierter und nachhaltiger Sicherheit eine Investition 

in inner- und zwischenstaatliche Kooperation, Stabilität 
und Sicherheit. Internationaler Ökosystemschutz liegt im 
Sicherheitsinteresse Deutschlands und Europas, nicht zu-
letzt für die Wasser- und Ernährungssicherheit, und soll-
te als gemeinsames verbindendes Projekt vorangetrieben 
werden (Kap. 1.1, 1.2). Bei der Umsetzung sollten koope-
rationsfördernde, vertrauensbildende Prozesse gestärkt 
werden. Die Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren ist 
hierbei Voraussetzung für eine breite gesellschaftliche 
Verankerung und Unterstützung der Maßnahmen (Vinke 
et al., 2024; Ide, 2020).

1.5.2
Lokaler Kontext, lokale Akteure

Eine Zusammenarbeit innerhalb von Naturräumen, die 
auch die Bedeutung der Umwelt für die menschliche 
Sicherheit anerkennt, kann zur Friedensförderung bei-
tragen, indem sie zugleich soziale Strukturen und Öko-
systeme stärkt, sowohl im internationalen Raum als auch 
in Deutschland. Die Entwicklung eines gemeinsamen 
Verständnisses über die nachhaltige Nutzung geteilter 
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Naturräume und natürlicher Ressourcen sowie damit ver-
bundener Managementziele kann soziale Beziehungen 
verdichten, Vertrauen stärken und dadurch friedenssi-
chernd wirken. Die deutsche Bundesregierung sollte sich 
deshalb auch weiterhin dafür einsetzen, Umweltschutz 
und nachhaltiges Ressourcenmanagement in internatio-
nale Peacebuilding-Prozesse, d. h. Initiativen zur lang-
fristigen Konsolidierung von Frieden, zu integrieren. 
Dies kann z. B. durch Ansätze des Environmental Peace-
building gelingen (Vinke et al., 2024). Entsprechende 
lokale Kooperationsformate können als Instrument der 
Außenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit wichti-
ge Beiträge zur Förderung gesellschaftlichen Zusammen-
halts, zu Resilienz und im Endeffekt zu Stabilität und 
Sicherheit leisten.

1.5.2.1
Lokale Umweltkooperation weiterhin in 
Peacebuilding-Ansätze integrieren
Ökosystemschutz und das Management natürlicher 
Ressourcen können über die Sicherstellung kooperati-
ver, konfliktpräventiver und -bewältigender Ansätze in 
Peacebuilding-Prozessen einen wichtigen Beitrag leisten. 
Auf UN-Ebene wurden die Bedeutung von Ökosystem-
schutz und natürlichem Ressourcenmanagement in der 
Konfliktprävention bereits im Jahr 2008 durch die Grün-
dung des UNEP-Programms „Environmental Cooperation 
for Peacebuilding“ explizit anerkannt und in Projekten 
umgesetzt (UNEP, 2009, 2015, 2016). Eine Auswertung 
zehn lokaler Peacebuilding-Initiativen durch UNDP im 
Jahr 2025 zeigt, dass integrierte Ansätze genutzt werden 
und deutliche Mehrgewinne erzielen (UNDP, 2025). Vor 
dem Hintergrund, dass das UN-Peacekeeping seit Jahren 

ANMERKUNGEN:
1.  Singapur und Brunei sind keine Mitglieder der CTI-CFF
2. Diese Grenze basiert auf der exklusiven Wirtschaftszone der CTI-Länder.
    EEZ interne Grenzen sind nicht abgebildet  
3. Strittige Grenzziehung existiert in diesem Gebiet
4. Grenzen dienen nur zur Illustrierung und sind nicht rechtsverbindlich

DATENQUELLE
EEZ-Grenzen: Flanders Marine Institute (VLIZ).
Korallenriffe: UNEP-WCMC (2010) Global Distribution of Coral Reefs
Anzahl von Fischen in Korallenriffen und zugehörige Spezies:

Allen GR (2008) Conservation hotspots of biodiversity and endemism 
for Indo-Pacific coral reef fishes. Aquatic Conservation: Marine and
Freshwater Ecosystems 18, pp. 541-556.

Anzal von Fischen in Korallenriffen und zugehörigen Arten

Umsetzungsgebiet der Coral Triangle Initiative zu Korallenriffen,
Fischerei und Nahrungssicherheit

Wissenschaftliche Grenze des Coral Triangle (Veron et al. 2009)

Die gepunktete Linie repräsentiert strittige EEZ-Grenzen

Korallenriffe

© 2013 Coral Triangle Atlas

≤ 1.500 1.501–1.600 1.601–2.000 > 2.000

Abbildung 1.5-1
Das Coral Reef Triangle ist ein Hotspot mariner Biodiversität: Im Rahmen der Coral Triangle Initiative setzen sich Malaysia, 
Indonesien, Papua-Neuguinea, Timor-Leste, die Philippinen und die Salomon-Inseln gemeinsam für den Schutz des 
Ökosystems ein. Dabei werden sie von staatlichen, nicht staatlichen und privaten Partnern unterstützt.
Quelle: CTI-CFF, 2026a

Fischvielfalt im Coral Reef Triangle
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strukturell zurückgebaut wird, gilt es um so mehr darauf 
zu achten, dass Peacebuilding und somit die mittel- und 
langfristige Friedensförderung politische und finanzielle 
Unterstützung erfährt (Cruz und van der Lijn, 2025; 
Wane et al., 2024; Tull, 2023).

Für die Integration von Umweltaspekten in die lokale 
Umsetzung von UN- Peacebuilding-Einsätzen spielen 
die lokalen Vertretungen der UN-Organisationen, Fonds 
und Programme (UN Country Teams, UNCTs, z. B. von 
FAO, UNEP, UNDP) eine zentrale Rolle. Allerdings dro-
hen Finanzierungsprobleme auf UN-Ebene die oft schon 
unterfinanzierten Peacebuilding-Programme und UNCTs 
weiter unter Druck zu setzen. Der Peacebuilding Fund 
des UN-Generalssekretärs bietet wichtige finanzielle 
Unterstützung. Deutschland sollte sich als größtes Ge-
berland (knapp 232 Mio. US-$ seit 2020; UN, 2026) 
dafür einsetzen, Ökosystemschutz und nachhaltiges 
Ressourcenmanagement in den geförderten Projekten 
zu stärken. Das Environmental Peacebuilding bietet 
hier erprobte und unterstützenswerte Ansätze, über die 
Prävention und Bewältigung von Konflikten gemein-
sam mit lokalen Gemeinschaften sichergestellt werden 
können. Gleichzeitig sensibilisieren diese Ansätze Ge-
meinschaften für die Bedeutung eines nachhaltigen 
gemeinsamen Ressourcenmanagements für Wasser-
sicherheit, Ernährungssicherheit und andere Aspekte 
menschlicher Sicherheit (Kasten 1.5-3; Vinke et al., 
2024: 3 f.; Ide et al., 2021a).

Da von Konflikten geprägte Regionen und Umge-
bungen zunehmend auch auf Klimaanpassungsmaß-
nahmen angewiesen sind, sollten bestehende Synergien 
mit Peacebuilding-Maßnahmen stärker genutzt werden 
(Taborda et al., 2026). Nötig sind Ansätze, die techni-
sche Wirksamkeit und gesellschaftspolitische Sensibilität 
miteinander in Einklang bringen (Medina et al., 2026).

Bei der Entwicklung und Umsetzung von Umwelt-
schutzprogrammen, Klimaanpassungsmaßnahmen und 
Peacebuilding-Projekten sollten insbesondere lokale 
Bottom-up-Ansätze gestärkt werden. Ebenso sollte auf 
Zusammenhänge zwischen Gender und Konflikt, die 
Rolle von Frauen als Change Agents (z.B. in der Kon-
fliktdeeskalation) und eine konfliktsensible Herange-
hensweise geachtet werden (Ide et al., 2021a; Ensor, 
2022; Opiyo, 2023). Die Informationsinfrastruktur und 
Wissensgenerierung rund um friedensfördernde umwelt-
politische Projekte sollte möglichst plural, inklusiv und 
transparent gestaltet werden.

1.5.2.2
Kooperation in grenzüberschreitenden 
Schutzgebieten
Grenzüberschreitende Schutzgebiete, in bestimmten 
Fällen auch Peace Parks genannt, sind ein häufig ver-
wendetes, wenn auch durchaus kritisch diskutiertes 

Beispiel umweltbasierter Kooperation innerhalb von 
Naturräumen (Kasten 1.5-2; Ali, 2019; Barquet, 2015; 
Fall und Egerer, 2004). Bereits 2007 gab es mehr als 
200 grenzüberschreitende Schutzflächen (Lysenko et 
al., 2007). Sie können stabilisierend und konfliktprä-
ventiv wirken und zur Kommunikation und als Ver-
handlungsplattform während sowie zur Versöhnung 
nach Konflikten genutzt werden (Mittermeier et al., 
2005). Durch gemeinsame Ziele und eine gemeinsame 
Wissensbasis kann Vertrauen gestärkt und gleichzeitig 
die wirtschaftliche Entwicklung gefördert werden, z. B. 
durch Ökotourismus oder nachhaltige Landwirtschaft 
(Löhr et al., 2021; Ali, 2007). Die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit im Naturschutz ist auch im aktuellen 
Kontext der Biodiversitätskonvention (CBD) relevant: 
Die Peace and Biodiversity Initiative (PBDI) fördert hier 
die Zusammenarbeit in grenzüberschreitenden Schutz-
gebieten. Eine Weiterentwicklung der PBDI soll die Um-
setzung von Handlungsziel 3 (30x30-Ziel) des Globalen 
Biodiversitätsrahmens von Kunming-Montreal (GBF) 
unterstützen (CBD, 2025).

Sicherheitspolitisch können gemeinsame Schutzge-
biete eine Friedensdividende ergeben, also zu Effekten 
führen, die sich langfristig positiv auf die diplomatischen 
Beziehungen der Staaten auswirken (Kasten 1.5-2).

Grenzüberschreitende Schutzgebiete sind allerdings 
auch mit einer Reihe von Herausforderungen und Kri-
tikpunkten konfrontiert. Ein zentrales Problem ist, dass 
ihre Errichtung – wie andere Umwelt- und Entwick-
lungsinterventionen auch – bestehende Hierarchien 
reproduzieren und verstärken kann. Während einige 
Akteure von der Intervention profitieren, werden andere 
belastet. Das heißt, positive Friedensdividenden aus 
Sicht der Regierungen können gleichzeitig nachteilige 
Effekte für die lokale Bevölkerung und die Natur be-
deuten (Ali, 2019; Ide, 2020). Forscher:innen fordern 
deshalb, lokale Gemeinschaften stärker als bisher an 
grenzüberschreitenden Schutzgebieten zu beteiligen 
(Chiutsi und Saarinen, 2019; Ide et al., 2021a).

Eine Herausforderung besteht auch darin, dass über 
umweltbezogene Friedensprojekte nicht nachhaltige 
Formen der Ressourcennutzung ermöglicht und geför-
dert werden können (Ide, 2020). Dies liegt daran, dass 
durch die Einführung eines Schutzgebietes die Stabilität 
der Region und die staatliche Kontrolle über ein Ge-
biet steigen. Das kann wiederum dazu führen, dass die 
Regierung die Gebiete zugänglicher macht, zusammen 
mit externen Investoren eine fossilbasierte Entwicklung 
vorantreibt und beginnt, dort natürliche Ressourcen 
abzubauen (z.B. Bergbau oder Öl- und Gasförderung). 
Das kann oftmals zu neuen sozialen Spannungen und 
Konflikten führen (Barquet, 2015; Löhr et al., 2021). 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche Beispiele, in denen 
Schutzgebiete zwar auf dem Papier ausgerufen wurden, 
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vor Ort aber weder Schutzzonen noch zugehörige zonen-
spezifische Nutzungsregeln eingeführt wurden. Solche 

„Paper Parks“ oder „Geisterprojekte“ sollten vermieden 
werden (Relano und Pauly, 2023; Müller-Mahn et al., 
2026).

Es besteht zudem das Risiko, dass Naturschutz und 
der „Umweltdiskurs“ von Regierungen dazu genutzt 
werden, um andere politische Interessen zu verschleiern 
oder Maßnahmen durchzusetzen, die die lokale Bevöl-
kerung belasten (Barquet, 2015). Außerdem besteht 
die Gefahr, dass Geberländer koloniale Logiken repro-
duzieren, um ihre Interessen durchzusetzen. Es kann 
wie eine koloniale Machtgeste wirken, wenn argumen-
tiert wird, Konfliktregionen – oft Niedrigeinkommens-
länder – sollen die Verantwortung für den Schutz von 
Biodiversitätshotspots tragen, während Hocheinkom-
mensländer ihre eigenen Biodiversitätsziele verfehlen 
und die hohen Pro-Kopf-Emissionen die Umweltkrisen 
noch verschlimmern (Corbera et al., 2024; Davis et al., 
2023). Angesichts der kolonialen Vergangenheit, die 
die Entstehung von Nationalparks geprägt hat, bedarf 
es einer besonderen Sensibilität im Umgang mit grenz-
überschreitenden Naturschutzprojekten (Corbera et al., 
2024). Die Umsetzung der eigenen Biodiversitätsziele 
innerhalb der EU und Deutschlands ist wichtig, um die 
Glaubwürdigkeit und das Vertrauen von Partnerländern 
zu erhalten oder zurückzugewinnen.

1.5.2.3
Lokale Bedürfnisse anerkennen und Gestaltungs-
fähigkeit stärken
Die lokale Bevölkerung in fragilen Kontexten ist von den 
Auswirkungen der Klima- und Biodiversitätskrise beson-
ders betroffen. Diese Menschen zu unterstützen ist aus 
Sicht des WBGU ein wichtiger Teil integrierter Sicherheit. 

Werden jedoch kooperative, friedensfördernde Projekte 
nicht kontext- und konfliktsensibel umgesetzt, besteht 
das Risiko, dass sie zu neuen Konflikten führen. Lokalen 
Bewohner:innen droht durch Top-down-Interventionen 
eines ausgrenzenden Naturschutzes oftmals der Verlust 
ihrer Existenzgrundlagen, z. B. aus informeller klein-
bäuerlicher Landwirtschaft, und in manchen Fällen auch 
Vertreibung und Zwangsumsiedlung (Ide, 2020; Corbera 
et al., 2024; Kokunda et al., 2023). Diese Probleme 
anerkennend, schlägt der WBGU einen inklusiven, ko-
operativen und grenzüberschreitenden Mosaikansatz vor, 
zu dem sowohl kleine Nutzflächen als auch miteinander 
verbundene, größere Schutz- und Renaturierungsgebiete 
gehören und der lokale Akteure und Anwohner:innen an 
der Konzeption, Planung und Umsetzung von Schutz-
gebieten von Anfang an beteiligt (WBGU, 2024a). Der 
Mosaikansatz hat das Ziel, verschiedene Ansprüche in 
Bezug auf den Umgang mit Landschaften einzubezie-
hen und diese bestmöglich miteinander zu vereinbaren 
(WBGU, 2020, 2024a; Upla et al., 2024; Pörtner et al., 
2021; IPBES, 2018).

Um die Umsetzung solcher grenzüberschreitenden 
Mosaiklandschaften effektiv zu gestalten, bieten sich 
verschiedene Instrumente an. So könnten z. B. Um-
welt- und Sozialverträglichkeitsprüfungen und externe 
Überwachung durch internationale Medien oder Ge-
berorganisationen hilfreich sein. Der rechtliche Schutz 
auf Ebene der Staaten, die Projekte umsetzen, sollte 
gewährleistet sein, z. B. durch „nationale Gesetze gegen 
Diskriminierung […] oder gegen Umsiedlungen“ oder 
durch ein Gesetz, das die Entschädigungen regelt (Ide, 
2020, eigene Übersetzung). Die lokalen Bedürfnisse 
sollten von Beginn an in die Projektplanung einbezogen 
werden, etwa indem lokale Akteure leitende Funktionen 
bei der Projektentwicklung einnehmen. Außerdem kann 

Kasten  1.5-2

Beispiele gemeinsamer Schutzgebiete

Die friedensfördernde Zusammenarbeit in Naturräumen kann 
abhängig von regionalen und lokalen Gegebenheiten unter-
schiedliche Formen annehmen. In solchen Ansätzen kooperie-
ren meist staatliche und nicht staatliche Akteure miteinander.

Zum Beispiel wurden im Jahr 1998 in einem Friedensab-
kommen zur Beilegung langjähriger territorialer Konflikte zwi-
schen Peru und Ecuador Naturschutzgebiete auf beiden Seiten 
der Grenze eingerichtet, um durch gemeinsames Monitoring 
und Management dieser als Biodiversitätshotspot bekannten 
Region bilaterale Kooperation zu fördern (Cordillera del Condor 
Transboundary Conservation Corridor; UNCCD, 2024: 38; Ali, 
2019). Ein weiteres Beispiel ist der Prespa Transboundary Park, 
ein Nationalpark der seit dem Jahr 2000 um den grenzüber-

schreitenden Prespasee in Albanien, Nordmazedonien und 
Griechenland existiert – einer von vielen Konflikten gezeich-
neten Region. Der Prespasee ist als international bedeuten-
des Ramsar-Feuchtgebiet anerkannt und die Region gilt als 
Biodiversitätshotspot, der wichtige, nur dort vorkommende 
Arten beheimatet. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen staatlichen und nicht staatlichen Organisationen wird 
u. a. über den Prespa Ohrid Nature Trust der KfW gefördert 
und ist auf vielfältige Weise positiv für die Erhaltung und 
Förderung des Friedens sowie die ökonomische Entwicklung 
(Ejupi et al., 2024). 

Ein aktuelleres Beispiel ist der Great Ulster Peace Forest, 
der im Rahmen der 2019 von der UNCCD ins Leben gerufenen 
Peace Forest Initiative gegründet wurde. Wiederaufforstungs-
projekte in Nordirland sollen zur Verständigung zwischen 
Gemeinden mit unterschiedlichen Hintergründen und Glau-
bensrichtungen beitragen (UNCCD, 2024: 44).
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die lokale Bevölkerung durch Citizen Science und Co-
Managementansätze an Management und Monitoring 
beteiligt werden (Teilgutachten 2; Soliku und Schraml, 
2020; Ide et al., 2021a; Weir et al., 2019).

Um zu verhindern, dass grenzüberschreitende Schutz-
flächen neue Konflikte und Gewalt verursachen, ist es 
essenziell, gender- und konfliktsensible Ansätze bei der 
Konzeption und Planung von Projekten zu verwenden 
und dies in den Governanceprozessen zu institutionali-
sieren. Konfliktsensibel bedeutet, anzuerkennen, dass 
Eingriffe in konflikthaften Kontexten zu mehr Spannun-
gen führen können (Bruch et al., 2022: 68). Daher sollte 
jede Intervention, z.B. im Rahmen von Environmental 
Peacebuilding, auf einer Konfliktanalyse basieren. Die 
notwendige Zusammenarbeit mit lokalen Stakeholdern 
sollte zudem Entscheidungen zu Projektinvestitionen 
oder Mechanismen zur Gewinnverteilung umfassen und 
die Entwicklung lokaler Schlichtungsmechanismen ein-
schließen (Bruch et al., 2022: 68; UBA, 2022). Die Gover-
nance der Schutzgebiete sollte sicherstellen, dass diese 
partizipativ, inklusiv, geschlechtergerecht, rechtsbasiert, 
flexibel, transparent, rechenschaftspflichtig sowie nach-
haltig konzipiert und umgesetzt werden (Bruch et al., 
2022; Ajroud et al., 2017; Hammill et al., 2009; Ide et 
al., 2021a; Bruch et al., 2024).

Die Regulierung von Ressourcen zwischen unter-
schiedlichen Akteursgruppen oder das Ende von gewalt-
vollen Konflikten führt nicht automatisch zu einem scho-
nenderen Umgang mit Ökosystemen (Hachmann et al., 
2023). Im Gegenteil, diese Veränderungen können auch 
Auslöser für eine stärkere Ausbeutung von Ressourcen 
sein und sich negativ auf Ökosysteme und gesellschaft-
liche Existenzgrundlagen auswirken (Hachmann et al., 
2023; Ide, 2020; Johnson et al., 2021b). Es ist daher 
wichtig, sowohl die sozialen als auch die ökologischen 
Dynamiken innerhalb lokaler Systeme zu verstehen und 

in kooperative Ansätze wie z.B. grenzüberschreitende 
Mosaiklandschaften einzubeziehen.

Um kontextspezifische Lösungsansätze entwickeln zu 
können, gilt es, die lokale Gestaltungsfähigkeit zu erhal-
ten und auszubauen. Das bedeutet, lokales und indigenes 
Wissen anzuerkennen und systematisch in Handlungs-
strategien zu integrieren. Dies kann insbesondere sicher-
gestellt werden, wenn lokale Akteure entsprechend des 
Ansatzes des ‚locally-led developments‘ die Interven-
tionen in leitender Funktion entwickeln und umsetzen 
(OECD, 2024; Dombrowski, 2022; Bond, 2021; Singh, 
2024). Externe Akteure sollten lediglich unterstützende 
Rollen einnehmen. Formen der breiten gesellschaft-
lichen Beteiligung können die nachhaltige Umsetzung, 
Erhaltung und Weiterentwicklung kontextspezifischer 
Maßnahmen sicherstellen (Kasten 1.5-3; Johnson et 
al., 2021b; Löhr et al., 2021). Es geht darum, dass von 
außen inspirierte und häufig auch finanzierte Interven-
tionen in das Eigentum, die Identität und die Pflege der 
lokalen Gemeinschaften überführt werden (Ullah, 2024; 
Teilgutachten 2). Zentral in diesen Prozessen ist, eng 
mit zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammen-
zuarbeiten und diesen die Leitung zu übergeben. Es ist 
somit positiv zu bewerten, dass das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) in seiner Strategie zur Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft nichtstaatliche Kooperationen betont 
und die Mittel dafür in den vergangenen fünf Haus-
haltsjahren prozentual zum Gesamtetat des Ministeriums 
angehoben hat (BMZ, 2024; Hughes et al., 2025). Im 
Jahr 2025 gingen knapp 13 % des BMZ-Haushalts direkt 
an zivilgesellschaftliche Akteure (Hughes et al., 2025). 
Hinzu kommen Vergaben an lokale Nichtregierungsorga-
nisationen über die Umsetzungsapparate der technischen 
und finanziellen Zusammenarbeit Deutschlands. Auch 
internationale Vereinbarungen wie die Paris Declaration 

Kasten  1.5-3

Lokales Environmental Peacebuilding
in Timor-Leste

Positivbeispiele für lokale Bottom-up-Environmental-Peace-
building-Initiativen sind die soziokulturelle Praxis und die 
Bräuche des tara bandu in Timor-Leste, die u. a. die Nutzung 
natürlicher Ressourcen oder Konfliktresolutionen regeln (Ide 
et al., 2021b). 

Tara bandu funktioniert insbesondere über ein lokal geein-
tes Narrativ und steht exemplarisch für Verfahren, um Lösun-
gen für lokale Probleme zu finden, unter Anerkennung unter-
schiedlicher Kontexte (Alonso-Población et al., 2018). Über 
traditionelle und spirituelle Rituale werden Flächenansprü-

che und Landnutzungsregelungen wie z.B. zeitlich begrenzte 
Einschlagsverbote und Fischereibeschränkungen, aber auch 
soziokulturelle Abkommen geschlossen (Ide et al., 2021b; 
Alonso-Población et al., 2018). Das gemeinsame Interesse an 
der Erhaltung ihrer Lebensgrundlagen vereint benachbarte 
Ortschaften und schützt Natur und Mensch, Ökosystem und 
Sozialsystem gleichermaßen. 

Die sozialen Strukturen basieren unter anderem auf den 
lokalen Traditionen, Hegemonien und indigenen lokalen (auch 
nicht staatlichen) Rechtssystemen, die allerdings je nach Region 
unterschiedlich erfolgreich sind (Scambary und Wasse, 2018). 
In den Gemeinschaften vor Ort existiert eine hohe Akzeptanz 
für die durch tara bandu auferlegten Regelungen und Sank-
tionen zum Umweltschutz, was für eine nachhaltige Sicherung 
der Lebensgrundlagen sorgt.
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on Aid Effectiveness (OECD, 2005), die Accra Agenda 
for Action (OECD, 2008) und das Busan Partnership for 
Effective Development Cooperation (OECD, 2011) haben 
die Einbindung lokaler Akteure in der Entwicklungs-
zusammenarbeit bereits aufgegriffen.

1.6
Handlungs- und Forschungsempfehlungen

Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Verschmutzung 
bedrohen die Lebensgrundlagen für Mensch und Natur 
und wirken sich bereits heute negativ auf Gesellschaft 
und Wirtschaft aus. Diese kritischen Veränderungen 
unseres Erdsystems gehören damit zu den langfristig 
größten Sicherheitsrisiken weltweit (Kap. 1.1). Alle 
Regierungsressorts sollten daher der Verpflichtung 
Deutschlands zur Umsetzung des Pariser Übereinkom-
mens und des globalen Biodiversitätsrahmens von Kun-
ming-Montreal, einschließlich Finanzierung, Governance 
und Monitoring, vereint und mit Nachdruck gerecht 
werden. Das liegt auch im Interesse nationaler und inter-
nationaler Sicherheit. Ein besonderes Augenmerk sollte 
dabei auf dem Schutz, der Wiederherstellung und der 
Erhaltung globaler Gemeingüter liegen (dazu zählen 
z.B. gesunde und produktive Böden und Ozeane, Wäl-
der, Wasserressourcen, ein stabiles Klima; WBGU, 2020, 
2024a, 2024b). Um neue Sicherheitsrisiken wirksam 
zu reduzieren, sollte präventives Handeln politische 
Entscheidungen leiten und die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass Umweltveränderungen globale Risiko-
dynamiken nicht weiter verschärfen.

Der WBGU hat im vorliegenden Papier vier grundle-
gende Ansätze zur Umsetzung von integrierter Sicherheit 
unter Einbezug der Bedeutung der natürlichen Lebens-
grundlagen identifiziert. Die folgenden Handlungs- und 
Forschungsempfehlungen sind diesen vier Ansätzen 
zugeordnet.
1. Umwelt stärker in die Sicherheitsarchitektur Deutsch-

lands und Europas integrieren: Umwelt- und insbe-
sondere Klimapolitik kann kurz-, mittel- und lang-
fristig maßgeblich zur nationalen und europäischen 
Sicherheitspolitik beitragen. Daher sollten Umwelt-
veränderungen und der Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen stärker in nationale und euro-
päische Sicherheitspolitiken und konkret in die Arbeit 
des Nationalen Sicherheitsrats Deutschlands und 
in die angekündigte europäische Sicherheitsstrate-
gie (EEAS, 2026; Cohen und Michalopoulos, 2026) 
und Fortentwicklungen integriert werden. Umfas-
sende und kontinuierlich erstellte nationale Lage-
bilder unter Einbezug der Umweltveränderungen 
tragen dazu bei, neben den klassischen Sicherheits-
risiken auch Umweltrisiken regelmäßig in Risiko-

analysen sowie bei der (vorausschauenden) Entwick-
lung von Handlungsoptionen zu bewerten. Gleich-
zeitig sollte sich die Bundesregierung dafür einset-
zen, dass der zivilen Prävention von Konflikten und 
friedensfördernden bzw. -sichernden Ansätzen eine 
vergleichbare Wertigkeit in Politikgestaltung, Finan-
zierung und der politischen Kommunikation zuge-
ordnet wird wie auf Abwehr und Verteidigung set-
zenden Politiken und Instrumenten.

2. Klimastabilisierung als Sicherheitsfaktor: Klimaschutz 
wird in der aktuellen Sicherheitslage teilweise nach-
rangig eingeordnet – Maßnahmen des Klimaschut-
zes sind im Gegenteil jedoch ein Schlüssel, um mehr 
Sicherheit zu schaffen. Langfristig ist die Energie-
wende in allen Sektoren der einzige Weg, die Risi-
ken durch hohe Energiepreise und Versorgungseng-
pässe sowie die Abhängigkeiten von den marktbe-
herrschenden, oftmals autokratischen oder unzuver-
lässigen Ländern zu reduzieren. Ökosystembasierter 
Klimaschutz und der Ausstieg aus fossilen Energieträ-
gern müssen Hand in Hand gehen. Andernfalls kön-
nen gefährliche Klimaauswirkungen nicht verhindert 
werden. Wir werden darüber hinaus neue Maßnah-
men brauchen, um langfristig die globale Temperatur 
wieder abzusenken und so gefährliche Klimaauswir-
kungen zu vermeiden. Die Risiken, die durch diese 
neuen Maßnahmen entstehen, müssen aber ebenso 
beherrschbar bleiben.

3. Natürliche Infrastruktur für Bevölkerungsschutz: 
Natürliche Infrastruktur dient als Daseinsvorsorge 
und natürlicher Puffer auch dem Bevölkerungsschutz. 
Sie sollte daher gesetzlich priorisiert werden und die 
damit einhergehende Umsetzung von Schutz- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen durch die Bereitstel-
lung entsprechender Ressourcen unterstützt wer-
den. Um die natürliche Infrastruktur und ihre Öko-
systemleistungen für die Bevölkerung vor schlei-
chenden Umweltrisiken zu schützen, sollten über-
greifende Frühwarnsysteme entwickelt werden, die 
vorausschauendes Handeln ermöglichen.

4. Kooperativer Ökosystemschutz als Sicherheits-
strategie: Umweltbasierte Kooperation, z.B. bei Öko-
systemschutz und dem nachhaltigen Management 
natürlicher Ressourcen, kann zu Friedensförderung 
und ziviler Konfliktprävention beitragen. Umwelt-
bezogene Zusammenarbeit ist im Sinne integrier-
ter und nachhaltiger Sicherheit eine Investition in 
inner- und zwischenstaatliche Kooperation, Stabi-
lität und Sicherheit.
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1.6.1
Handlungsempfehlungen

1.6.1.1
Umwelt stärker in Sicherheitsarchitektur 
integrieren
Umwelt- und insbesondere Klimapolitik können kurz-, 
mittel- und langfristig maßgeblich zur nationalen Si-
cherheitspolitik beitragen. Daher sollte ein integrierter 
Sicherheitsansatz, der auf dem Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, einschließlich der natürlichen In-
frastruktur und des Klimas, basiert, effektiv und un-
mittelbar umgesetzt werden. Dafür muss Umweltschutz 
als Daseinsvorsorge und Grundlage einer langfristigen 
Erhaltung von Wohlstand und Wohlbefinden verstanden 
und als Teil vorrausschauender intersektoraler Sicher-
heitspolitik in allen Politikfeldern integriert und – in 
Deutschland koordiniert durch den Nationalen Sicher-
heitsrat – dementsprechend umgesetzt werden. Die 
gesellschaftliche Resilienz und Handlungsfähigkeit 
können durch den Schutz und die Wiederherstellung 
natürlicher Infrastruktur langfristig und systematisch 
gestärkt werden.

Der WBGU empfiehlt:

Umweltveränderungen und Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, u. a. durch die natürliche 
Infrastruktur, stärker in die Arbeit des Nationalen 
Sicherheitsrats integrieren
Umweltrisiken, begriffen als Sicherheitsrisiken, sollten 
zentraler Bestandteil und Fokus der Arbeit des Natio-
nalen Sicherheitsrats sein, weil sie nicht nur langfristig 
sicherheitsrelevant sind, sondern z.B. auch kurzfristige 
Extremereignisse die Versorgungssicherheit gefährden 
können. Dafür sollten auch das Bundesministerium für 
Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (BMUKN) und das Bundesministerium für Landwirt-
schaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) hinzugezogen 
und z.B. in der Geschäftsordnung des Sicherheitsrates 
und bei einer Fortschreibung der Nationalen Sicherheits-
strategie berücksichtigt werden. Um die institutionelle 
Zusammenarbeit von Umwelt- und Sicherheitspolitik 
sowie weiteren relevanten Politikbereichen zu stärken, 
bedarf es der Etablierung fester Schnittstellen und re-
gelmäßiger Dialogformate, beispielsweise über Staats-
sekretärsausschüsse. Gleichzeitig sollte der Austausch 
des Nationalen Sicherheitsrats zu Umweltrisiken mit 
bestehenden interdisziplinären bzw. ressortübergrei-
fenden Austauschformaten und -plattformen (z. B. One 
Health oder Planetary Health) verstetigt werden und 
nicht nur anlassbezogen erfolgen. Dies ist insbesondere 
im Hinblick auf Biodiversitätsverlust und Verschmutzung 
und daraus entstehenden Gesundheits- und Sicherheits-
risiken notwendig.

Regelmäßige, systemische Risikoanalysen unter 
Einbezug der Umweltveränderungen in der 
Lagebilderstellung etablieren
Die Erstellung einer kontinuierlichen, umfassenden na-
tionalen Risikoanalyse sollte unter Einbezug von Um-
weltveränderungen prioritär vorangetrieben werden, ko-
ordiniert und analysiert durch den deutschen Nationalen 
Sicherheitsrat und unter enger Zusammenarbeit mit der 
Wissenschaft. Sie sollte auf systemischen Risikoanalysen 
beruhen, die neben klassischen Sicherheitsrisiken auch 
schleichende Risiken durch Klimawandel, Biodiversi-
tätsverlust, Verschmutzung und andere Umweltrisiken 
integrieren. Dazu sollten insbesondere die Kausalzu-
sammenhänge und Wechselwirkungen wie gegenseitige 
Risikoverstärkung und -kaskaden berücksichtigt werden, 
wie auch bereits in der Nationalen Interdisziplinären Kli-
marisiko-Einschätzung (NiKE-Studie) herausgearbeitet 
(Metis, 2025). Die Prävention von Sicherheitsrisiken 
sollte dabei das Leitmotiv sein. Durch strategisches Fore-
sight lassen sich verschiedene Szenarien antizipieren und 
proaktiv Handlungsoptionen entwickeln. Für bereits un-
umkehrbare Effekte sollten umfassende Risikoanalysen 
mit ausgearbeiteten Anpassungsszenarien für klimawan-
delbedingte und andere Umweltereignisse („Prepared-
ness“) erfolgen. Diese wissenschaftlich anspruchsvolle 
Aufgabe sollte an wissenschaftliche Institute und Think-
tanks übergeben oder in enger Zusammenarbeit und 
kontinuierlichem Dialog mit ihnen erfolgen.

Konfliktprävention und Friedenssicherung
bzw. -förderung die gleiche Wertigkeit im Bundes-
haushalt zuordnen wie Verteidigung
Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, dass 
sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene sowie inner-
halb der NATO der zivilen Prävention von Konflikten und 
friedensfördernden bzw. -sichernden Ansätzen eine ver-
gleichbare Wertigkeit in Politikgestaltung, Finanzierung 
und politischer Kommunikation zugeordnet wird wie auf 
Abwehr und Verteidigung setzenden Ansätzen. Die Stär-
kung nachhaltiger Entwicklung und humanitärer Ansätze 
ist für die Konfliktprävention und Friedensförderung 
essenziell (wie es auch vom Beirat Zivile Krisenprävention 
und Friedensförderung an die Bundesregierung herange-
tragen wird). Allerdings kürzen Hocheinkommensländer 
zum ersten Mal seit Ende des Zweiten Weltkrieges in 
wenigen aufeinanderfolgenden Jahren ihre Mittel für 
internationale Kooperation und Entwicklung in drasti-
schem Umfang, während Verteidigungsbudgets in vielen 
Ländern substanziell angehoben werden.
> Deutschland als größtes bilaterales Geberland sollte 

sich dafür einsetzen, international wieder die 0,7 % 
ODA-Quote als politische Zielgröße für Entwicklungs-
finanzierung zu etablieren, um somit auch vorsor-
gende Sicherheitspolitik zu betreiben.
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> Weiter sollte Deutschland sich dringend dafür ein-
setzen, zivile Konfliktprävention und Friedenssiche-
rung analog zum Ausbau der Verteidigungskapazi-
täten auf- und auszubauen. Es gilt, den akuten 
Tendenzen der Konflikteskalation weltweit mit Inst-
rumenten der zivilen Konfliktprävention und Frie-
denssicherung vehement entgegenzutreten. Der Bei-
rat der Bundesregierung Zivile Krisenprävention und 
Friedensförderung betont die langfristige Wirkung 
und Effektivität ziviler und präventiver Ansätze, und 
hebt hervor, dass sie als komplementär gegenüber 
militärischen Ansätzen bewertet werden sollten.

1.6.1.2
Durch Klimastabilisierung die Sicherheit erhöhen
Klimaschutz ist eine zentrale Voraussetzung für eine 
sichere Zukunft. Hierzu hat der WBGU in seinen Gut-
achten umfangreiche Empfehlungen gegeben (WBGU, 
2011, 2018, 2021). Im Zuge der Klimastabilisierung sind 
der Fossilausstieg und die Ausgestaltung der Energie-
wende auch im Sinne einer zuverlässigen Energiever-
sorgung von besonderer Sicherheitsrelevanz. Darüber 
hinaus müssen potenzielle neue Risiken beachtet werden, 
die Maßnahmen betreffen, um die global gemittelte 
Temperatur langfristig wieder abzusenken.

Sicherheit und Klimaschutz erfordern eine schnelle 
Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern, verbunden 
mit einer schnellen Reduktion der Emissionen auf netto-
null und anschließenden Netto-Negativemissionen, um 
die globale Erwärmung möglichst unter 1,5 °C zurück-
zuführen – unterhalb dieser Temperaturgrenze sind er-
heblich geringere Schäden zu erwarten als bei höheren 
Temperaturen (IPCC, 2018). Das Ziel der Treibhausgas-
neutralität sollte daher auch aus sicherheitspolitischen 
Gründen mit Nachdruck verfolgt werden. Eine zwischen 
Sektoren abgestimmte Emissionsminderung sollte ver-
lässlich auf netto-null (Treibhausgasneutralität) bis 2045 
(Deutschland) bzw. 2050 (EU) ausgerichtet bleiben.

Unabhängigkeit von fossilen Rohstoffen als 
Sicherheitsfaktor verstehen
Maßnahmen des Klimaschutzes sind ein Schlüssel, um 
mehr Sicherheit zu schaffen. Langfristig ist die Energie-
wende in allen Sektoren der einzige Weg, die Risiken 
durch hohe Energiepreise und Versorgungsengpässe zu 
reduzieren.

Sicherheitsstrategisch sind folgende Grundsätze für 
die Energiepolitik wichtig:
1. Den Umstieg auf erneuerbare Energien gleichzeitig 

dazu nutzen, um die Energieversorgung resilienter 
gegenüber Disruptionen wie geopolitisch motivierten 
Lieferbeschränkungen, durch den Klimawandel ver-
stärkt auftretenden Extremereignissen oder Cyber-
angriffen zu machen.

2. Die Zugewinne bezüglich strategischer Souveränität 
und eigener Handlungsfähigkeit können umso höher 
sein, je stärker die Energienutzung (Industrie, Mobi-
lität, Gebäude) elektrifiziert bzw. für ausgewählte 
Anwendungen auf Wasserstoff umgestellt wird.

3. Stromversorgung resilient gestalten: Eine flexible 
und effiziente Nutzungsseite, Speichertechnologien 
sowie Dezentralität können bei Extremereignissen 
und in Konfliktsituationen helfen. Dabei sollte auch 
Cybersicherheit beachtet werden.

4. International sollte Europa Energiefragen eng mit sei-
nen geopolitischen Interessen verknüpfen, Niedrig-
einkommensländer zu unterstützen und mit ande-
ren ‚Middle Powers‘ zu kooperieren.

Dies setzt eine konsequente Klima- und Energie-
wendepolitik voraus. Es gilt, bestehende Preissignale zur 
Beschleunigung des Umstiegs auf erneuerbare Energien 
und der Dekarbonisierung aller Sektoren zu verstärken. 
Die regulatorischen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen für die Transformation müssen langfristig 
und verlässlich gestaltet sein, um Unternehmen und 
Haushalten Planungssicherheit für Investitionen in die 
Dekarbonisierung zu bieten:
> Als Leitinstrument für den sicherheitsrelevanten Aus-

stieg aus der Nutzung fossiler Energieträger in der 
Stromerzeugung und in anderen Sektoren sollten 
CO2-Emissionen weiterhin wirksam bepreist werden, 
z.B. im Rahmen von EU-ETS I und II, die nicht abge-
schwächt werden sollten. Klimaschädliche Subven-
tionen wie Steuerprivilegien sollten zeitnah abgebaut 
werden, statt sie in Reaktion auf geopolitische Span-
nungen und Krisen bzw. Preisschocks reflexartig zu 
erhöhen. Einnahmen aus der Bepreisung sollten für 
den Ausgleich von zusätzlichen Belastungen für Pri-
vathaushalte (z.B. in Form eines Klimageldes) und 
für Investitionen in Klimaschutz genutzt werden. 
Dabei sollten Mitnahmeeffekte minimiert und ins-
besondere auch einkommensschwache Gruppen bei 
Investitionen in klimafreundliche Technologien unter-
stützt werden. Gesellschaftliche Legitimität von Kli-
maschutz sollte auch durch verbindende Kommuni-
kation – etwa zu den Gründen für die CO2-Bepreisung 
und zur Verwendung der Einnahmen – und Teilhabe 
an Umsetzung, Entscheidungsprozessen und an den 
Einnahmen gefördert werden (Teilgutachten 2).

> Ein Fokus sollte auf konkrete, von der Politik gemein-
sam mit der Wirtschaft zu entwickelnde Strategien 
für schwer zu dekarbonisierende Sektoren und für 
die Wärme-, Verkehr- und Industriewende gelegt 
werden. Diese Strategien sollten auch gezielte Maß-
nahmen zur Überwindung technologischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Hindernisse enthalten, um 
eine spätere Überforderung und Verzögerungen auf 
dem Weg zu netto-null zu vermeiden. Der CO2-Gren-
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zausgleichmechanismus macht den Wettbewerb für 
die europäische Industrie fairer, die Einnahmen dar-
aus sollten aber auch zur Unterstützung klimaresilien-
ter Entwicklung und grüner Technologien in Niedrig-
einkommensländern verwendet werden.

> In der Stromerzeugung sollte der Umstieg auf erneu-
erbare Energien genutzt werden, um die Resilienz des 
Stromsystems zu erhöhen: kleinere, verbrauchsnahe 
Erzeugung, flexiblere Verbraucher, bessere Integration 
von Speichertechnologien und dezentrale Netz- und 
Steuerungsstrukturen reduzieren die Kosten von Schä-
den und Ausfällen. Gleichzeitig müssen Vorkehrungen 
gegen Cyberattacken und Sabotage verstärkt werden 
(Kap. 1.3.1.2). Der WBGU rät weiterhin dringend 
davon ab, auf Kernenergie zu setzen, insbesondere 
wegen des nach wie vor nicht vernachlässigbaren 
Risikos schwerster Schadensfälle, der ungeklärten und 
kostenintensiven Endlagerungsproblematik und des 
Risikos unkontrollierter Proliferation.

> In allen Sektoren sollten neue Pfadabhängigkeiten 
durch Investitionen in fossile Technologien vermieden 
werden (z.B. erdgasbasierte Wärmeversorgung, Ver-
brennungsmotoren). Kurzfristig notwendige Investi-
tionen in fossile Kapazitäten in der Stromerzeugung 
(Gaskraftwerke) sollten auf das notwendige Minimum 
beschränkt und dekarbonisierbar gestaltet werden. 
Im Gegenzug sollten Flexibilitätsoptionen im Strom-
sektor sowie Elektrifizierung und Effizienzsteige-
rungen in Verbrauchssektoren stärker vorangetrieben 
und durch Anreize gefördert werden. Bioenergie kann 
und sollte fossile Brennstoffe nur sehr begrenzt subs-
tituieren. Sie sollte auf Anwendungen fokussiert wer-
den, für die es keine Alternativen gibt (Straßenver-
kehr und Gebäudeheizungen gehören z.B. nicht dazu), 
damit direkte und indirekte Landnutzungsänderun-
gen vermieden werden (kein großskaliger Energie-
pflanzenanbau; WBGU, 2020).

> Vor allem Niedrigeinkommensländer sollten bei der 
Entwicklung einer fossilfreien Energieversorgung 
und alternativen Exportwirtschaft unterstützt wer-
den. Dies könnte beispielsweise durch die Unter-
stützung einer Roadmap zum Ausstieg aus fossilen 
Ressourcen geschehen, etwa im Rahmen des „Tran-
sitioning away from fossil fuels“-Prozesses. Dabei 
sollte ein wichtiges Kriterium sein, wie sich das Land 
zum Ausstieg aus fossilen Energieträgern positioniert, 
und solche Länder bevorzugt werden, die auf eine 
weitere Exploration fossiler Energieträger verzichten. 
Denn aktuell ist die Förderung von wesentlich mehr 
Kohle, Öl und Gas geplant, als mit einer Begrenzung 
des Klimawandels auf 1,5 °C oder 2 °C kompatibel 
wäre (SEI, 2025).

Zerstörung natürlicher Kohlenstoffspeicher stoppen, 
natürliche biologische Senken schützen und   wieder-
aufbauen
Ökosystembasierter Klimaschutz und der Ausstieg aus 
fossilen Energieträgern müssen Hand in Hand gehen – 
beide sind sicherheitsstrategisch relevant, andernfalls 
können gefährliche Klimaauswirkungen nicht verhindert 
werden.

Der Schutz von Ökosystemen und ihre Renaturierung 
sind nicht nur wichtige Beiträge zum Biodiversitäts-
schutz, sondern auch zur langfristigen Stabilisierung des 
Klimasystems und sollten mit Hochdruck vorangetrieben 
werden. Einige Ökosysteme beinhalten große Mengen 
organischen Kohlenstoffs (hochorganische Böden, Per-
mafrostböden) oder haben das Potenzial, Kohlenstoff 
anzureichern und langlebig zu speichern (z. B. Moore, 
Küstenökosysteme oder marine Sedimente). Die Freiset-
zung von gespeichertem Kohlenstoff und die Zerstörung 
natürlicher Kohlenstoffsenken gilt es mit Nachdruck 
zu verhindern. Ökosystemschutz und Renaturierung 
können jedoch die aktuell hohen Emissionen nicht im 
Ansatz kompensieren und auch fehlende technische 
Emissionsminderungen nicht ersetzen. Es sollte daher 
ausgeschlossen werden, dass aus Maßnahmen zu Schutz 
und Renaturierung Fehlanreize resultieren, die zu einer 
Verzögerung des Ausstiegs aus der Nutzung fossiler Ener-
gieträger führen. Der WBGU empfiehlt:
> Ökosystemschutz und -wiederherstellung sollte vor-

angetrieben und ganzheitlich mit den Belangen des 
Biodiversitätsschutzes und des Bevölkerungsschutzes 
(Kap. 1.4) integriert werden, ohne diese Maßnahmen 
allein auf maximalen Klimaschutz auszurichten 
(Kap. 1.3.2).

> Es sollte sichergestellt werden, dass in Netto-null-
Emissionsstrategien oder Netto-negativ-Emissionsstra-
tegien das bloße Vorhandensein natürlicher Senken 
nicht als Maßnahme für CDR (carbon dioxide removal) 
gezählt wird. Bilanzierungen zur Erreichung von Netto-
null-Emissionen sollten nur die aktive Entfernung von 
CO2 aus der Atmosphäre durch den Menschen mit 
nachfolgender langfristiger Speicherung als Kompen-
sation ggf. noch vorhandener Emissionen zulassen.

> Die Fragilität und Reversibilität ökosystembasierter 
Senken sollte beachtet werden: Die Stärkung natür-
licher Senken – d.h. naturbasierte Beiträge zum Kli-
maschutz wie Moorwiedervernässung, Wiederauf-
forstung, Renaturierung weiterer, auch mariner 
Ökosysteme – sollte in die kurz- bis mittelfristige 
Erreichung von Netto-null-Emissionen nicht als ver-
lässlicher Beitrag einberechnet werden. Es sollten 
stattdessen separate Anreizmechanismen für Rena-
turierungsmaßnahmen entwickelt werden, um ihren 
langfristigen Beitrag zur Klimastabilisierung und 

-regulation (Schutz und Anreicherung organischer 
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Kohlenstoffspeicher) und zum Biodiversitätsschutz 
zu stärken (ESABCC, 2024).

> Im Rahmen der Berichterstattung nationaler Beiträge 
sollte sich die Anrechnung temporärer negativer Emis-
sionen aus der Wiederherstellung von degradierten 
Ökosystemen auf solche beschränken, die vor dem 
Pariser Übereinkommen 2015 zerstört wurden.

Langfristige Temperaturabsenkung vorbereiten
Sicherheitsstrategisch bedarf es auch neuer Maßnahmen, 
um langfristig die globale Temperatur wieder abzusenken 
und so gefährliche Klimaauswirkungen zu vermeiden. 
Die Risiken, die durch diese neuen Maßnahmen ent-
stehen, müssen aber ebenso beherrschbar bleiben.

Dauerhaft wirksame negative Emissionen, d.h. aktive 
menschliche Maßnahmen, um der Atmosphäre CO2 zu 
entziehen und langfristig sicher zu speichern, sind un-
vermeidlich, um langfristig eine Klimastabilisierung im 
Einklang mit den Zielen des Pariser Übereinkommens 
zu erreichen. Die Methoden sind aber mit unterschied-
lichen, teilweise erheblichen Risiken verbunden, die 
begrenzt werden müssen. Eine unkontrollierte Skalie-
rung negativer Emissionen könnte je nach Methode zu 
verschiedenen Sicherheitsrisiken führen – z.B. haben 
einige Methoden (wie BECCS) potenziell große Auswir-
kungen auf die Landnutzung und könnten so etwa die 
Ernährungssicherheit gefährden.

Von hoher Bedeutung ist, dass von einem Ausbau der 
CDR-Kapazitäten kein Anreiz ausgeht, den Ausstieg aus 
der Nutzung fossiler Energieträger zu verzögern. CDR 
sollte in Strategien zur Erreichung von Netto-null-Emis-
sionen daher nicht vorgesehen werden, um dauerhaft 
Emissionen aus leicht zu dekarbonisierenden Sektoren 
zu kompensieren, sondern ausschließlich für die Kom-
pensation von Emissionen aus schwierig zu dekarbonisie-
renden Sektoren oder für die Erreichung netto-negativer 
Emissionen eingeplant werden. Darüber hinaus sollte 
reines CCS, das der Verringerung von CO2-Emissionen 
aus Punktquellen dient, prioritär für schwierig zu de-
karbonisierende Sektoren genutzt werden, da es mit 
bestimmten CDR-Methoden wie BECCS oder DACCS 
(direct air carbon capture and storage) um die verfüg-
baren langfristigen Speicherstätten für CO2 konkurriert.
> Es sollten rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen 

werden, um eine sichere Skalierung von CDR zu 
ermöglichen, ohne andere Nachhaltigkeitsziele (z.B. 
den Schutz von Biodiversität, Ernährungssicherung, 
Energiewende) oder auch die Erreichung der Klima-
ziele selbst zu gefährden. Ziele für den Ausbau von 
CDR-Maßnahmen sollten daher zum einen unabhän-
gig von Emissionsminderungszielen gesetzt werden. 
Zum anderen sollte bei den Zielsetzungen auch zwi-
schen CDR-Methoden unterschieden werden, etwa 
je nach erwarteter Dauer der Speicherung oder erwar-

teten externen Effekten. Methoden, die großskalige 
und irreversible Effekte auf natürliche Ökosysteme 
haben, sollten nicht verfolgt werden.

> Solares Strahlungsmanagement (solar radiation 
management/manipulation) beschreibt spekulative 
Methoden zur globalen Temperaturabsenkung durch 
Abschirmung solarer Einstrahlung, z.B. die Injektion 
von Aerosolen in die Stratosphäre. Ihr Einsatz wäre 
mit großen Unsicherheiten und Risiken verbunden 
und stellt damit ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar 
(Bronkalla et al., 2025). Der WBGU empfiehlt daher, 
solche Methoden nicht zu verfolgen. Neben den 
erheblichen wissenschaftlichen Unsicherheiten und 
geophysikalischen Risiken eines Einsatzes erlaubt 
zudem die gegenwärtige geopolitischen Lage keine 
internationale vertrauensvolle Zusammenarbeit, die 
in einer den Risiken und Unwägbarkeiten solcher 
Technologien angemessenen Governancestruktur 
münden könnte. Um einen unilateralen Einsatz zu 
vermeiden, sollte ein internationales Nicht-Nutzungs-
abkommen angestrebt werden.

1.6.1.3
Bevölkerungsschutz durch natürliche
Infrastruktur stärken
Bevölkerungsschutz muss weiter als bisher verstanden 
werden und auch den Schutz vor schleichenden Umwelt-
veränderungen und die daraus folgenden sozioökono-
mischen Konsequenzen für die betroffene Bevölkerung 
umfassen.

Natürliche Infrastruktur gesetzlich priorisieren und 
Flächen identifizieren
Natürliche Infrastruktur dient als Daseinsvorsorge und 
natürlicher Puffer vor (schleichenden) Extremereignis-
sen auch dem Bevölkerungsschutz. Um die Priorisierung 
sicherheitspolitischer grauer Infrastrukturvorhaben vor 
natürlichen Infrastrukturvorhaben auszugleichen, be-
darf es der gesetzlichen Zuweisung eines überragenden 
öffentlichen und eines sicherheitspolitischen Interesses 
zugunsten besonders bedeutender natürlicher Infra-
struktur. Hierfür sollte auf nationaler und europäischer 
Ebene ein Vorhabenbezug für die natürliche Infrastruk-
tur hergestellt werden.

Zur Identifizierung und Ausweisung der im überra-
genden öffentlichen Interesse liegenden, zu schützenden 
und wiederherzustellenden Naturräume als natürliche 
Infrastruktur bedarf es einer Inventarisierung der vor-
handenen Naturräume, Bestandteile und Flächen. Hierzu 
kann moderne Fernerkundung eingesetzt werden. In 
Deutschland sollten die Bundesländer für die Operatio-
nalisierung auf der regionalen Ebene mögliche Flächen 
vorschlagen. Dafür können sie auf existierende Kartie-
rungen und Dokumentationen der Landschaftsplanung 
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auf Landes-, regionaler und kommunaler Ebenen zurück-
greifen, welche auch die Anforderungen der Mosaik-
raumplanung beachten (WBGU, 2020, 2024a).

Übergreifende globale Frühwarnsysteme um 
Indikatoren zur Wahrung der Schutzfunktionen 
natürlicher Infrastruktur ergänzen
Für den Schutz der Bevölkerung sind Frühwarnsysteme 
essenziell. Auf EU- und UN-Ebene empfiehlt der WBGU, 
integrierte Frühwarnsysteme aufzubauen und zu vernet-
zen, die den Zustand natürlicher Ökosysteme und ihre 
Funktionen für den Bevölkerungsschutz miteinbeziehen. 
Solche Frühwarnsysteme, die beispielsweise orientiert 
am One-Health-Ansatz die Verschlechterung des Öko-
systemzustands durch Verschmutzung, Landdegrada-
tion oder die zunehmende Durchdringung der Wildnis 
durch menschliche Siedlungen und Aktivitäten erfassen, 
könnten auch der Pandemieprävention dienlich sein. 
Auf Basis solcher Frühwarnsysteme soll zudem durch 
die Kombination von u. a. Umwelt-, Gesundheits- und 
Sozialdaten eine frühzeitige finanzielle Unterstützung 
über geeignete Finanzierungsmechanismen und Resi-
lienzfonds ermöglicht werden, z.B. beim Überschreiten 
von Dürreschwellen. Dies könnte beispielsweise auf Basis 
der bewährten Zusammenarbeit von UNEP und UNDRR 
geschehen. Auf nationaler Ebene sollte die Entwicklung 
einer gemeinsamen Methodik für die Durchführung 
von Climate-Nature-Security Assessments beim Aus-
wärtigen Amt (AA), dem Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), 
dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg), dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE), 
dem Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) und dem 
Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und 
Heimat (BMLEH) liegen.

Lokale Behörden, Zivilgesellschaft und 
Flächenverantwortliche bei Schutz- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen unterstützen
Die natürliche Infrastruktur muss insbesondere wegen 
ihrer Bedeutung für den Bevölkerungsschutz weltweit 
besser geschützt und wiederhergestellt werden. Damit 
dies gelingt, müssen lokale Behörden, Zivilgesellschaft 
und Flächenverantwortliche wie z. B. Landwirt:innen 
oder Gewässerverantwortliche bei der Umsetzung von 
Schutz- und Wiederherstellungsmaßnahmen sowie beim 
Bodenschutz, Wald- und Küstenschutz rechtlich und fi-
nanziell unterstützt werden (WBGU, 2020, 2024b). Dies 
sollte auch finanzielle Anreize wie z. B. weitere Agrar-
förderungsinstrumente umfassen. Dafür sollte sich die 
Bundesregierung international auch weiterhin für eine 
ambitionierte Umsetzung des 30x30-Ziels des Globalen 
Biodiversitätsrahmens von Kunming-Montreal einsetzen.

Projekte, bei denen zivilgesellschaftliche Akteure 
Verantwortung für die Natur übernehmen und zum Be-
völkerungsschutz beitragen, sollten langfristig finan-
ziell unterstützt und breitenwirksam gefördert werden. 
Dazu zählen etwa Projekte zur großflächigen Wieder-
herstellung degradierter Lebensräume (z.B. Green Belt 
Movement) oder lokale Aktionen wie Patenschaften 
für Ökosysteme (z.B. Bach- oder Wiesenpatenschaften, 
„Gewässer-Verbesserer“) sowie der Einsatz als Pioniere 
des Wandels (z. B. Wirtschaftspartner in der „Allianz 
der Pioniere“ zur Moorvernässung). Das BMUKN sollte 
gemeinsam mit dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) und dem Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) Projekte 
mit Multiplikationswirkung kommunikativ und finanziell 
fördern, um sowohl großflächig als auch lokal Empower-
ment und Selbstwirksamkeit zu stärken und finanzielle 
Anreize zu schaffen (WBGU, 2020, 2024b).

Zielkonflikte bei der Umsetzung von Schutz- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen können z.B. durch die 
Beteiligung der Bevölkerung sowie relevanter Akteure 
in gemeinsamen Planungs- und Umsetzungsprozessen 
frühzeitig adressiert und minimiert werden (Kap. 1.5). 
Dies erhöht auch die Planungssicherheit bei der Ein-
richtung und Nutzung natürlicher Infrastruktur in der 
Mosaikraumplanung. Zudem sollten Bewertungsrahmen 
für den Projekterfolg in Bezug auf Beteiligung und Re-
silienzerhöhung gemeinsam weiterentwickelt werden 
(Kap. 1.5.2.3; van Onselen et al., 2025). Die Einbin-
dung von Fachexpert:innen und Wissenschaft kann 
evidenzbasierte Daten zur Effektivität, zum Kosten-
Nutzen-Verhältnis sowie zu möglichen Trade-offs und 
Mehrgewinnen liefern.

Internationale Programme zum Aus- und 
Wiederaufbau natürlicher Infrastruktur finanzieren
Natürliche Infrastruktur braucht auch internationale 
Kooperation und Finanzierung. Um kooperative und 
zivile Sicherheitsansätze in ihrer Wertigkeit gegenüber 
verteidigungsbasierten Ansätzen zu stärken und gleich-
zeitig die Funktionen der natürlichen Infrastruktur für 
den Bevölkerungsschutz zu erhalten, sollte eine weitere 
Kürzung von ODA-Mitteln unbedingt verhindert werden. 
Die Bundesregierung sollte sich weiterhin aktiv und 
ambitioniert an Finanzierungen wie dem Green Climate 
Fund, dem Climate Adaptation Fund oder auch dem 
Blue Action Fund und Legacy Landscape Fund sowie an 
den verschiedenen REDD+ Fonds beteiligen und diese 
mit anderen Staaten zusammen weiterentwickeln. Die 
Internationale Klimaschutzinitiative (IKI) sollte auch 
aus globalen Sicherheitsüberlegungen heraus erhalten 
und gestärkt werden und noch stärker Auswirkungen 
historischer Machtprozesse auf die Vulnerabilität be-
rücksichtigen (Kap. 1.1, 1.2 und 1.6.1.2). Es sollten 
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außerdem mehr Möglichkeiten für langfristige lokal 
verankerte (10- bis 20-jährige) Finanzierungsmodelle ge-
schaffen werden, z.B. durch Kombinationen öffentlicher 
und privater Gelder. Nicht nur aufgrund historischer Ver-
antwortung, sondern vor allem mit Blick in eine sichere 
Zukunft sollte Deutschland die im Jahr 2022 dem Loss& 
Damage Funds der UN zugesagten 100 Mio. US-$ un-
bedingt vollständig bereitstellen sowie sich weiterhin am 
Global Shield against Climate Risks beteiligen. Wichtig 
bleibt jedoch, bei der Finanzierung solcher Lösungen 
die Langfristigkeit im Blick zu behalten: Sie sind keine 
sofort greifende Schutzmaßnahme und wirken immer be-
sonders effektiv verknüpft mit strukturellen Reformen, 
etwa mit Land- und Wasserreformen und einer rechtlich 
gestärkten natürlichen Infrastruktur, sowie unter Einbe-
ziehung lokaler Akteure (Kap. 1.5.2.3). Diese Aussagen 
gelten auch auf nationaler Ebene.

Natürliche Infrastruktur in Deutschland langfristig 
und systematisch finanziell stärken
In Deutschland sollte die Finanzierung der natürlichen 
Infrastruktur ähnlich wie bei grauer Infrastruktur ge-
handhabt werden. Ein solches Verständnis ermöglicht 
beispielsweise, Gelder aus dem derzeitigen Sondervermö-
gen Infrastruktur und Klimaschutz für die Stärkung und 
den Wiederaufbau natürlicher Infrastruktur zu nutzen. 
Investitionen in die natürliche Infrastruktur sollten auch 
bei der nötigen Reform der Schuldenregel im Grund-
gesetz („Schuldenbremse“) berücksichtigt werden oder 
können als Teil einer Mindestinvestitionsquote für grüne 

„Zukunftsinvestitionen“ verankert werden (relativ zum 
Bruttoinlandsprodukt oder zu den öffentlichen Gesamt-
ausgaben), um einer politischen Vernachlässigung von 
Zukunftsinvestitionen gegenüber kurzfristigen Zielen 
entgegenzuwirken (present bias; Kumhof und Yakadina, 
2017; Yared, 2019; SVR Wirtschaft, 2024).

Umweltrisiken stärker in Bildungsformate für
Akteure des Bevölkerungsschutzes und der
Bundeswehr integrieren
Resilienz gegenüber Umweltkrisen wird insbesondere 
im Bevölkerungsschutz immer relevanter. Die Bundes-
regierung sollte die zunehmenden Gefahren durch Um-
weltveränderungen für die Bundeswehr sowie Bevölke-
rungsschutzakteure stärker in deren Bildungsformate 
integrieren. Konkret könnten umweltbezogene Risiken 
wie Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Verschmutzung 
und Pandemien und ihre Auswirkungen auf die Bundes-
wehr, auf Bevölkerungsschutzakteure als eigenständiges 
Querschnittsthema in die Curricula der Bundesakademie 
für Bevölkerungsschutz und Zivile Verteidigung (BABZ), 
der Bundeswehr und anderer Sicherheitsbehörden auf-
genommen werden. Dies sollte durch interdisziplinä-
re Lehrformate in die Ausbildungen integriert werden. 

Solche Lernformate könnten z.B. Umweltwissenschaften 
und Umweltmedizin, praktisches Szenario-Training sowie 
strategische Foresight-Prozesse zur Bewältigung um-
weltbezogener Krisen (Extremereignisse, Wasser- und 
Nahrungsmangel) in Kooperation mit Umweltbehörden, 
wie dem Umweltbundesamt (UBA) umfassen. Konkret 
könnten die regelmäßig vom Bundesministerium des 
Innern und für Heimat (BMI) und BBK koordinierten 
Länder- und ressortübergreifende Krisenmanagement-
übungen (LÜKEX) auch die sich durch Biodiversitäts-
verlust veränderte Gefahrenlage aufgreifen. Auch die 
Ausstattung der Akteure sollte an die sich verändernden 
Herausforderungen angepasst werden (z.B. die Schutz-
kleidung der Feuerwehr an veränderte Außentemperatu-
ren oder häufigere Vegetationsbrände, Frühwarnsysteme 
für Umwelt- und Gesundheitsrisiken, mobile Labore für 
Umweltanalysen während der Einsätze).

Durch gezielte Anreize zum Ehrenamt etwa bei der 
Feuerwehr oder dem Technischen Hilfswerk (THW) und 
durch Aufklärungsformate, beispielsweise gemeinsamen 
Kampagnen von Umwelt-, Gesundheits- und Bevölke-
rungsschutzbehörden sowie zivilgesellschaftlichen Ini-
tiativen, sollte die Sensibilisierung und das Engagement 
für umweltorientierten Bevölkerungsschutz verstärkt 
werden. Da insbesondere partizipative Ansätze das Be-
wusstsein für Gefahren und die Akzeptanz für Schutz-
maßnahmen erhöhen (Kelly et al., 2019; von Gönner et 
al., 2024), sollten entsprechende bürgerwissenschaft-
liche Citizen-Science-Projekte durch lokale Einsätze 
regulär in Vereine, schulische und außerschulische Bil-
dungseinrichtungen und Arbeitsplätze integriert werden 
(Kap. 1.6.1.4). Zur Steigerung der Selbstwirksamkeit 
von Gesellschaft und Bevölkerung kann und sollte auch 
auf Empfehlungen des Sicherheitsforschungsprogramms 
des Bundesministeriums für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt (BMFTR) aus dem Handlungsfeld „Resilienz 
der Bevölkerung steigern“ zurückgegriffen werden.

1.6.1.4
Friedensfördernde Umweltprojekte unter lokaler 
Führung ausbauen
Umweltbasierte Kooperation, z. B. bei Ökosystemschutz 
und dem nachhaltigen Management natürlicher Res-
sourcen, kann zur Friedensförderung und Konfliktprä-
vention beitragen. Umweltbezogene Zusammenarbeit ist 
im Sinne integrierter und nachhaltiger Sicherheit eine 
Investition in inner- und zwischenstaatliche Kooperation, 
Stabilität und Sicherheit.

Lokale Akteure in friedenssichernde 
Projekte einbinden
Die Einbindung lokaler Akteure in friedenssichern-
de Umweltprogramme und -projekte ist essenziell 
für deren langfristige Wirkung und Akzeptanz. Eine 
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kooperative Gestaltung und gemeinsame lokale Umset-
zung von Mosaiklandschaften ermöglicht es, die Natur 
zu schützen, Ressourcen und Flächen nachhaltig zu 
nutzen und gleichzeitig Ökosystemleistungen zu er-
halten, die z.B. für die Ernährungs- und Wassersicher-
heit besonders bedeutend sind (Pörtner et al., 2021; 
WBGU, 2020, 2023, 2024a, 2024b). Deshalb empfiehlt 
der WBGU, die Einbindung lokaler Gemeinschaften im 
Sinne des ‚locally-led development‘, wie in der Paris 
Declaration on Aid Effectiveness 2005, der Accra Agenda 
for Action 2008 und der Busan Partnership for Effective 
Development Cooperation 2011 vereinbart, in nationalen 
und internationalen Initiativen für Umwelt- und Klima-
schutz sicherzustellen.
> In der internationalen und technischen Zusammen-

arbeit gilt es, darauf zu achten, neben der staatlichen 
Zusammenarbeit, nicht staatliches und breites zivil-
gesellschaftliches Engagement in Deutschland und in 
den Partnerländern und -regionen zu fördern. Auch 
vor dem Hintergrund zunehmender Autokratisierung 
gewinnen solche Maßnahmen als eine Form von 
Demokratieschutz und -förderung an Bedeutung. Um 
lokale NGOs und andere zivilgesellschaftliche Akteure 
zu stärken, ist es dabei gerade in autoritären Kontex-
ten wichtig, Wege zur vermehrten Direktvergabe, wie 
auch Budgethilfen, an lokale NGOs, Vereine und Ini-
tiativen zu ermöglichen.

> Auf EU-Ebene sollte dieser Ansatz in der Umsetzung 
der Wiederherstellungsverordnung der EU genutzt 
werden. Laut Wiederherstellungsverordnung sollen 
nach Möglichkeit Synergien mit den nationalen Wie-
derherstellungsplänen anderer Mitgliedstaaten geför-
dert werden, insbesondere wenn es sich um grenz-
übergreifende Ökosysteme handelt (Art. 14 Abs. 17 
VO (EU) 2024/1991). Renaturierungsmaßnahmen 
sollten insoweit mit den Nachbarländern partner-
schaftlich gestaltet und mit Konfliktprävention bzw. 
konfliktsensiblen Ansätzen verknüpft werden. In die 
Planung und Umsetzung der Maßnahmen sollte die 
lokale Bevölkerung unbedingt eingebunden werden, 
auch um eine breitere Legitimierung durch Dialog und 
Selbstwirksamkeit zu erlangen.

> Auf Ebene der Vereinten Nationen sollte Deutschland 
die Einbindung Indigener und lokaler Gemeinschaften 
basierend auf dem Prinzip der freien, vorherigen und 
informierten Zustimmung (Free, Prior and Informed 
Consent) weiterhin vorantreiben, wie das z. B. im 
Rahmen der CBD und der Einrichtung des Subsidiary 
Body on Article 8(j) (SB8j) geschehen ist. Bei der 
Förderung und Umsetzung entsprechender Projekte, 
sowohl auf lokaler als auch auf zwischenstaatlicher 
Ebene, sollte stets auf geschlechtsbezogene Gleich-
stellung geachtet und Frauen und Mädchen in ihrer 
Wirkmacht bestärkt werden.

Bei Wiedereinführung des Zivil- oder Militärdienstes 
das ökologische oder soziale Jahr gleichermaßen 
anerkennen
Um die gesellschaftliche Verantwortung junger Men-
schen und zwischenstaatliche bzw. lokale Kooperation 
zu stärken, empfiehlt der WBGU, das freiwillige ökolo-
gische und soziale Jahr als gleichwertig gegenüber dem 
freiwilligen Wehrdienst anzuerkennen. Insbesondere bei 
Wiedereinführung eines verpflichtenden Zivil- und Mi-
litärdienstes, sollte das ökologische oder soziale Jahr als 
Teil eines Gesellschaftsjahres, durchgeführt entweder im 
Inland oder im Ausland, gleichwertig anerkannt werden.

Im Inland könnten dafür z. B. Renaturierungspro-
jekte im Rahmen des Aktionsprogramms Natürlicher 
Klimaschutz infrage kommen, im Ausland z.B. Projekte 
im Rahmen der Wiederherstellungsverordnung der EU 
sowie Environmental-Peacebuilding-Projekte. Bei der 
Durchführung eines solchen ökologischen Gesellschafts-
jahres sollten die Freiwilligen organisatorisch, institutio-
nell und finanziell stärker unterstützt werden.

Konfliktsensible Ansätze institutionalisieren 
und deren Umsetzung erforschen
Um sicherzustellen, dass Interventionen an der Schnitt-
stelle Umwelt, Klima und Sicherheit vor Ort tatsächlich 
friedensfördernd wirken, sollten Maßnahmen stets ent-
lang des Do-no-Harm-Prinzips konfliktsensibel kon-
zipiert und umgesetzt werden (Schmeidl et al., 2023). 
Der WBGU empfiehlt, dass Förderorganisationen das 
Do-no-Harm-Prinzip in ihre Kriterien und Schutzmaß-
nahmen (safeguards) verbindlich aufnehmen und Mittel 
für Konfliktanalysen, Partizipation mit lokalen Akteuren 
und lokale Schlichtungsmechanismen bereitstellen soll-
ten. Um auf Dynamiken oder Schwierigkeiten während 
der Umsetzung reagieren zu können, sollten Programme 
fortlaufend angepasst werden können (adaptive pro-
gramming; Schmeidl et al., 2023). Außerdem schließt 
sich der WBGU der Empfehlung des Beirats Zivile Krisen-
prävention und Friedensförderung an, dass die Interna-
tionale Klimaschutzinitiative der deutschen Bundesregie-
rung (IKI) Konfliktsensibilität in ihre Schutzmaßnahmen 
(safeguards) aufnehmen sollte (Vinke et al., 2024: 52). 
Um das Risiko zu senken, dass Konfliktsensibilität nur 
eine weitere Pflichtanforderung zum Abhaken darstellt 
(Schmeidl et al., 2023), bedarf es neben Förderkriterien 
auch einer Lernbereitschaft und der kritischen Ausein-
andersetzung mit bisherigen Projekten. Vor dem Hinter-
grund erstarkender autoritärer Kräfte in Ländern auf 
allen Kontinenten ist die konfliktsensible Ausgestaltung 
von Kooperationsprojekten und -programmen auch eine 
Form des Demokratieschutzes (Leininger und Schiller, 
2024).
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Leitlinien für zivile Konfliktprävention in die 
Umsetzungsrichtlinien der nationalen Sicherheits-
strategie integrieren
Umweltbezogene Zusammenarbeit zur Friedensförde-
rung stellt einen Ansatzpunkt zur Operationalisierung 
der Nationalen Sicherheitsstrategie dar, der Aspekte 
der zivilen Krisen- und Konfliktprävention integriert. In 
der Fortschreibung der Nationalen Sicherheitsstrategie 
Deutschlands ist es von zentraler Bedeutung, darauf zu 
achten, dass die Leitlinien für zivile Konfliktprävention 
in der Strategie als eines der Umsetzungsinstrumente 
genannt und so mit den notwendigen Kapazitäten für 
ihre Umsetzung versehen werden (wie es auch vom 
Beirat Zivile Krisenprävention und Friedensförderung 
an die Bundesregierung herangetragen wird). Außer-
dem empfiehlt der WBGU, dass die Nationale Sicher-
heitsstrategie gerade auch in konfliktpräventiven und 
friedensfördernden bzw. friedenssichernden Ansätzen 
(inklusive Verhandlungen zwischen Konfliktparteien) 
eine paritätische Besetzung durch beide Geschlechter 
anvisiert und umsetzt.

1.6.2
Forschungsempfehlungen

1.6.2.1
Forschung an der Schnittstelle zwischen Umwelt 
und Sicherheit stärken
Zusätzlich zu einer intensivierten Forschung zur effizi-
enten und zeitnahen Umsetzung von Klima- und Natur-
schutzzielen als Sicherheitsmaßnahmen, insbesondere 
unter Berücksichtigung der zunehmenden Vulnerabilität 
mariner und terrestrischer Ökosysteme, braucht es ver-
stärkt auch interdisziplinäre Forschungsinitiativen an der 
Schnittstelle zwischen Umwelt und Sicherheit.

Der WBGU empfiehlt:

Erforschung von Sicherheitsaspekten aus 
großräumigen, schleichenden Veränderungen 
verstärkt fördern
Großräumige, schleichende Umweltveränderungen bis 
hin zu Kipppunkten wirken als Risikoverstärker für die 
menschliche Sicherheit (Abb. 1.1-2). Sicherheitsaspekte 
durch Klimawandel, Veränderungen lokaler und regiona-
ler Ökosysteme, Verschmutzung und sozioökonomische 
Beziehungen sollten daher stärker erforscht werden.

Evidenzbasis für die Verbindung zwischen 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Verschmutzung 
und Konflikten verbessern
Als Voraussetzung für die Sicherheitsanalyse sollte die 
Evidenzbasis für die Verbindung zwischen Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust, Verschmutzung und Konflikten 

aufbauend auf den IPCC-Berichten verbessert und regio-
nal deutlicher herausgearbeitet werden. Es fehlen insbe-
sondere Studien dazu, wie sich Klimawandel, Biodiversi-
tätsverlust und Verschmutzung (z.B. durch Plastik) sowie 
ihr Zusammenwirken auf die Verluste von Ökosystemen 
und deren Leistungen, auf gesellschaftliche Destabilisie-
rungstendenzen oder gewaltsame Konflikte auswirken. 
Die Erforschung der Risikokaskaden von Umweltschä-
den (auch über große Distanzen hinweg; telecoupling) 
spielt hierbei eine besondere Rolle für menschliche 
sowie nationale und internationale Sicherheitsrisiken 
und mögliche Folgerisiken (z.B. Ernährungsunsicherheit, 
Gesundheitsgefahren, Flucht und Konflikte).

1.6.2.2
Forschung zu Biodiversitätsfolgen und Geopolitik 
von CDR ausweiten
Die Forschungsprogramme CDRmare und CDRterra 
bieten bereits gute Ansätze, um die Wissensbasis für 
eine verantwortlichen Umgang mit CDR zu verbreitern. 
Grundlagenforschung zum Einfluss und vor allem zu 
langfristigen Risiken von Methoden zur Bindung und 
Speicherung von CO2 auf marine und terrestrische Bio-
diversität sowie zu deren Beherrschung sollte ausge-
weitet werden. Wichtig ist auch ein vertiefter Blick auf 
die geopolitische Dimension einer Skalierung von CDR 
und potenzieller (auch unilateraler) Einsätze von SRM.

1.6.2.3
Inventarisierung und gesetzliche Priorisierung 
natürlicher Infrastruktur wissenschaftlich 
unterstützen
Die Inventarisierung und gesetzliche Verankerung der 
Priorisierung natürlicher Infrastruktur sollte wissen-
schaftlich begleitet werden. Gleichzeitig sollten in wis-
senschaftlichen Innovationhubs gesellschaftliche Akteu-
re zum Schutz und zur Wiederherstellung der natürlichen 
Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz eingebunden 
werden. Die Zusammenhänge zwischen Selbstwirksam-
keit und Akzeptanz von Maßnahmen sollten noch besser 
wissenschaftlich erfasst werden (Teilgutachten 2). Um 
besser auf Risiken durch Umweltveränderungen und die 
damit verbundenen Gefährdungen wie Extremereignisse 
vorbereitet zu sein, bedarf es verstärkter Forschung zu 
strategischen Foresight-Prozessen, Szenarienanalysen 
und der Weiterentwicklung von Frühwarnsystemen. 
Diese Foresight-Prozesse und Frühwarnsysteme müssen 
der Tatsache Rechnung tragen, dass Umweltrisiken nicht 
isoliert auftreten, sondern miteinander verflochten sind 
und sich in ihren Auswirkungen gegenseitig verstärken.
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Zu Weiterentwicklung effektiver, übergreifender 
Frühwarnsysteme und Prävention forschen
Die Forschung zu Frühwarnsystemen zum Schutz na-
türlicher Infrastruktur vor Lebensraumverlust und für 
resiliente nationale Ernährungs- und Energiesysteme 
(präventiv, aber auch für die dezentrale Versorgung im 
Notfall) muss gestärkt werden. Besonders relevant hier-
für ist die Forschung zu robusten Indikatoren für solche 
Frühwarnsysteme, die Umweltveränderungen systema-
tisch mit sicherheitsrelevanten Risiken verknüpfen. Ins-
besondere Telecoupling-Effekte sollten bei der Entwick-
lung der Frühwarnsysteme mitbedacht werden. Denn 
solche Effekte können ganze Systeme destabilisieren, 
weil sie über Sektoren und Regionen hinweg wirken und 
kritische Funktionen weltweit beeinträchtigen können, 
z. B. das globale Ernährungssystem, das Finanzsystem 
und das Energiesystem. Das Zielbild hierfür sollte ein 
standardisiertes Umwelt-Sicherheits-Monitoring sein, 
das z.B. in nationale Lagebilder integriert werden kann. 
Solche Forschungskonzepte könnten sowohl aufgrund 
ihres synergetischen Nutzens für den Bevölkerungs-
schutz als auch verteidigungsstrategisch beispielsweise 
im Rahmen der durch die Hightech Agenda Deutsch-
land angestoßenen Innovation Hubs für Sicherheit und 
Verteidigung oder über eine weitere Anpassung der 
Forschungsrichtlinie initiiert werden. Auch die in der 
Hightech Agenda geplante Erforschung und Entwicklung 
sicherer und resilienter Kommunikationstechnologien 
könnte sich auf die Nutzung für Frühwarnsysteme der 
natürlichen Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz 
ausrichten (BMFTR, 2025: 35; BMFTR, 2026).

Außerdem sollte erforscht werden, wie trotz öffentlich 
finanzierter Schutzmaßnahmen und Wiederaufbauhilfen 
private Anreize zur Schadensvermeidung bzw. Anpas-
sung erhalten bleiben können. Zum Beispiel sollte die 
Erwartung staatlicher Hilfen nicht dazu führen, dass 
Häuser in überschwemmungsgefährdeten Gebieten 
gebaut oder nach einer Überschwemmung genau dort 
wieder errichtet werden. Außerdem sollten Maßnahmen 
erforscht werden, wie humanitäre Finanzierung schneller 
bereitgestellt werden kann und welche administrativen 
und politischen Hürden überwunden werden müssen, 
damit humanitäre Mittel präventiv statt reaktiv ein-
gesetzt werden können.

Die Bedeutung der natürlichen Infrastruktur
für den Bevölkerungsschutz in der Forschung
stärker hervorheben
Angesichts der zunehmenden Gefahren des sich be-
schleunigenden Klimawandels und Biodiversitätsver-
lustes und ihrer Wechselwirkungen für die menschliche 
Sicherheit sollte die Bundesregierung noch stärker die 
transdisziplinäre wissenschaftliche Zusammenarbeit 
forcieren, insbesondere in Bezug auf vorausschauende 

Sicherheitspolitik und Bevölkerungsschutzmaßnahmen. 
Internationale und interdisziplinäre Forschungsprogram-
me mit ähnlicher Zielsetzung wie beispielsweise WASCAL, 
SASSCAL und Biodiversa+ sollten fortgesetzt und noch 
stärker um den nationalen und internationalen Sicher-
heitsbezug erweitert werden. Auch EU-Horizon- oder 
DFG- und Belmont- Projekte, die naturbasierte Sicher-
heitslösungen untersuchen, hält der WBGU für wertvoll.

Konkret sollte im Rahmenprogramm der Bundesregie-
rung „Forschung für die zivile Sicherheit“ (2024–2029) 
die Bedeutung der natürlichen Infrastruktur und Biodi-
versität für gesellschaftliche Resilienz und zivile Sicher-
heit noch stärker hervorgehoben und durch konkrete 
Forschungsmaßnahmen untermauert werden, z. B. im 
Handlungsfeld „Resilienz steigern“. Zwar wird vorsor-
gendes Risikomanagement in Hinblick auf langfristige 
umweltbezogene Sicherheitsrisiken adressiert, die schüt-
zende Wirkung natürlicher Infrastruktur wird jedoch 
bisher nicht genügend erforscht. Das Handlungsfeld 

„Sichere Versorgung unterstützen“ umfasst die Bereiche 
Energie, Ernährung und Gesundheit, es fehlt aber zur-
zeit die Bedeutung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und der Biodiversität für die Bereitstellung vieler die-
ser Produkte (BMBF, 2024: 14). Forschungsinitiativen 
zum Schutz vor dem Verlust der Bewohnbarkeit und zu 
resilienten Ernährungs- und Energiesystemen könnten 
z.B. verstärkt die Verbindungen zwischen lokaler und 
regionaler Biodiversitätsentwicklung und Lebensmit-
telversorgung untersuchen. Ansätze in der Forschung 
zur zivilen Sicherheit könnten dabei mit existierenden 
Fördermaßnahmen und -schwerpunkten des BMFTR 
verknüpft werden, z. B. mit „Nachwuchsgruppen Glo-
baler Wandel: Klima, Umwelt und Gesundheit“ oder 

„Interventionsstudien für gesunde und nachhaltige Le-
bensbedingungen und Lebensweisen“, die gleichermaßen 
Gesundheitsförderung und ökologische Nachhaltigkeit 
adressieren. Die Förderrichtlinie „Stärkung der Resilienz 
der Bevölkerung in Krisen- und Katastrophenlagen“ 
sollte mit ihrem integrierten Sicherheitsverständnis als 
essenzielle Grundlage für eine handlungsfähige Bevöl-
kerung fortgeführt und um resilienzstärkende Potenziale 
natürlicher Infrastruktur ergänzt werden.

Inventarisierungskriterien für die Priorisierung 
von Flächen zur Stärkung natürlicher Infrastruktur 
entwickeln
Für die Stärkung funktions- und leistungsfähiger natür-
licher Infrastruktur für den Bevölkerungsschutz sowie 
ihrer Mehrgewinne für Biodiversitäts-, Wasser- und Kli-
maschutz sollten global und national die Flächenverfüg-
barkeit und jeweiligen Ökosystemleistungen identifiziert 
und entsprechend ausgewiesen werden. Hierzu braucht 
es Inventarisierungskriterien für natürliche Infrastruktur 
und Vorgehensweisen, wie z. B. die (KI-unterstützte) 
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Auswertung bestehender (Fernerkundungs-)Daten-
banken und partizipative Formate, die dazu beitragen 
können, die besten Flächenpotentiale auszuweisen. Wo 
bislang keine Daten zur Verfügung stehen, sollte die 
Datenverfügbarkeit ermöglicht werden. Im Anschluss 
sollten strategische Foresight-Programme greifen, um 
gemeinsam mit gesellschaftlichen Akteuren mögliche 
Zukunftsszenarien zu entwickeln, auszuwerten und zu 
guten, gesellschaftlich getragenen Programmen zur Stär-
kung natürlicher Infrastruktur zu gelangen.

Kritische Erfolgsfaktoren zu Design, Management
und Leistung von natürlicher Infrastruktur für 
Bevölkerungsschutz untersuchen
Um die Erfolgsfaktoren zum Design, Management und 
zur Leistung von natürlicher Infrastruktur für den Bevöl-
kerungsschutz regelmäßig auf ihren Sicherheitsnutzen 
zu evaluieren, braucht es Forschung. Solche Forschung 
sollte evidenzbasierte Daten zur Effektivität und mög-
lichen Trade-offs sowie zum Kosten-Nutzen-Verhält-
nis und möglichen Mehrwerten liefern, um zum einen 
politische Entscheidungen und Argumente für die Wahl 
von natürlicher Infrastruktur zu unterstützen und zum 
anderen Entscheidungen über private und öffentliche 
Investitionen in diese Infrastruktur und den Willen zu 
langfristigen Verpflichtungen zu fördern. Hierfür eignen 
sich insbesondere auch Foresight-Analysen mit dem 
Erstellen von Zukunftsszenarien, um nichtlineare Ef-
fekte, kumulative Risiken und potenzielle Kipppunkte, 
z. B. in komplexen Ernährungssystemen, frühzeitig zu 
erkennen. Solche Modelle können als Grundlage für 
Frühwarnsysteme und präventive sicherheitspolitische 
Entscheidungen dienen. Insbesondere sollte Forschung 
zu naturbasierten Lösungen (NbS) für den Bevölkerungs-
schutz unter den Bedingungen in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens (LMIC) gefördert werden, da ein 
Großteil der bestehenden Studien zu NbS aus Hochein-
kommensländern (HIC) stammen. Somit herrscht dies-
bezüglich ein Mangel an Wissen. Bisher gibt es zu wenig 
Daten und Datenreihen für die Regionen der Welt, die 
besonders vulnerabel im Hinblick auf die Auswirkungen 
der Umweltveränderungen sind (Li et al., 2021).

Es sollte zudem erforscht werden, wie Selbstwirksam-
keit und Empowerment durch die gemeinsame Umset-
zung von Wiederherstellungsmaßnahmen durch lokale 
Behörden, Flächen- und Gewässerverantwortliche sowie 
zivilgesellschaftliche Akteure und Vereine bzw. nationale 
und internationale Investoren gestärkt werden können. 
Modellprojekte mit Multiplikatorwirkung sollten wissen-
schaftlich begleitet werden, um der Politik Best-Practices 
und Skalierungsmöglichkeiten aufzuzeigen.

Naturbasierte Verteidigung gegenüber militärischen 
Bedrohungen durch Forschung begleiten und 
evaluieren
Pilotprojekte entlang der NATO-Außengrenzen zu natur-
basierten Verteidigungsstrukturen, d.h. zur Einrichtung 
naturbasierter Schutzzonen gegenüber militärischen 
Bedrohungen, wie z. B. Moorrenaturierung zum Grenz-
schutz, sollten von interdisziplinären Forschungsprojek-
ten begleitet werden, die diese hinsichtlich ihrer öko-
logischen, sozialen und verteidigungsstrategischen Aus-
wirkungen untersuchen. Die grundlegende Erforschung 
der Potenziale von natürlicher Infrastruktur bzw. natur-
basierten Lösungen für den Bevölkerungsschutz sowie 
für die Verteidigung, die Analyse der damit verbundenen 
Synergien, der Herausforderungen und Nebeneffekte 
insbesondere für Öko- und Sozialsysteme könnten bei-
spielsweise im Rahmen der Innovation Hubs für Sicher-
heit und Verteidigung, verankert in der Hightech Agenda 
Deutschland, stattfinden (BMFTR, 2025: 34).

1.6.2.4
Forschung zu sicherheitsrelevanten Mehr-
gewinnen aus kooperativem Ökosystemschutz und 
Ressourcenmanagement

Begleitforschung für konfliktsensible Ansätze 
und Environmental Peacebuilding in deutscher 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitärer 
Hilfe fördern
Die Forschung zur friedensfördernden bzw. konflikt-
präventiven Wirksamkeit von grenzüberschreitenden 
Naturschutzprojekten und Environmental-Peacebuild-
ing-Prozessen muss weiterentwickelt werden. Dabei 
müssen vor allem konflikt- und geschlechtssensible 
Ansätze erforscht werden. Insbesondere fehlen Lang-
zeitstudien zum Einfluss transnationaler Projekte für 
die Wiederherstellung und den Schutz der Natur auf 
zwischenstaatliche und innerstaatliche Beziehungen, 
weil sich einige Effekte ggfs. indirekt ergeben oder auch 
erst nach Jahren zeigen. Außerdem braucht es weite-
re Studien zu den sozioökonomischen Mehrgewinnen 
(einschließlich für die Gleichstellung der Geschlechter) 
aus Environmental-Peacebuilding-Ansätzen. Ebenfalls 
sollte es verstärkt Forschung zu den Mechanismen der 
sozialen Teilhabe in Projekten geben, einschließlich der 
paritätischen Einbeziehung unterschiedlicher Geschlech-
ter. Als Ergebnis einer solchen Begleitforschung könnte 
z.B. ein evidenzbasierter Best-Practices-Katalog für die 
Umsetzung von Environmental-Peacebuilding-Projek-
ten in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit er-
stellt werden. Dabei kann auf existierenden Ansätzen 
aufgebaut und diese erweitert werden (z. B. Ajroud et 
al., 2017). Der WBGU empfiehlt die Förderung einer 
inklusiven und pluralistischen Wissensproduktion, die 
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sowohl peer-reviewed Wissenschaft als auch lokales 
und indigenes Wissen einbezieht (Corbera et al., 2024; 
WBGU, 2024a).

Erforschung unterschiedlicher Wissenssysteme und 
ihrer Rolle in der Ausgestaltung konfliktsensiblen 
Ressourcenmanagements fördern
Der informierte, klug abgewogene Umgang mit bei-
spielsweise umweltbedingten Sicherheitsrisiken setzt 
in lokalen Kontexten weltweit, wie auch im transregio-
nalen Austausch und auf multilateraler Ebene voraus, 
dass wir wissen, inwiefern wissenschaftliche und nicht 
wissenschaftliche Wissenssysteme Grundlage für Ent-
scheidungsprozesse darstellen und diese mitgestalten.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt der WBGU, em-
pirischer Forschung zum Macht-Wissen-Komplex und 
somit zu den Strukturen und Praktiken unterschied-
licher Wissenssysteme, Governance-Systeme und ihrer 
gegenseitigen Bedingtheit zu fördern. Insbesondere um 
den konfliktsensiblen Umgang mit dem Umweltwandel 
und mit den natürlichen Ressourcen weltweit zu er-
möglichen, sollte die Forschung Ansätze entwickeln, um 
die strukturellen Besonderheiten indigener und lokaler 
Wissenssysteme systematisch in Indikatorenwerke zu 
integrieren, also etwa in die Standards für Datenbank-
erstellungen und Langzeitdatenreihen, die beispielsweise 
Klimamodellen oder ökologischen Modellierungen zu-
grunde liegen. Dies setzt voraus, dass die strukturellen 
Charakteristika von Wissenssystemen erhoben werden. 
Gerade in zentralisiert wie auch vertikal hierarchisch 
geprägten Wissenssystemen ist neben der gebündelten 
Sichtbarmachung bestimmter Wissensbestände auch die 
systematische Einbindung von Nicht-Wissen relevant. 
Dies bedeutet, dass bestimmte Erkenntnisse zwar ge-
sellschaftlich bekannt sind, aber nicht oder in geringerem 
Umfang in Entscheidungsprozesse fließen, beispielsweise 
in das Design von Frühwarnsystemen oder in Ansätze 
des Katastrophenschutzes. Beispiele hierfür finden sich 
im Umgang mit Nuklearkatastrophen wie in Fukushima 
oder Tschornobyl oder auch im Design von Tsunami-
Frühwarnsystemen.
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Glossar
Das Glossar findet sich online unter www.wbgu.de/hg-sicherheit-glossar
Es wird sukzessive mit dem Erscheinen der folgenden Teilgutachten weiterentwickelt.
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